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Hans-Georg Betz

Radikal rechtspopulistische Parteien in Westeuropa

Die politische Landschaft der hochentwickelten
Staaten Westeuropas ist zu Beginn der neunziger
Jahre zunehmend von Unberechenbarkeit und Un-
bestindigkeit bestimmt. Dabei sind vor allem die
etablierten Parteien zum Hauptzielpunkt der Kri-
tik geworden. Schlagworte wie Parteienverdros-
senheit und Krise des Parteiensystems unter-
mauern die seit lingerem aufgestellte fachwissen-
schaftliche These vom Niedergang der etablierten
Parteien. Die Parteienkrise spiegelt sich wider
einerseits in einer fortschreitenden Lockerung tra-
ditioneller Parteienbindungen, der Erosion sub-
kultureller konfessionell oder gewerkschaftlich ge-
prigter politischer Lager und dem Anstieg des
Anteils an Wechselwahlern; andererseits, auf-
grund zunehmender Unzufriedenheit mit politi-
schen Parteien, in sinkender Wahlbeteiligung und
steigender Bereitschaft zur Wahl von Protest- und
Splitterparteien.

Vorangetrieben wurde dieser ProzeB vor allem
durch die Bildungsexplosion der vergangenen zwei
Jahrzehnte, die eine Generation jiingerer Biirger
mit formal hoher Bildung und dezidiert postmate-
riellen Werten hervorbrachte. Aufgewachsen im
Wohlstand ist diese Generation der heute DreiBig-

und Vierzigjihrigen mehr an Selbstverwirklichung
und politischer Partizipation als an Vermehrung
materiellen Wohlstands interessiert'). Politische
Beobachter, die diesen Trend in den achtziger
Jahren verfolgten, erwarteten steigende Erfolgs-
chancen unkonventioneller linker Parteien sowie
des gesamten linken Blocks — Erwartungen, die
sich mit den-anfinglichen spektakuliren Erfolgen
griiner, alternativer, und &#hnlicher ,links-liberté-
rer* Parteien auch zu erfiillen schienen?). Der
Beginn der neunziger Jahre konfrontiert den Be-
obachter jedoch mit einem Paradox: Nicht links-
libertére, sondern radikal rechtspopulistische Par-
teien stellen die wichtigste Herausforderung des
etablierten Parteiensystems dar.

Der folgende Beitrag setzt sich mit dem scheinbar
unaufhaltsamen Aufstieg radikal rechtspopulisti-
scher Parteien in Westeuropa auseinander. Sein
Schwerpunkt liegt zum einen auf einer Synopse der
Bandbreite radikal rechtspopulistischer Parteien
und ihrer politischen Bedeutung, zum anderen im
Versuch einer Begriffsdefinition des radikalen
Rechtspopulismus sowie einer Analyse moglicher
Erklirungsansitze ihres Aufstiegs und ihrer Er-
folge.

I. Entwicklungen auf der nationalen Ebene

1. Osterreich

Die tsterreichische Nationalratswahl vom 7. Okto-
ber 1990 fithrte zu den gravierendsten Erschiitte-
rungen und weitreichendsten Verdnderungen der
politischen Kriifteverhiltnisse in Osterreich seit
dem Zweiten Weltkrieg®). Die &sterreichische
Volkspartei (OVP) verlor im Vergleich zu 1986
mehr als neun Prozent ihrer Stimmen; auch die
Sozialdemokraten (SPO), ihre Gegenspieler, hiel-

———— e

') Vel. Ronald Inglehart, Culture Shift in Advanced Indu-
strial Society, Princeton 1990,

) Vgl. Herbert Kitschelt, Left-Libertarian Parties in
Western Democracies: Explaining Innovation in Competitive
Party Systems, in:, World Politics, 40 (1988) 2, 8. 127-154;
ders., New Social Movements and the Decline of Party
Organization, in: Russell J. Dalton/Manfred Kuechler
(Hrsg.), Challenging the Political Order: New Social and
Political Movements in Western Democracies, New York
1990, §. 179-208.

%) Vgl. Fritz Plasser/Peter A. Ulram, Abstieg oder letzie
Chance der OVP?, in: Osterreichische Monatshefte, 46
(1990) 7, 5. 6-15.

ten nur knapp ihr Ergebnis. Damit waren beide
GroBparteien, zumindest wahlstatistisch gesehen,
die eindeutigen Verlierer der Wahl. Der groBe
Gewinner war zweifellos Jérg Haider, der strah-
lende Spitzenkandidat der Freiheitlichen Partei
Osterreichs (FPO), die mit 16,6 Prozent der Stim-
men ihr Ergebnis von 1986 um fast 7 Prozentpunk-
te verbessern konnte.

Haiders Triumph ist der vorldufige Hohepunkt des
spektakulidren Wiederaufstiegs der FPO, die noch
Mitte des Jahres 1986 fast vollstindig von der
politischen Szene verschwunden schien. Nachdem
die Partei zwischen 1979 und 1983 von 6 auf
4,9 Prozent abgefallen war, war sie im Frithherbst
1986 im politischen Meinungsklima auf ein Prozent
Wiihleranteil abgesunken und ,.als wahlpolitischer
Faktor somit abgetreten*®). Dies éinderte sich je-

4) Vgl. Fritz Plasser/Peter A. Ulram, Wahltag ist Zahitag.
Populistischer Appell und Wihlerprotest in den achtziger
Jahren, in: Osterreichische Zeitschrift filr Politikwissen-
schaft, 18 (1989) 2, S. 153.
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doch schlagartig, als im September 1986 die Partei
mit Jorg Haider einen jungen, charismatischen und
populistisch begabten Politiker zum Bundespartei-
obmann (Parteivorsitzenden) wihlte. Programma-
tisch bedeutete dies vor allem eine groBere Beto-
nung der deutschnationalen Wurzeln der Partei bei
einer gleichzeitigen Minderung ihrer liberalen
Komponente®). Mit seiner Kampagne gegen die
Privilegien der etablierten Politiker und der Biiro-
kratie und fiir mehr Nationalstolz gelang es Hai-
der, bei den Nationalratswahlen im November
1986 den Stimmenanteil der Partei fast zu verdop-
peln. DaB dieser Erfolg keine Eintagsfliege war,
bewiesen eine Reihe von Landtagswahlen, in de-
nen sich der Trend zur FPO fortsetzte. So gelang
der Partei 1988 zum ersten Mal der Einzug in den
niederdsterreichischen Landtag, und 1989 wurde
sie mit 29 Prozent der Wiihlerstimmen zweitstark-
ste Partei in Kirnten, was eine Steigerung um
13 Prozentpunkte bedeutete.

Es gibt gewiB eine Reihe von innerdsterreichischen
Griinden, die zur Erkldrung des Erfolgskurses der
FPO beitragen. Zu nennen wire vor allem die
nicht enden wollende Kette von Skandalen wiih-
rend der letzten Jahre, die bei den 6sterreichischen
Wiihlern eine wachsende Bereitschaft hervorrief,
den GroBparteien einen Denkzettel zu verpas-
sen®). Dariiber hinaus sollte man jedoch das Phi-
nomen Haider in einen groBeren, gesamteuropdi-
schen Rahmen einordnen. In diesem Rahmen
stellt Haider nur den zugegebenermaBen erfolg-
reichsten Vertreter eines neuen Typs radikal
rechtspopulistischer Parteien dar, der wiihrend des
letzten Jahrzehnts in einer wachsenden Zahl von
westeuropéischen Lindern FuB fassen konnte.

2. Deutschland

Die bundesdeutsche Offentlichkeit wurde zum er-
sten Mal im Friihjahr 1989 mit dieser Entwicklung
konfrontiert, als Franz Schénhubers Republikaner
spektakulire Erfolge bei den Wahlen zum Berliner
Abgeordnetenhaus und dann bei den Europawah-
“len erzielen konnten. Mit einem Programmge-
misch aus Deutschnationalismus, Auslinderfeind-
lichkeit und Appellen an kleinbiirgerliche Ressen-
timents vermochte Schonhuber kurzfristig mehr als
zehn Prozent der Bevélkerung fiir sich und seine
Partei einzunehmen’). Nur der Zusammenbruch
der DDR und Helmut Kohls forcierte Vereini-
gungspolitik vermochten den Erfolgskurs des Re-
publikaners abzubremsen. Die Sprachlosigkeit,

| | Pnyu———— L

5) Vgl. Anton Pelinka, Alte Rechte, neue Rechte in Oster-
reich. Zum aufhaltsamen Aufstieg des Jorg Haider, in: Die
Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, 36 (1989) 2,
S.103-109,

6) Vgl. F, Plasser/P. Ulram (Anm. 3), S.10-11,

7) Vgl. Dieter Roth, Die Republikaner. Schneller Aufstieg
und tiefer Fall einer i am rechten Rand, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 37-38/90, S. 27.
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mit der Schinhuber auf die sich iiberstiirzenden
Ereignisse reagierte, sowie sein Unvermdgen, aus
der wachsenden Feindseligkeit in der bundesdeyt-
schen Bevolkerung gegeniiber Aus- und Ubersied-
lern politisches Kapital zu schlagen®), filhrten 2y
einer Reihe von MiBerfolgen bei Landtagswahlen,
zu innerparteilichen Zwistigkeiten und schlieflich
zum raschen Verfall der Partei.

Dies muB jedoch noch nicht das Ende des radika-
len Rechtspopulismus in Deutschland bedeuten?),
So verfehlten die Republikaner bei den bayer-
schen Landtagswahlen im Oktober 1990 mit 4,9
Prozent nur knapp den Einzug in den Landiag,
Und bei den ersten gesamtdeutschen Wahlen
schnitten sie mit 2,1 Prozent der Stimmen (und
immerhin 5 Prozent in Bayern, groftenteils zu
Lasten der CSU, die 3,2 Prozentpunkte der Stim-
men verlor) besser ab als vor den Wahlen erwar-
tet'®). Dabei steht es noch hin, ob mit der Deut-
schen Allianz, im Januar von Schénhubers Rivalen
Harald Neubauer in Miinchen gegriindet, den Re-
publikanern ein ernsthafter Gegner am rechten
Rand erwachsen kann'?).

3. Norwegen und Diinemark

Beispiele fiir eine Renaissance schon totgesagter
rechtspopulistischer Parteien gibt es geniigend.
Ahnlich wie die FPO sind auch die norwegische
Fortschrittspartei (Fremskrittspartiet) und ihre di-
nische Schwesterpartei' (Fremskridtspartiet) Bei-
spiele eines erfolgreichen Comebacks in zum Teil
neuem politischen Gewand'?). Gegriindet im Jahre
1973 von Anders Lange als Partei ,,zur drastischen
Verringerung von Steuern, Abgaben und offentli-
chen Eingriffen*, gelang es der norwegischen Fort-
schrittspartei bei den Wahlen zum Storting im
selben Jahr auf Anhieb fiinf Prozent der Stimmen
und vier Sitze im Parlament zu gewinnen. Von da
an ging es jedoch stetig bergab. Nach Langes Tod
1974 reichte es 1977 nur noch zu 1,9 Prozent.

Unter Langes Nachfolger Carl 1. Hagen kam es
zwar zu einem Zwischenhoch von 4,5 Prozent (und
vier Sitzen) im Jahre 1981, jedoch bei den niichsten

) Vgl. Hans-Georg Betz, Politics of Resentment: Right-
Wing Radicalism in West Germany, in: Comparative Poli-
tics, 22 (1990) 1, §. 54.

9) Vgl. Konrad Schacht, Der Rechtsextremismus hat eine
Zukunft, in: Die Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, 38
(1991) 2, 8. 152-158.

10) Vgl. ZDF-Politbarometer, Die Stimmung im November,
in: Stiddeutsche Zeitung vom 20./21. November 1990, S.12;
s.a. Bundestagswahl 1990. Eine Analyse der ersten gesami-
deutschen Bundestagswahl am 2. Dezember 1990, Berichte
der Forschungsgruppe Wahlen e.V., Mannheim, Nr.6l/

*1990. :

1) Vgl. Deutsche Rundschau, Nr. 2 vom Februar 1991, 8. L.
12) Zu den beiden Parteien vgl. Peter Aimer, The Rise of
Neo-Liberalism and Right Wing Protest Parties in Scandina-
via and New Zealand: The Progress Parties and the New
Zealand Party, in: Political Science, 40 (1988) 2, §. 1-15.




Wahlen 1985 sackte die Partei mit nur 3,7 Prozent
der Stimmen (und zwei Sitzen) wieder ab. Da die
Wahlen allerdings keinen eindeutigen Gewinner
hervorbrachten, spielte die Fortschrittspartei eine
Rolle, die ihrem Wahlergebnis in keiner Weise
sukam: Unterstiitzte sie zuerst eine biirgerliche
Mehrheit unter Premierminister Willoch, so stiirz-
te sie im April 1986 dessen Regierung, indem sie
ihr politisches Gewicht der Arbeiterpartei lich.
Das Resultat war ein wachsender Vertrauensver-
lust zu Lasten der biirgerlichen Parteien und ein
Aufschwung der Fortschrittspartei. Der groBe
Umschwung kam bei den Gemeindewahlen im
Jahre 1987. Getragen von einer Welle der Politik-
verdrossenheit und wachsender Feindseligkeit ge-
geniibber Asylanten, die Hagen zum Kernpunkt
seiner Wahlkampagne machte, konnte die Partei
mehr als 10 Prozent der Stimmen auf sich vereini-
gen. Bei den Stortingwahlen im September 1989
schlieBlich avancierte sie mit 13 Prozent der Stim-
men und 22 Parlamentssitzen zur drittstirksten
norwegischen Partei'®). '

Die Entwicklung der diinischen Fortschrittspartei
gestaltete sich in vielem &dhnlich, war in den achtzi-
ger Jahren jedoch weniger spektakulir als die ihrer
norwegischen Schwesterpartei. Gegriindet 1972
von Mogens Glistrup, einem millionenschweren
Anwalt und Steuerrebellen, wurde die Partei 1973
bei der Wahl zum Folketing mit 15,9 Prozent der
Stimmen und 28 Sitzen die zweitstirkste Partei
nach den Sozialdemokraten. Withrend der folgen-
den turbulenten Jahre; in denen es zwischen 1973
und 1981 in jeweils zweijdhrigem Abstand zu Neu-
wahlen kam, verringerte sich der Stimmenanteil
der Partei jedoch stetig, bis er mit 3,6 Prozent und
vier Sitzen im Jahre 1984 ein Tief erreicht hatte.
1985 errechneten einige Meinungsumfragen sogar,
daB die Partei unter die zweiprozentige Sperrklau-
sel gefallen und damit politisch erledigt sei'®).

Der Grund fiir diesen Stimmenverlust lag primér
in der Haftstrafe wegen Steuerhinterziehung, die
Glistrup fiir einige Jahre aus dem politischen Ver-
kehr zog. Nachdem er 1985 aus der Haft entlassen
worden war, verbesserten sich die Chancen der
Fortschrittspartei jedoch merklich. 1987 erreichte
sie 4,8 Prozent der Stimmen und neun Sitze im
Parlament, und bei den Wahlen im Jahre 1988
konnte sie diese Stellung mit 9 Prozent auf 16 Sitze
weiter ausbauen. Dabei profitierte die Partei nicht
nur von einer wachsenden Auslidnderfeindlichkeit,
die Glistrup propagandistisch auszuschlachten

————

Y) Vgl. Tor Bjorklund, The 1987 Norwegian Local Elec-
tions: A Protest Election with a Swing to the Right, in:
Scandinavian Political Studies, 11 (1988) 3, S.211-234; s.a.
Bent Aardal, The Norwegian Parlamentary Election of
1989, in: Electoral Studies, 9 (1990) 2, S. 151-158.

") Vgl. Jorgen Goul Andersen, Electoral Trends in Den-
mark in the 1980's, in: Scandinavian Political Studies, 9
(1986) 2, 5. 173,

wubte, sondern auch von der pragmatischen Poli-
tik Pia Kjaersgaards, die unterdessen den Vorsitz
der Partei ibernommen hatte. Ihr ,hartes, direk-
tes Herangehen* an politische Probleme unter-
schied sich scharf von der Unentschlossenheit der
konservativen Regierungskoalition. Anstelle von
Neuwahlen sollten sich die Regierungsparteien ih-
rer Meinung nach auf eine Losung der Finanz- und
Agrarkrisen des Landes konzentrieren. ,Mit die-
ser Botschaft schien Kjaersgaard diejehigen zu er-
reichen, die der offensichtlichen Hilflosigkeit der
Regierung und der Lihmung der dinischen Politik
iiberdriissig waren.“'%)

Nachdem Glistrup im November 1990 aus der Par-
tei ausgeschlossen worden war, erreichte sie bei
den Wahlen im folgenden Dezember nur noch 6,4
Prozent der Stimmen und verlor vier Sitze im
Parlament. Das Beispiel der beiden Fortschritts-
parteien zeigt, daB ein Wiederaufstieg rechtspopu-
listischer Parteien mdéglich ist, vor allem, wenn sie
neue Themen besetzen. So gelang es den beiden
Parteien relativ schnell, vom Steuerprotest auf die
wachsende Auslinder- und Asylantenproblematik
umzuschalten und so neue Wiihler zu gewinnen.

4. Frankreich

Noch keiner der politisch bedeutsamen und dezi-
diert radikal rechtspopulistischen Parteien in
Europa wurde in der Vergangenheit so oft das
politische Aus vorhergesagt wie der franzbsischen
Nationalen Front (Front National, FN)'). Ge-
grindet im Oktober 1972 von franzdsischen
Rechtsradikalen unter Beteiligung des Bretonen
Jean Marie Le Pen, einem vormaligen Abgeordne-
ten der rechtspopulistischen Poujadisten, blieb die
FN wiihrend der siebziger Jahre weitgehend erfolg-
los. Dies dnderte sich rasch mit der kommunisti-
schen Regierungsbeteiligung nach dem Wabhlerfolg
der Sozialisten 1981 und ihrer Verstaatlichungspo-
litik, auf die die biirgerlichen Oppositionsparteien
nur mit Ratlosigkeit reagierten. Prompt erreichte
daraufhin die FN einen beachtlichen Erfolg bei
den Kommunalwahlen in Dreux 1983, bei denen
sie fast 17 Prozent der Stimmen im ersten Wahl-

%) Mary Paul Smith Jespersen, The Danish Defence Dilem-
ma: The Election of May 1988, in: West European Politics,
12 (1989) 1, S. 193,

16) Einen Uberblick Uber die Nationale Front bieten Monica
Charlot, L‘Emergence du Front national, in: Revue
Frangaise de Science Politique, 36 (1986) 1, S.30-45;
Subrata Mitra, The National Front in France - A Single-Issue
Movement?, in: West European Politics, 11 (1988) 2,
S.47-64; Roland Hohne, Die Renaissance des Rechtsextre-
mismus in Frankreich, in: Politische Vierteljahresschrift, 31
(1990) 1, S.79-96; Hans-Gerd Jaschke, Frankreich, in:
Frank GreB/Hans-Gerd Jaschke/Klaus Schénekis, Neue
Rechte und Rechtsextremismus in Europa. Bundesrepublik,
Frankreich, GroBbritannien, Opladen 1990, S. 38-43; Nonna
Mayer/Pascal Perrineau (Hrsg.), Le Front national 2 décou-
vert, Paris 1989,
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gang auf sich vereinigen konnte'”). Auf diesen
lokalen Erfolg folgte der nationale Durchbruch bei
den Europawahlen von 1984 mit fast 11 Prozent
der Stimmen. Bestitigung fand dieses Resultat bei
den Parlamentswahlen im Jahre 1986, bei denen
sie mit 9,9 Prozent der Stimmen im ersten Wahl-
gang dank des von den Sozialisten durchgesetzten
Verhiltniswahlrechts 35 Abgeordnete ins Parla-
ment entsenden konnte. Doch der groBte Erfolg
war Le Pen bei den Priisidentschaftswahlen 1988
beschieden. Mit 14,4 Prozent der Stimmen im er-
sten Wahlgang lag er nur knapp hinter dem Gaulli-
sten Chirac und weit vor dem Kandidaten der
Kommunisten.

Obwohl die Partei bei den Parlamentswahlen 1988
mit 9,7 Prozent hinter ihrem Ergebnis von 1986
blieb und mit der Wiedereinfilhrung des Mehr-
heitswahlsystems durch die Regierung Chirac bis
auf eine Ausnahme alle Parlamentssitze verlor,
bedeutete dies keineswegs das Ende Le Pens. Dall
mit der Partei ,trotz schwerer innerparteilicher
Konflikte auch weiterhin zu rechnen ist, zeigte die
Europawahl 1989, bei der die Organisation ihr
Ergebnis von 1984 mit 11,7 Prozent noch iiber-
traf“'®), Dariiber hinaus erzielte die Partei sensa-
tionelle Ergebnisse bei zwei Nachwahlen zur Na-
tionalversammlung in Dreux und Marseille im De-
zember 1989. In Dreux besiegte Marie-France Stir-
bois, die Frau des tddlich verungliickten vormali-
gen Generalsekretirs der Partei, im zweiten Wahl-
gang den gaullistischen Gegenkandidaten mit iiber
61 Prozent der abgegebenen Stimmen; in Marseille
verfehlte der FN-Kandidat mit 47 Prozent nur
knapp die Mehrheit gegen einen gemiiBigten Kan-
didaten, der von allen anderen Parteien unterstiitzt
wurde'?).

5. Flandern

Neben den bereits erwiihnten gehéren drei weitere
Parteien zum Kreis radikal rechtspopulistischer
Parteien: der Vlaams Blok im flimischen Teil Bel-
giens, die Schweizer Autopartei, und die in Ober-
italien beheimatete Lombardische Liga (Lega
Lombarda). Der Vlaams Blok wurde 1978 als
Wabhlbiindnis zweier flimischer Dissidentenorgani-
sationen aus der Taufe gehoben, die sich von der
flimischen Regionalistenpartei Volksunie abge-
spalten hatten. Letztere hatte ,.einen ProzeB politi-
scher Offnung durchlaufen und mehrheitlich den
unter der Regierung Tindemans geschlossenen

17) Vgl. Frangoise Gaspard, L’Evolution du F.N. 2 Dreux et
dans les environs (1978-1989), in: Revue politique et parla-
mentaire, 92 (1990) Januar/Februar, S. 62-69.

18) Uwe Backes, Extremismus und Populismus von rechts.
Ein Vergleich auf europiischer Ebene, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 46-47/90, S. 6.

19) Vgl. R. Hohne (Anm.16), S.82; s.a. Enquéte sur le
Front national, in: L'Express vom 23. Februar 1990,
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‘Pakt von Egmont mitgetragen, eine wesentliche

Grundlage fiir die seitherige Foderalisierung des
belgischen Einheitsstaates“?”), Mit ihrem Pro-
grammgemisch aus flimischem Nationalismus,
Auslinderfeindlichkeit, Klerikalismus und That-
cherismus erzielte der Vlaams Blok bei den Lokal-
wahlen 1988 erstmals groBere Erfolge. So erhielt
die Partei in Antwerpen, ihrer Hochburg, fast 18
Prozent der Stimmen?'). Bei den Europawahlen
1989 konnte sie an diese Ergebnisse ankniipfen,
Mit 6,6 Prozent der Stimmen in Flandern gewann
sie einen Sitz in StraBburg, wobei sie in Antwerpen
mehr als 20 Prozent und im flimischen Teil Briis-
sels mehr als 13 Prozent erzielte®).

6. Schweiz

Im Gegensatz zu Belgien haben ausldnderfeindli-
che Parteien in der Schweiz eine relativ lange
Tradition. Die traditionsreichste unter ihnen, die
Nationale Aktion gegen Uberfremdung von Volk
und Heinat (seit 1977 Nationale Aktion fiir Volk
und Heimat), wurde bereits 1961 gegriindet. Da-
neben gibt es seit 1964 in Genf die sogenannte
Vigilance, die 1985 durch aufsechenerregende Er-
folge bei den Genfer Kantonalwahlen (19 Prozent)
auf sich aufmerksam machte?®). Wihrend Nationa-
le Aktion und Vigilance eher dem nationalkonser-
vativen bzw. national-populistischen Spektrum zu-
zurechnen sind®*), handelt es sich bei der 1985
gegriindeten Autopartei um eine genuin radikal
rechtspopulistische Partei®3). Mit Forderungen wie
wireie Fahrt fiir freie Biirger,” ,mehr Schutz des
Eigentums durch die Polizei* und ,,SchluB mit dem
MiBbrauch des Asylrechts* konnte die Partei bei
den Nationalratswahlen 1987 mit 2,6 Prozent der
Stimmen zwei Mandate erringen, obwohl sie in nur
10 der 26 Wahlkreise Kandidaten aufstellte. Bei
nachfolgenden kantonalen Wahlen konnte die Par-
tei sich erheblich steigern. So erzielte sie in Schaff-
hausen knapp 10, in Thurgau 7 und in 8t. Gallen
5,2 Prozent der Stimmen. Fiir 1988/89 schitzten

) U. Backes (Anm. 18), S. 12. 4
21) Vgl. Piero Ignazi, The Far Right in Italy and Europe, m:
Italian Journal, 4 (1990) 5, S. 10. x
2) Vgl. Ferdinand Kroh, Der Marsch nach StraBburg, i
Die Zeit, Nr. 28 vom 7. Juli 1989, S. 11.

25) Zur Geschichte der Auslinderfeindlichkeit in der
Schweiz allgemein vgl. Christopher T. Husbands, The l?)’ﬂ?l‘
mics of Racial Exclusion and Expulsion: Racist Politics in
Western Europe, in: European Journal of Political Research,
16 (1988) 6, S. 714-716. Zur Vigilance siche Frangois ngt-
Ouen, Vers une remontée du national-populisme en Suisse?
Le cas de vigilants genevois, in: Schweizerisches Jahrbuch fir
Politische Wissenschaft, 26 (1986), S.211-224.

24) So zumindest F, Saint-Ouen (Anm. 23), S.211.

%) Vgl. Claude Longchamp, ,Linke und Griine an die Wand
nageln und mit dem Flammenwerfer drilber!* Die Autopar
tei unter der sozialwissenschaftlichen Lupe, Referat, gehal-
ten auf der Fachtagung Rechtspopulismus in Europa. Er
scheinungen, Ursachen und Folgen, Wien, 5.Dezember
1988.




Beobachter die Zahl der Sympathisanten der Par-
tei auf ungefihr 55 000, davon 10000 mit dauerhaf-
ter Parteibindung®®).

7. Lombardei

Der neueste Stern am rechtspopulistischen politi-
schen Himmel ist die norditalienische Lega Lom-
barda, die zusammen mit kleineren Ligen bei den
Jetztjdhrigen Kommunal- und Regionalwahlen fast
iiber Nacht zur viertstéirksten italienischen Partei
avancierte’’). Gegriindet wurde die Lega Anfang
der achtziger Jahre von Umberto Bossi, einem
Medizinstudenten aus der Provinz Varese, der seit
den Parlamentswahlen von 1987 die Belange der
Lega im italienischen Senat vertritt*®). Bis zu den
denkwiirdigen Wahlen vom Mai 1990 hielten sich
die Erfolge der Lega allerdings eher in Grenzen.
Zwar erreichten sie bei den Europawahlen mit 1,8

Prozent zwei Sitze in StraBburg, doch damit hoben
sie sich kaum vom Heer der italienischen Minipar-
teien ab. Dies 4nderte sich jedoch schlagartig bei
den Kommunal- und Regionalwahlen vom Mai
1990. Mit ihrer Formel ,,Weg von Rom" und dem
weit aggressiveren ,,Verjagen wir die Siidstaatler®,
zog sie mit 19 Prozent der Stimmen und 15 Abge-
ordneten noch vor den Kommunisten als zweit-
stiirkste Partei ins lombardische Regionalparla-
ment ein. Zusammen mit der Liga Veneta holten
die Ligen knapp 5,5 Prozent der Stimmen und
24 Sitze in den Regionalparlamenten. Damit lie-
Ben sie den Konkurrenten auf der Rechten, die
Neofaschisten, zumindest nach Prozenten weit hin-
ter sich. Dieser Erfolg scheint erst der Beginn des
Aufstiegs der Ligen zu sein. Nach Wahlumfragen
Ende letzten Jahres lag die Lega Lombarda bei
38 Prozent in der Lombardei und national bei ca.
10 Prozent®).

II. Das Erscheinungsbild des modernen radikalen Rechtspopulismus

Das Wiedererstarken rechtspopulistischer Parteien
und Organisationen in westeuropéischen Demo-
kratien wirft eine Reihe von Fragen auf. Zum
ersten stellt sich das Problem, ob die einzelnen
Parteien {iberhaupt vergleichbar, und falls ja, wie
sie zu klassifizieren sind. Erst nach einer eindeuti-
gen Klassifizierung ist es moglich, die Griinde ihrer
Anziehungskraft auf betrichtliche Wihleranteile
in den jeweiligen Liindern zu erforschen.

Obwohl die bisher besprochenen Parteien und Or-
ganisationen hinsichtlich ihrer programmatischen
und organisatorischen Dichte sowie der Intensitiit
ihres politischen Extremismus keineswegs ein ho-
mogenes Erscheinungsbild bieten, erscheint es
dennoch legitim, sie unter einem Begriff zusam-
menzufassen. Generell appellieren sie an die bei
vielen Wihlern latente Unzufriedenheit mit und
ihren wachsenden Unmut gegeniiber den etablier-
ten politischen Parteien und Parteibiirokratien. In
radikal neoliberaler Form fordern sie einen Abbau
des ihrer Meinung nach ausufernden Sozialstaats,
der staatlichen Interventionen sowie der Steuerlast
und propagieren statt dessen Eigeninitiative und
individuelles Unternehmertum. In durchaus kon-

%) Vgl. Wolf Lindner/Claude Longchamp, Parteibindun-
gen, Parteiimages und Konflikte bei Verkehrsabstimmun-
gen, UNIVOX.-Jahresbericht ,,Direkte Demokratie*, GIS-
Forschungsinstitut  Ziirich und Forschungszentrum  fiir
schweizerische Politik, Bern 1989, S. 4.

¥) Zur Lega Lombarda vgl. Renzo Di Rienzo, Una lega in
bianco, in: L'Espresso vom 10. Juni 1990, S. 16-19; 5.a. Karl-
W_ilhelm Macke, Der Aufstieg der ,Ligen* in Italien, in:
Die Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, 37 (1990) 10,
§. 688690,

&) Zur Person vgl. Piero Ottone, Il Numero Uno. Il Vero
x i, in: Epoca, Nr, 2096 vom 12. Dezember 1990, S. 68-76.
*) Vgl. Ulrich Hausmann, Regionalismus und Nationalstaat
heute, in: Kommune, 8 (1990) 11, 8.17.

servativer Art ergreifen sie Partei fiir den ,,Durch-
schnittsbiirger”, der sich zunehmend von wachsen-
der Kriminalitét, Drogen und AIDS bedroht fiihit.
In radikaler bis extremistischer Weise schlieBlich
nehmen sie weit verbreitete Animosititen gegen-
iiber Gastarbeitern, Einwanderern und Fliichtlin-
gen auf und schlagen daraus politisches Kapital.

Es ist vor allem dieses programmatische Gemisch,
das eine eindeutige und unumstrittene Kategorisie-
rung dieser Parteien und Organisationen er-
schwert. So gab es zum Beispiel wiithrend des Auf-
kommens der Republikaner einen heftigen Streit
dariiber, ob diese Partei als rechtsextrem oder nur
rechtsradikal zu bezeichnen sei’”). Inzwischen setzt
sich filr dieses Phiinomen jedoch in zunehmendem
MaBe der Begriff des Populismus durch®!). Darun-
ter ist ,eine um mehrheitliche Zustimmung wer-
bende Machtstrategie“ zu verstehen, ,die sich auf

3) Vgl. Gerhard Paul (Hrsg.), Hitlers Schatten verblaBt.
Die Normalisierung des Rechtsextremismus, Bonn 1990;
Matthias von Hellfeld (Hrsg.), Dem Hab keine Chance, Der
neue rechte Fundamentalismus, Koln 1989; Kurt Hirsch/
Wolfgang Metz, Die Republikaner — die falschen Patrioten,
Schriftenreihe der bayerischen SPD, Miinchen 1989. Zur
Diskussion im griBeren Rahmen vgl. Christopher T. Hus-
band, Contemporary Right-Wing Extremism in Western
European Democracies: A Review Article, in: European
Journal of Political Research, 9 (1981) 1, S. 75-99; Klaus von
Beyme (Hrsg.), Right-Wing Extremism in Western Europe,
London 1988.

31) Vgl U. Backes (Anm. 18); s. a. ders., Nationalpopulisti-
sche Protestparteien in Europa, in: Osterreichische Zeit- |
schrift fiir Politikwissenschaft, 20 (1991) 1, S.7-17; zu den
Fortschrittsparteien siche Jorgen Goul Andersen/Tor
Bjorklund, Structural Changes and new Cleavages: the Pro-
gress Parties in Denmark and Norway, in: Acta Sociologica,
33 (1990) 3, S.195-217; fiir die vgl. F. Plasser/P. A.
Ulram (Anm.4); fir die Autopartei vgl. C. Longchamp
(Anm. 25),
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die Erkenntnis des hypothetischen Volkswillens
beruft“*). Eine Fiihrerpersonlichkeit oder eine
Elite erhebt den Anspruch, fiir die nichtartikulier-
ten Forderungen und Gefiihle der Massen zu spre-
chen. Dabei fiihrt der Glaube, daB der ,gesunde
Menschenverstand* der Massen dem Wissen der
Herrschenden oder dem von Experten iiberlegen
sei, einerseits zu Forderungen nach direkter De-
mokratie, andererseits degeneriert er oftmals auch
zu bloBem Antiintellektualismus,

Der Populismus erhebt stets auch den Anspruch,
Partikular- und Sonderinteressen seien den Ge-
meinschaftsinteressen und dem Gemeinwohl un-
terzuordnen. Daraus ergibt sich eine dezidiert anti-
pluralistische Stofirichtung, denn in der pluralisti-
schen Demokratie sseht der Inhalt des Volkswil-
lens nicht a priori fest. Schlieflich manifestiert sich
im Populismus ein starker Glaube an die Moglich-
keit einfacher Losungen fiir die komplexen Proble-
me der modernen Welt, oftmals verbunden mit

einer riickwirtsgewandten Sehnsucht nach einer -

einfacheren, mythologisierten und idealisierten
Vergangenheit.

Diese ziemlich widerspriichliche Erscheinungs-
form des Populismus steht im Einklang mit einem
seiner weiteren Grundziige. So hat der argenti-
nisch-amerikanische = Populismusforscher Gino
Germani mehrmals auf das Selbstverstéindnis des
Populismus hingewiesen, sich in kein traditionelles
Links-Rechts-Schema einordnen zu lassen. Dar-
ilber hinaus stellt sich der Populismus als eine
klasseniibergreifende Bewegung dar, ,obwohl

nicht alle klasseniibergreifenden Bewegungen po-
pulistisch sind“**). Es sind diese Verquickung rad.
kaldemokratischer und reaktioniirer Grundziige
sowie seine plurale soziale Basis, die die Einord-
nung des Populismus so schwierig machen.

Beriicksichtigt man Uwe Backes’ Forderung, daf
der Begriff des politischen Extremismus auf die
Kategorisierung derjenigen politischen Gesinnup-
gen und Organisationen beschrinkt sein sollte, die
zum einen den demokratischen Verfassungsstaa
und seine fundamentalen Werte und Spielregeln
ablehnen, zum anderen das Prinzip menschlicher
Fundamentalgleichheit negieren>*), so handelt es
sich bei keiner der behandelten Parteien um
rechtsextremistische Organisationen in diesem en-
geren Sinn. In ihrem Erscheinungsbild, das zu
einem groBen Teil von charismatischen und vor
allem telegenen Fiihrerpersonlichkeiten mit ,me-
dialer Ausstrahlungskraft* geprigt ist**) und eher
konservativ-restaurative als revolutiondre Zige
aufweist, sind sie weit eher Reprisentanten eines
wiederauflebenden Rechtspopulismus, der nicht
nur auf Westeuropa beschrinkt ist*®). Dabei kniip-
fen ihre radikalen Vorstellungen vor allem zum
wachsenden Fliichtlingsproblem sowie ihre Li-
sungsvorschldge fiir dieses Problem durchaus an
traditionelle Erscheinungsformen des Populismus
z.B. in den Vereinigten Staaten an, die schon
immer in der Forderung gipfelten, Ausldnder und
Immigranten dorthin zuriickzuschicken, wo sie
hergekommen sind, und den Rest erst gar nicht
hereinkommen zu lassen’).

III. Griinde fiir die rechtspopulistische Renaissance

Wo liegen die Griinde fiir das massive Auftreten
radikal rechtspopulistischer Parteien am Ende des
zwanzigsten Jahrhunderts? Wichtige Griinde sind
gewiB zum einen die wachsende Politik- und Par-

32) vgl. U. Backes (Anm.18), S.13; J. G. Andersen/T.
Bjorklund (Anm. 31), S.200; s.a. Lawrence C. Mayer, Re-
defining Comparative Politics, Newbury Park 1989, 8. 2441,
3%) Gino Germani, Authoritarianism, Fascism, and National
Populism, New Brunswick, N.J. 1978, S.88; #hnlich Sey-
mour M. Lipset, Political Man (erginzte und erweiterte
Ausgabe), Baltimore 1981, S.493f.

) Vgl. Uwe Backes/Eckhard Jesse, Politischer Extremis-
mus in der Bundesrepublik Deutschland, Kéln 1989, §. 33.
35) Vgl. F. Plasser/P. A. Ulram (Anm. 4), S. 161; vor allem
P. Aimer (Anm. 12) verweist auf die (iberwiltigende Rolle
des Fernsehens beim Erfolg der hichst telegenen Mogens
Glistrup und Andreas Lange.

36) Beispiele wiren der frithere Ku-Klux-Klan-Fithrer David
Duke, der bei Vorwahlen im letzten Jahr in Louisiana im-
merhin 40 Prozent der Stimmen erhielt und die fundamenta-
listische indische Hindupartei Bharatiya Janata Party (BJP),
die 1989 88 Parlamentssitze gewinnen konnte. Vgl. Harald
Schmautz, Der Sog des Fundamentalismus, in: Kommune, 8
(1990) 9, §.26-29, :

37) Vgl. 8. M. Lipset (Anm. 33), S. 169,
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teiverdrossenheit, zum anderen die latente bis vi-
rulente Auslinderfeindlichkeit in vielen westeuro-
piischen Léndern, So gaben 1989 mehr als die
Hiilfte der Withler Le Pens an, aus Unzufrieden-
heit mit dem politischen System fiir die FN ge-
stimmt zu haben. Ahnliches gilt fir die Bundesre-
publik Deutschland, fiir Osterreich, Italien”) und,
wenn auch mit Einschriankungen, fiir Dinemark
und Norwegen®). Bei den osterreichischen Natio-

38) Vgl. Hans-Joachim Veen, ,Programm* und ,Wahler*
der Republikaner — Etablierung noch offen, in: Eichholz-
brief, (1989) 4, S.621f.; Richard Stdss, Parteikritik und Par-
teiverdrossenheit, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/
90, S. 15-24; Fritz Plasser/Peter A. Ulram, Politische Kultur
in Osterreich, in: Osterreichische Monatshefte, 46 (1990) 1,
S.22; Giorgio Bocca, Attenti, Milano non & uno scherzo, i
La Repubblica vom 8. Mai 1990, S. 4.

39) Vgl. J. G. Andersen/T. Bjorklund (Anm.31), S.202;
Arthur H. Miller/Ola Listhaug, Political Parties and Confi-
dence in Government: A Comparison of Norway, Swedet
and the United States, in: British Journal of Political Science.
20 (1990) 3, S.357-386; Henry Valen, The Storting Election
of 1989: Polarization and Protest, in: Scandinavian Political
Studies, 13 (1990) 3, S.289.




nalratswahlen 1986 begriindeten rund 90 Prozent
der Wechsler von SPO und OVP ihre Entschei-
dung, FPO zu wihlen, ,mit der Absicht, den bei-
den GroBparteien einen Denkzettel zu geben bzw.
der subjektiven Vermutung, daB die FPO in der
gegenwiirtigen Situation noch das kleinere Ubel
sei*’). Das Ergebnis der Wahl im letzten Jahr
zeigte, daB sich inzwischen diese Meinung nur
noch verstérkt hat.

1. Auslinderfeindlichkeit

Gewichtiger noch als Politik- und Parteienverdros-
senheit als Grund fiir den Erfolg rechtspopulisti-
scher Parteien ist die wachsende Auslinderfeind-
lichkeit weiter Teile der westeuropiischen Bevdl-
kerung. Nach einer Studie der Europiischen Ge-
meinschaft fiithlten sich 1989 zwischen 11 und
14 Prozent der Bevolkerung der Mitgliedsstaaten
durch die Priisenz von Menschen anderer Nationa-
litit, Rasse oder Religion beunruhigt, wobei Bel-
gier, Deutsche, Griechen, Franzosen und Diinen
besonders niedrige Toleranzschwellen aufwei-
sen'!). 5 Prozent der EG-Bevolkerung — 23 Pro-
zent der Dinen, 9 Prozent der Niederléinder,
8 Prozent der Deutschen, aber nur 3 Prozent der
Franzosen - betrachteten Immigranten als das
wichtigste Problem in ihrem Land*?). Dies kann
vor allem als eine Reaktion auf die anwachsende
Flut von Asylbewerbern gedeutet werden, die
Ende der achtziger Jahre zunehmend in den wohl-
habenden Lindern Westeuropas Schutz suchten.
So stieg zwischen 1983 und 1988 die Zahl der
Asylbewerber in Frankreich jahrlich um 9 Prozent,
in der Schweiz um 16 Prozent, in Osterreich um 22
Prozent, in Deutschland um 40 Prozent, in Déne-
mark um 43 Prozent, und in Norwegen gar um 113
Prozent*’),

Eine Reihe von Studien weist auf den Zusammen-
hang zwischen Auslinderfeindlichkeit und Unter-
stlitzung radikal rechtspopulistischer Parteien hin.
So erklidrten bei den franzosischen Prisident-
schaftswahlen 1988 fast 60 Prozent der Wiihler der
FN, das Auslinderproblem sei ausschlaggebend
gewesen fiir ihre Wahlentscheidung*!). Ahnlich
scheint 1989 auch bei den Anhéingern der Republi-
kaner und 1990 bei den Wihlern der FPS die

%) Fritz Plasser, Die Nationalratswahl 1986: Analyse und
politische Konsequenzen, in: Osterreichische Monatshefte,
42(1986) 8, S. 241.

#) Vgl. Commission of the European Community, Racism
;ngo Xenophobia, Eurobarometer Special, Briissel 1989,

£) Vgl ebd., S. 6.

) Vgl. OECD, SOPEMI 1989, Paris 1990, S. 3.

%) Vgl. L'Express vom 6.Mai 1988, S.14; s.a. Martin
Schain, Immigration and Changes in the French Party
System, in: Euroj Journal of Political Research, 16
(1988), 5. 597-621.

Asylanten-, und im deutschen Fall die Aussiedler-
frage, eine wichtige Rolle bei ihrer Wahlentschei-
dung gespielt zu haben*’).

Der Zusammenhang von Auslinderfeindlichkeit
und Wahl einer radikal rechtspopulistischen Partei
148t sich besonders eindrucksvoll am Beispiel der
norwegischen Fortschrittspartei aufzeigen. Ihre
Erfolge bei den Kommunalwahlen 1987 waren zum
groBen Teil eine Reaktion auf die Tatsache, daB
sich im Zeitraum von 1986 bis 1987 die Zahl der
Asylbewerber um fast 6000 Personen (von 2700
auf 8 600 Personen pro Jahr) erhdhte*). Die Partei
nutzte geschickt die wachsende Feindseligkeit ins-
besondere gegeniiber islamischen und farbigen
Fliichtlingen aus, wobei Carl Hagen nicht davor
zuriickschreckte, das Gespenst der Islamisierung
Norwegens an dic Wand zu malen*’). Das Resultat
war eine Verdreifachung der Stimmen gegeniiber
den Parlamentswahlen von 1985. Dieser Trend
setzte sich bei den Parlamentswahlen 1989 fort.
Die Fortschrittspartei erzielte hhere Gewinne in
Gemeinden mit einer groBen Anzahl von Asylan-
ten und Immigranten als in solchen mit nur weni-
gen Auslindern®®). Auch in Dinemark gelang es
der Fortschrittspartei, xenophobische Tendenzen
in Wahlerfolge umzumiinzen. Umfragen ergaben,
daB 1988, dem Jahr des spektakuliren Wiederer-
starkens der Partei, nur fiinf Prozent ihrer Anhiin-
ger eine positive Haltung gegeniiber islamischen
Immigranten und Asylanten hatten; die liberwilti-
gende Mehrheit ihrer Anhiinger sah generell in
allen Immigranten eine groBe Bedrohung der na-
tionalen Identitéit Dinemarks*”),

Obwohl diese Beispiele eine starke Wechselbezie-
hung zwischen Auslinderanteil und der Existenz
radikal rechtspopulistischer Parteien aufzeigen,
sollten sie nicht zu voreiligen, d.h. monokausalen
Schliissen fithren. Denn der Zusammenhang zwi-
schen den beiden Phinomenen ist keineswegs so
eindeutig, wie es auf den ersten Blick erscheinen
mag. So hat Nonna Mayer am Beispiel von Paris
dargestellt, daB dieser Zusammenhang hochstens
indirekt besteht, und Pascal Perrineau hat aufge-
zeigt, daB er verschwindet, sobald man nicht die
Departementsebene, sondern die kantonale oder

45) Vgl. Dieter Roth, Sind die Republikaner die fiinfte

Partei?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41-42/89,
S.16; H.-G. Betz (Anm. 8), §.54; F, Plasser/P. A. Ulram
(Anm. 38), S.12;: Rone Tempest, What, Vienna Becoming
Chicago? Crime, Foreigners Are Voter Issues, in: Los Ange-
les Times vom 4. Oktober 1990, S. Al4.

4) Vgl. OECD, SOPEMI (Anm. 43), S. 3.

47) Vgl. Tor Bjorklund, The 1987 Norwegian Local Election:
A Protest Election with a Swing to the Right, in: Scandina-
vian Political Studies, 11 (1988) 3, §.2161.

45) Bernt Valen, The Norwegian Parliamentary Election of
1989, in: Electoral Studies, 9 (1990) 2, S. 155.

49) Vgl. M. P. Smith Jespersen (Anm. 15), 5.192-193; J. G.
Andersen/T. Bjorklund (Anm. 31), S.211.
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Gemeindeebene analysiert™). Ebensowenig ergab
sich in Berlin ein klarer Zusammenhang zwischen
den Wahlerfolgen der Republikaner und einem
hohen Auslidnderanteil®!). Zudem kompliziert sich
das Bild noch dadurch, daB sowohl die Feindselig-
keit der Republikaner als auch die der italieni-
schen Ligen nicht nur generell gegen Auslidnder
gerichtet ist, sondern auch gegen Landsleute, sei es
im Fall der Republikaner deutschstimmige Aus-
siedler aus Osteuropa und der Sowjetunion oder
'im Fall der Ligen Siiditaliener™).

Das interessanteste Gegenbeispiel bietet Schwe-
den. In den achtziger Jahren beherbergte Schwe-
den den im Vergleich zur Gesamtbevolkerung bei
weitem groBten Prozentsatz an Fliichtlingen aller
westeuropiiischen Staaten. Auflerdem kam es dort
wihrend der achtziger Jahre zu einem rapiden
Vertrauensverlust gegeniiber den Parteien und der
Regierung, so daB Schwedens politisches Klima
kaum besser ist als das seiner skandinavischen
Nachbarn®®). Doch trotz dieser fiir eine radikal
rechtspopulistische Partei giinstigen Ausgangslage
war Schweden zumindest wihrend der achtziger
Jahre relativ immun gegen rechtspopulistische
Versuchungen®*).

2. Opfer des Modernisierungsschubs?

Der Aufstieg des organisierten, radikalen Rechts-
populismus 148t sich so weder mit wachsender
Politikverdrossenheit noch durch steigende Aus-
linderfeindlichkeit erschopfend erklidren. Er ist
vor allem auch Ausdruck eines tiefgreifenden
Wandels der sozialen, kulturellen und politischen
Landschaft in den hochentwickelten Lindern
Westeuropas, der wihrend der vergangenen bei-
den Jahrzehnte unterschiedlich mit den Formeln
der postindustriellen Gesellschaft, der postmoder-
nen Wende, der Risikogesellschaft und dem Ende
der Massenproduktion und der Arbeitsteilung in
Worte gefaBt worden ist*®). Hinter diesen Begrif-

) Vgl. Nonna Mayer, De Passy a Barbés: Deux visages du
vote Le Pen 2 Paris, in: Revue frangais de science politique,
37 (1987) 6, S.891-905; Pascal Perrineau, Front national:
I'echo politique de I'anomie urbaine, in: Esprit, (1988) 3-4,
5.291.; fir eine Zusammenfassung dieser Ergebnisse siche
R. Hohne (Anm. 16), S. 861,

1) Vgl. Gerhard Paul, Die ,Republikaner”: Profile einer
neuen Partei, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 40 (1989)
9, 5. 545,

52) Vgl. Karen Wolman, Right-Wing Party Gains Support in
Northern Italy, in: The Christian Science Monitor vom
27, Juni 1990, S. 6.

%) Vgl. A. H. Miller/O. Listhaug (Anm. 39).

54) Die Ausnahme ist 1988 das Referendum in der Kleinstadt
Sjobo, in der sich die Mehrheit der Bevélkerung gegen die
Aufnahme von 15 Asylsuchenden aussprach.

55) Vgl. Daniel Bell, The Coming of Post-Industrial Society,
New York 1976; Ihab Hassan, The Postmodern Turn,
Columbus, Ohio 1987; Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf
dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt 1986; Michael
Piore/Charles Sabel, Das Ende der Massenproduktion, Ber-
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fen steht die Uberzeugung, daB der Modernisie-
rungs- und Technisierungsschub der letzten Jahre
vor allem im Kommunikationsbereich revolutioni-
re Verinderungen im sozialen Gefiige der westli-
chen, kapitalistischen Demokratien zur Folge hat-
te und immer noch hat, mit drastischen Auswir-
kungen auch auf das politische System.

Dabei liegt das Hauptaugenmerk des Interesses
auf zwei Tendenzen: Zum einen auf der zuneh-
menden Dualisierung des Arbeitsmarkts in einen
primiren, zukunftsorientierten Sektor mit siche-
ren, gutbezahlten und relativ konjunkturunabhip-
gigen Arbeitsplitzen und einen peripheren, abster-
benden Bereich mit stindig bedrohten Arbeitspliit-
zen oder Teilzeitplitzen, eine Entwicklung, die um
so mehr voranschreitet, ,je linger die Periode der
Massenarbeitslosigkeit anhiilt und die Dauerar-
beitslosigkeit zunimmt“*®). Eingang in die dffent-
liche Diskussion hat dieser ProzeB vor allem mit
den Schlagworten von der Zweidrittelgesellschaft
und den Modernisierungsverlierern gefunden®’),

Zum zweiten liegt das Augenmerk auf den mit
dem ModernisierungsprozeB einhergehenden Indi-
vidualisierungstendenzen. Vorangetrieben werden
diese Tendenzen vor allem in den hochentwickel-
ten westlichen Demokratien durch hohen materiel-
len Lebensstandard und das engmaschige Netz so-
zialer Sicherheit. Dazu kommt die Bildungsrevolu-
tion der siebziger und achtziger Jahre sowie der
steigende Bedarf an hochwertigen Arbeitskriften
im Zuge der Ausbreitung neuer Technologien.
Dadurch werden ,,die Menschen in einem histori-
schen Kontinuitdtsbruch aus traditionalen Klassen-
bindungen und Versorgungsbeziigen der Familie
herausgeldst und verstéirkt auf sich selbst und ihr
individuelles (Arbeitsmarkt-) Schicksal mit allen
Risiken, Chancen und Widerspriichen verwie-
sen"*®), Es ergibt sich dabei eine paradoxe Situa-
tion; einerseits eroffnet sich dem ,,postmodernen
Individuum* eine weitreichende Palette von Hand-
lungsmoglichkeiten, die ihm durch die ,.freie Setz-

lin 1985; Horst Kern/Michael Schumann, Das Ende der
Arbeitsteilung? Rationalisierung in der industriellen Produk-
tion, Miinchen 1984.

56) Ursula Feist/Klaus Liepelt, Was die Dynamik des Ar-
beitsmarktes fiir das Wihlerverhalten bedeutet, in: Max
Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), Wahlen und Wiih-
ler. Analysen aus AnlaB der Bundestagswahl 1987, Opladen
1990, S.92; s.a. Horst Kern/Michael Schumann, New Con-
cepts of Production in West German Plants, in: Peter Kat-
zenstein (Hrsg.), Industry and Politics in West Germany,
Ithaca—London 1989.

57) Vgl. Peter Glotz, Die Arbeit der Zuspitzung, Berlin
1984; Ehrenfried Natter/Alois Riedisperger (Hrsg.), Zwei-
drittelgeselischaft. Spalten, splittern — oder solidarisieren?.
Wien-Ziirich 1988; Stefan Hradil, Epochaler Umbruch oder
ganz normaler Wandel? Wie weit reichen die neueren Verin-
derungen der Sozialstruktur in der Bundesrepublik?, in:
Umbriiche in der Industriegesellschaft. Herausforderungen
fiir die politische Bildung, Bonn 1990.

58) Ulrich Beck, Jenseits von Stand und Klasse, in: Merkur,
38 (1984) 5, S. 486.
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parkeit im Existenzdesign® und den genuBvollen
_Einsatz von Mitteln der Lebensgestaltung® ein
nicht unrealistisches Gefiihl von Individuierung
und Individualitit® verleihen, andererseits ist diese
Palette der Handlungsmoglichkeiten ,mit dem
Verlust lebensweltlicher Sicherheit und Stabilitét*

erkauft™).

Fine Reihe von Beobachtern haben aus dieser

Analyse des ,postmodernen Zustands* (Lyotard)
gefolgert, Arbeitsmarktdualisierung und Indivi-
dualisierungstendenzen hétten in einer Reihe von
Lindern bei einem Teil der Bevilkerung zu stei-
gender Verunsicherung, zu Bedrohungsiingsten
und Ohnmachtsgefiihlen gefiihrt. ,Immer mehr
Menschen fithlen sich vom raschen Wandel iiber-
fordert und bedroht, in der modernen Welt zuneh-
mend heimatlos und verloren. Noch nie war die
Spannung zwischen Tradition und Fortschritt, zwi-
schen Modernisierungsdruck und Festhalten am
Besitzstand, zwischen alten und neuen WertmaB-
stiben so groB.“*’) Besonders bei den Modernisie-
rungs- und Rationalisierungsverlierern - den Lang-
zeitarbeitslosen, den Inhabern von ,Restarbeits-
plitzen*, den Arbeitern in krisenbestimmten
Branchen und Jugendlichen ohne SchulabschluB
oder mit abgebrochener Berufsausbildung - seien
diese Angste und Frustrationen besonders ausge-
prégt.

Dies sei das Milieu, in dem der radikale Rechtspo-
pulismus seine stirkste Resonanz findet. So
schreibt der franzosische Journalist Emmanuel
Todd: ,Es ist die Beschleunigung des technologi-
schen und wirtschaftlichen Fortschritts, die die
Wahlentscheidung fiir die extreme Rechte pronon-
derter erscheinen 14Bt. Die jungen Leute, die die
Nationale Front unterstiitzen, werden zweifellos
eine Arbeit finden, jedoch eine manuelle und un-
tergeordnete, wiihrend andere junge Leute mit
Abitur eine neue Gelegenheit haben, zur Mittel-
klasse aufzusteigen. Der Aufstieg der Nationalen
Front ist so die Folge tiefgreifender, auBerordentli-
cher und zum groBen Teil unkontrollierbarer so-
zialer und kultureller Verinderungen.*®) Fiir
einen belgischen Beobachter zeigte der Erfolg des
Viaams Bloks bei den Wahlen 1987 einen Aspekt
der Mittelklassengesellschaft auf, der oft iiber-

%) Hansfried Kellner/Frank Heuberger, Zur Rationalitiit
der , Postmoderne* und ihrer Triger, in: Hans-Georg Soeff-
ner (Hrsg.), Kultur und Alltag, Gottingen 1988, S. 335; vgl.
Klaus Eder, The Cognitive Representations of Social Inequa-
lity: A Sociological Account of the Cultural Basis of Modern
Class Society, in: Hans Haferkamp (Hrsg.), Social Structure
and Culture, Berlin—-New York 1989,

¥) Alois Glick, Die gesunde Skepsis des Konservativen
gegenliber dem Neuen ist (iberlebenswichtig, in: Milnchner
Merkur vom 10. November 1989, S. 5.

%) Emmanuel Todd, La France mutante, in: Le Point vam
30. April 1988, S. 43; #hnlich auch Jean-Marie Vincent, Pour-
Quoi I'extréme-droite?, in: Les Temps Modernes, 41 (1985)
4,8.1773-1779.
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sehen wird: ,,Die Vergessenen und Ausgeschlosse-
nen des flimischen Wirtschaftswunders sind zu
allen Abenteuern bereit.“%?)

Ahnlich erklarten deutsche Beobachter das Auf-
kommen der Republikaner: , Atomisierung und
Kriseniingste, Auflosung sozialer Milieus und Ent-
fremdung vom politischen System, Deutungsver-
lust der etablierten Parteien an ihren Réndern und
ideologische Vakuen diirften die Stichworte sein,
von denen aus sich der iiberraschende Erfolg der
,Republikaner* deuten liBt.“*)

3. Radikal rechtspopulistische Parteien und
Marginalisierungstendenzen: empirische
Befunde

Von der Analyse her ist diese Erkldrung keines-
wegs neu. So wurde bereits im Zusammenhang mit
den Erfolgen der NSDAP von Modernisierungs-
verlierern gesprochen. Obwohl es gewiB zu kurz
gefaBt wire, die Wahlerfolge der Nazis auf diese
Gruppe zuriickzufithren, waren es doch vor allem
diejenigen sozialen Gruppen mit den groBten Vor-
behalten gegeniiber der Entwicklung der moder-
nen Industriegesellschaft, die sich zum groBten
Teil fiir die Erfolge der Nazis verantwortlich zeig-
ten®). In #hnlicher Weise argumentiert Gino
Germani, die soziale Basis des Faschismus lasse
sich mit Hilfe eines Modells des sozialen Wandels
im Kapitalismus erkldren. Dabei unterscheidet
Germani drei soziale Gruppierungen, die unter-
schiedlich vom kapitalistischen Modernisierungs-
prozeB betroffen sind: niedergehende, gesell-
schaftsbestimmende und aufsteigende Gruppie-
rungen. Germani erklirt den Aufstieg des Faschis-
mus als ein Ergebnis einer ,Statuspanik® der alten
Mittelschicht in der Ubergangsphase vom Friihka-
pitalismus zum modernen kapitalistischen Indu-
striestaat. In ihrem Status von oben bedroht durch
die Konzentration wirtschaftlicher und politischer
Macht, von unten durch die sozialen Fortschritte
der organisierten Arbeiterschaft, verfillt die alte
Mittelschicht der Selbstindigen, Landwirte und
kleinen Handwerker der Verfithrung des Faschis-
mus, wihrend die gesellschaftsbestimmende Ar-
beiterschicht sowie die aufsteigende neue Mittel-
schicht (Angestellte und Beamte), der Kern des
zukiinftigen modernen Wohlfahrtsstaats, sich ge-
gen sie groBtenteils immun zeigten®).

&) Serge Loumaye, La Belgique: Modéle bloqué ou en
mutation?, in: Revue Nouvelle, 44 (1988) 10, S. 30.

&) G. Paul (Anm. 51), S.548.

64) Vgl. Thomas Childers, The Social Bases of the National
Socialist Vote, in: Journal of Contemporary History, 11
(1976), S. 29.

65) Vgl. G. Germani (Anm. 33), S, 53-64; s.a. Thomas Chil-
ders, National Socialism and the New Middle Class, in:
Reinhard Mann (Hrsg.), Die Nationalsozialisten: Analysen
faschistischer Bewegungen, Stuttgart 1980.
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Verlingert man dieses Interpretationsmuster in die
Gegenwart, so bietet es eine plausible Erklirung
des Aufkommens radikal rechtspopulistischer Par-
teien. Nach diesem Modell sollten vor allem jene
sozialen Gruppierungen auf den radikalen Rechts-
populismus ansprechen, die im Ubergang von der
modernen Industrie- zur postmodernen Informa-
tionsgesellschaft am stérksten, sowohl wirtschaft-
lich und sozial als auch kulturell, vom Niedergang
bedroht sind: Arbeiter, junge Leute mit niedrigen
Bildungsabschliissen und/oder ohne Berufsausbil-
dung sowie Arbeitslose. Auf der anderen Seite
sollten diejenigen Gruppen am wenigsten anfillig
fiir diese Parteien sein, die zur gesellschaftsbestim-
menden Schicht des modernen Wohlfahrtsstaats
zihlen sowie diejenigen, die zu den Kernbeleg-
schaften der zukiinftigen postmodernen Informa-
tionsgesellschaft gehoren: auf der einen Seite die
neue Mittelschicht aus Angestellten und Beamten,
auf der anderen die hochqualifizierte Gruppe der
postmodernen Experten und Spezialisten in den
Bereichen Forschung/Entwicklung, Consulting,
Marketing und Werbung®).

So verfithrerisch die These von den Modernisie-
rungsverlierern zur Erklirung der Wahlerfolge ra-
dikal rechtspopulistischer Parteien ist, so schwierig
ist es, sie empirisch zu belegen. Wo sie empirische
Unterstiitzung findet, sind die Tendenzen keines-
wegs einheitlich und kdnnen durchaus verschie-
denartig interpretiert werden. Generell lassen sich
aber in den meisten Fillen Tendenzen einer Kon-
zentration der Sympathisanten und Wihler radikal
rechtspopulistischer Parteien in denjenigen Kate-
gorien nachweisen, die nach dieser These am mei-
sten vom Modernisierungsschub bedroht erschei-
nen. Dies sind vor allem Arbeiter und Gruppen
mit niedriger formaler Bildung. So stieg der Anteil
der Arbeiter an der Wiihlerschaft der Nationalen
Front zwischen 1984 und 1986 von 18 auf 37 Pro-
zent und iibertraf damit alle anderen Berufsgrup-
pen®). Damit verénderte sich auch das Bild der
Partei gegeniiber 1984 radikal®®). Wihrend die
Nationale Front 1984 die héchsten Erfolge in biir-
gerlichen Wohnvierteln erzielte, deren Bewohner
damit ihren Protest gegen die sozialistische Regie-
rung ausdriickten, erzielte sie 1986 ihre besten
Ergebnisse in Arbeitervierteln — ein Ausdruck des
Vertrauensverlusts benachteiligter Wihler, die be-

66) Vgl. Mike Featherstone, Towards a Sociology of Postmo-
dern Culture, in H. Haferkamp (Anm. 59); s.a. Hans-Georg
Betz, Postmodern Culture and the New Middle Class: Chaos
in Future Land?, in: Theory, Culture & Society (i. E. 1992);
einen Uberblick tiber die Zukunft der Arbeitslandschaft in
der Bundesrepublik bietet Wolfgang Klauder, Lingerfristige
Arbeitsmarktperspektiven, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te, B 3/90, §.21-36.

7) Vgl. Gerard Grunberg, Recent Developments in French
Electoral Sociology, in: Electoral Studies, 7 (1988) 1, S.5.
68) Vgl. Nonna Mayer, Le vote FN de Passy a Barbds
(1984-1988) in: N. Mayer/P. Perrineau (Anm. 16).
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sonders von der wirtschaftlichen Krise und Ar.
beitslosigkeit betroffen waren, gegeniiber der poli.
tischen Linken, Dieser hohe Anteil von Arbeitern
in der Wiihlerschaft blieb auch 1988, trotz kurzfri-
stiger Verinderungen bei den Priisidentschafis-
wahlen, erhalten.

Grundsitzlich spiegelt sich die strukturelle Lage
der Hochburgen der Nationalen Front im sozialen
Profil ihrer Wihlerschaft wider: industrielle Bal-
lungsgebiete im Norden, aber auch die wirtschaft-
lich dynamischsten Gebiete im Osten und Siiden,
»~in denen sich die strukturellen Krisenerscheinun-
gen und Wandlungsprozesse der Industriegesell-
schaft besonders deutlich abzeichnen, zugleich
aber auf eine in hohem MaBe atomisierte stidti-
sche Gesellschaft treffen“®’). Relativ immun sind
nur diejenigen Gebiete, in denen die Eliten der
postmodernen neuen Mittelschicht zu Hause
sind”).

Ahnliche Tendenzen lassen sich auch bei den An-
hingern der FPO, der Republikaner und der Fort-
schrittsparteien feststellen. So erhShte sich der
Anteil der Arbeiter unter den FPO-Wihlern von
22 Prozent im Jahre 1986 auf 29 Prozent 1990. Zur
gleichen Zeit erhéhte sich der Anteil der Gruppe
mit der niedrigsten Schulbildung von 18 auf 27
Prozent. Dabei liegt ein Schwerpunkt der FPO-
Wihler, dhnlich wie bei den Anhiingern der Repu-
blikaner, bei den Facharbeitern. Wihlten 1986 nur
11 Prozent dieser Berufsgruppe die FPO, so taten
dies 1990 bereits 25 Prozent der sterreichischen
Facharbeiter, wihrend der Prozentsatz der un- und
angelernten Arbeiter wesentlich leichter von 8 auf
12 Prozent anstieg’'). Dabei ist es jedoch noch
keineswegs klar, inwieweit diese Tendenzen ein
Ergebnis des Strukturwandels der dsterreichischen
Wirtschaft in den achtziger Jahren sind.

Im Gegensatz dazu zeigen in der Bundesrepublik
Umfrageergebnisse der Forschungsgruppe Wahlen
einen eindeutigen Zusammenhang zwischen sozial-
strukturellen Merkmalen und Unterstiitzung der
Republikaner auf’?). Allgemein erwiesen sich 1989
Wiihler mit niedrigem formalen Bildungsstatus an-
filliger als solche mit héherem Bildungsstand.
Dies galt vor allem fiir die Gruppe der unter
dreiBigjihrigen Minner, deren Prozentsatz im
zweiten Halbjahr 1989 trotz allgemein riicklaufiger
Unterstiitzung fiir die Republikaner noch anstieg.
Wie in Osterreich, so sprachen sich auch in der
Bundesrepublik Deutschland Facharbeiter und in

@) U. Backes (Anm. 18), 5.6-71.; s.a. E. Todd (Anm. 61),
S.43,

) Vgl. N. Mayer (Anm. 68), S.260.

7) Vgl. F. Plasser (Anm.40); F. Plasser/P. A. Ulram
(Anm.3); F. Plasser/F. Sommer/P. Ulram, Analyse der
Nationalratswahl 1990, unv. Manuskript vom 8. Oktober
1990,

72) Vgl. vor allem D. Roth (Anm. 7), §. 34f.
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¢twas geringerem MaBe auch un- und angelernte
Arbeiter eher als die Angehorigen anderer Berufs-

n fiir die Republikaner aus. Das Ergebnis
der Bundestagswahl 1990 bestitigte diese Beob-
achtungen: Erreichten die Republikaner im Wahl-
gebiet West 2.3 Prozent der Stimmen, so waren es
3.9 Prozent bei den unter 24jihrigen Ménnern und
3.6 Prozent bei den Arbeitern. Im Wahlgebiet Ost,
wo die Republikaner nicht mehr als 1,3 Prozent
erreichten, erzielten sie bei den minnlichen Jung-
wiihlern sogar 5,9 Prozent™).

Am deutlichsten 1Bt sich der Konzentrationspro-
2B der sozialen Basis radikal rechtspopulistischer
Parteien am Beispiel der beiden Fortschrittspartei-
¢n darstellen. Zwar konnten diese Parteien seit
firer Griindung auf eine betrichtliche Unterstiit-
mng durch Arbeiter zihlen; doch erst seit Anfang
der achtziger Jahre sind Arbeiter unter ihren Wiih-
lern @iberproportional vertreten. So erreichte der
Anteil der Arbeiter unter den Anhingern der dé-
nischen Partei Ende der achtziger Jahre die 50-
Prozent-Marke, der Arbeiteranteil ihrer norwegi-
schen Schwesterpartei bei den Wahlen zum Stor-
ting 39 Prozent’*). Dariiber hinaus konnte die nor-
wegische Partei zwischen 1980 und 1988 vor allem
bei den unter 24jihrigen einen kriftigen Zuwachs
verbuchen, so daB sie 1988 zur weitaus populérsten
politischen Alternative fiir die Jugend avancierte.
Bei den Wahlen 1989 fand sie besonders groBe
Unterstiitzung bei arbeitslosen Jugendlichen™).

Ahnlich bilden benachteiligte Jugendliche eine
Kemngruppe der Anhiingerschaft der dinischen
Fortschrittspartei. War die Partei 1973 noch in
allen Bildungsgruppen gleichmiBig vertreten, kiin-
digte Ende der siebziger Jahre die groBe Mehrheit
ihrer héhergebildeten Anhiéinger der Partei die Un-
terstiitzung auf, so daB sich ihre Anhéngerschaft in

%) Vgl. Bundestagswahl 1990. Eine Analyse der ersten ge-
samtdeutschen Bundestagswahl am 2. Dezember 1990, Be-
rchie der Forschungsgruppe Wahlen e.V., Mannheim,
Nr.61/1990, S.29-38. In Bayern erreichten die Republika-
ter bei einem Wahlergebnis von 5,1 Prozent in der Gruppe
der 18- bis 24jihrigen 7,7 Prozent der Stimmen. Vgl. Wahl
zm 12, Deutschen Bundestag in Bayern am 2. Dezember
1990, Statistische Berichte des Bayerischen Landesamts fiir
f;:}isték und Datenverarbeitung, B VII 1-5/90, Miinchen
, 8.6,

%) Vgl. J. G. Andersen/T. Bjorklund (Anm. 31), S. 207-209;
He_nry Valen/Bernt Aardal/Gunnar Vogt, Endring og Konti-
nuitet, Stortingvalget 1989, Oslo 1990, S. 108. Zur Entwick-
lung der sozialen Basis der Fortschrittsparteien siehe auch
Erk Jorgen Hansen, The Progress Party in Denmark is a
Class Party — But Which Class?, in: Acta Sociologica, 25
(1982) 2,°S.167-176; Jorgen Goul Andersen, Electoral
Trends in Denmark in the 1980’s, in: Scandinavian Political
Slu?lies. 9 (1986) 2, S.157-174; William M. Lafferty, The
Political Transformation of a Social Democratic State: As the
World Moves in, Norway Moves Right, in: West European
Palitcs, 13 (1990) 1, 8. 79-100.

;' Vgl W. M. Lafferty (Anm. 74), §.96; J. G. Andersen/T.
Bjorklund (Anm. 31), S. 204.
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der Gruppe mit mittlerer und vor allem niedriger
formaler Bildung konzentriert’®).

Wihrend die These von den Modernisierungsver-
lierern eine gewisse Unterstiitzung in der sozial-
strukturellen Basis der groBeren radikal rechtspo-
pulistischen Parteien findet, bestiitigt sie sich bei
den kleineren Parteien nicht’’). Dies mag zum
groBen Teil an der relativ geringen Zahl der An-
hinger liegen, die keine detaillierte Beobachtun-
gen zuliBt. Jedoch zeigen vor allem die Anhiinger
der Lega Lombarda ein Erscheinungsbild, das von
dem der anderen radikal rechtspopulistischen Par-
teien stark abweicht. Nach einer ersten Studie der
Katholischen Universitit Mailand waren 1989 die
Anhiinger der Lega Lombarda in der Mehrzahl
nicht dlter als 40, minnlich, ledig, mit zumindest
mittlerem SchulabschluB, Studenten, Angestellte
oder freiberuflich téti % und gehérten zu den’finan-
ziell Bessergestellten’®). Die Lega Lombarda war
somit eher ein ,,Ausdruck einer Welt der ,Aufstei-
ger' als der ,Marginalisierten*; der Provinzialis-
mus, der sich in diesem Phénomen ausdriickt,
scheint so nicht qualifizierbar zu sein... als ein
,Uberleben* ,nostalgischer* Gruppen, sondern als
ein ,revival' ,gesellschaftsbestimmender* Grup-
pen*“” ). In ihren soziodemographischen Merkma-
len gleichen sie so eher den Wihlern der deutschen
GRUNEN als denen der Republikaner.

4. Radikal rechtspopulistische Programmatik:
defensiver Wohlfahrtsstaat-Chauvinismus

Trotz dieser ziemlich drastischen Abweichung der
Anhinger der Lega Lombarda von denen der gro-
Beren radikal rechtspopulistischen Parteien weisen
sie jedoch einige Gemeinsamkeiten mit ihnen auf.
Diese Gemeinsamkeiten sind besonders im Wert-
und Meinungsbild der Anhinger zu suchen. Alle
radikal rechtspopulistischen Parteien vertreten
einen mehr oder weniger dezidierten Neoliberalis-
mus, der sich zum einen in der Kritik des Wohl-
fahrtsstaats und staatlicher Interventionen aus-
driickt, zum anderen ein Loblied auf die Kriifte des
freien Marktes singt. Jedoch hat dieser Neolibera-
lismus wenig mit dem radikalen Wirtschaftslibera-
lismus gemein, der wihrend der achtziger Jahre
kurzzeitig vor allem in GroBbritannien und den
USA dominierte. Vielmehr ist es ein populistischer
Neoliberalismus, der zum einen an die Leistungs-
bereitschaft von Arbeitern und Mittelsténdlern ap-
pelliert, zum anderen die bei Parteianhéingern weit

76) Vgl. Jorgen Goul Andersen, Denmark, The Progress
Party: Populist Neoliberalism, unv. Manuskript, Institute of
Political Science, University of Aarhus, 1990.

77) Erste Erkenntnisse zur sozialen Zusammensetzung der
Anhinger der Autopartei finden sich bei C. Longchamp
(Anm. 25), S.24-26.

78) Vgl. Localismo politico: il caso Lega Lombarda, Comitato
Regionale Democrazia Cristiana, Varese 1989, 8. 10-17.

7) Ebd., S.10.
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verbreiteten Ressentiments gegeniiber den Ge-
werkschaften, den Parteien und deren korporati-
stischen Strategie der Verteidigung von Errungen-
schaften organisierter gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Interessen reflektiert.

Damit stellen sich die radikal rechtspopulistischen
Parteien als die Vertreter des kleinen Mannes dar,
den Ausgrenzungsstrategien und Privilegienwirt-
schaft daran hindern, sein K6nnen und seine Lei-
stungsbereitschaft unter Beweis zu stellen und so-
mit in die héheren Drittel der Zweidrittelgesell-
schaft aufzusteigen. Dieses Vertrauen auf die eige-
ne Leistung erklirt auch, warum sich die Whler
der Republikaner eher optimistischer als die Mehr-
heit der Bevélkerung hinsichtlich ihrer zukiinftigen
wirtschaftlichen Lage zeigten, obwohl sie sich ,in
einer signifikant schlechteren wirtschaftlichen La-

ge als die anderen* sahen®"). Es erklirt auch die
sonderbar gespaltene Einstellung zum modernen
Sozialstaat. So propagieren die skandinavischen
Fortschrittsparteien ein Zuriickrollen des Sozial-
staats, stellen aber die Pflicht des Staates heraus,
grundlegende Sozialleistungen zu garantieren und
pladieren zum Teil fiir ErhShungen bei der Alters-
vorsorge und im Gesundheitswesen. Wie die Re-
publikaner und die Front National wenden sie sich
jedoch gegen eine Ausnutzung des Sozialstaats
durch diejenigen, die ,,nicht arbeiten wollen*, und
gegen die finanziellen Belastungen, die durch , Im-
migranten, Asylanten und #hnliche AuBenseiter-
gruppen verursacht werden“®'). Thre Auslinder-
feindlichkeit ist nur ein, wenn auch der wohl wich-
tigste, Punkt eines umfassenderen Programms, der
sich mit dem Begriff des defensiven ,, Wohlfahris-
staat-Chauvinismus* umschreiben 145t%%),

IV. Materialistischer Protest jenseits von rechts und links

Der Aufstieg des organisierten, radikalen Rechts-
populismus in Westeuropa ldBt sich nicht auf ein
monokausales Erklirungsmuster verkiirzen. So-
wohl anwachsende Auslinderfeindlichkeit als auch
.der Vertrauensverlust gegeniiber den etablierten
Parteien schlagen erst in Verbindung mit den dra-
matischen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Veriinderungen des letzten Jahrzehnts in Wahler-
folgen radikal rechtspopulistischer Parteien nie-
der. Im Hinblick auf die Evolution der sozialen
Basis dieser Parteien und ihre Konzentration in
vom Abstieg bedrohten gesellschaftlichen Grup-
pen liBt sich die Marginalisierungsthese nicht von
der Hand weisen. Es ist kein Zufall, daB zumindest
in der Bundesrepublik, in Belgien und in Italien
die Zentren des radikalen Rechtspopulismus in
den wohlhabendsten Regionen mit den niedrigsten
Arbeitslosenzahlen zu finden sind, dort, wo der
Unterschied zwischen Modernisierungsgewinnern
und -verlierern um so augenfilliger ist.

Hinsichtlich seiner Entstehungsbedingungen, sei-
ner sozialen Basis und nicht zuletzt seines Werte-
systems stellt der radikale Rechtspopulismus das
direkte Gegenstiick zu den GRUNEN und ande-
ren linkslibertdren Parteien dar. Es wiire jedoch
falsch, erstere als einen bloBen Reflex auf die
postmateriellen Forderungen letzterer zu sehen™),
Nicht allein ideelle Werte, auch genuine materielle
Interessen werden vom radikalen Rechtspopulis-
mus vertreten, Damit stellen sie nach den
GRUNEN die zweite bedeutende Herausforde-
rung an die Sozialdemokratie dar, denn mit ihrem
anwachsenden Anteil an Arbeitern dringen sie in
die klassischen Doménen der Linken ein. Damit

8) D. Roth (Anm.7), S.37.

81) J, G, Andersen/T. Bjorklund (Anm. 31), S. 204,
&) Ebd., 5.214.
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wirft sich die Frage auf, inwieweit sie iiberhaupt
(noch) auf der Rechten anzusiedeln sind.

Hieraus ergeben sich zwei Interpretationsmuster
fiir diese Parteien. Entweder man interpretiert sie
als den Versuch abstiegsbedrohter Schichten, eine
Strategie der Anpassung an die sich veréindernden
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umstéinde
zu entwickeln. Individuelle Leistungsorientierung
und -bereitschaft wire so ein Pendant zur Uberhe-
bung des Individualismus bei den postmodernen
Eliten der Informationsgesellschaft. Damit wire
der radikale Rechtspopulismus das Gegenstiick zu
den linkslibertiren Gruppen auf einer neuen post-
industriellen Konfliktachse. Oder man interpre-
tiert sie als einen Versuch der Verdriingung der
wahren Griinde der wirtschaftlichen und sozialen
Veriinderungen, die zum groBen Teil von den
Eigengesetzlichkeiten technologischer Innovation
und der globalen Entwicklung des Kapitalismus
bestimmt sind; statt dessen werden die Ursachen
bei Gewerkschaften, staatlichen Biirokratien und
vor allem bei Ausléindern und Asylanten gesucht.

In beiden Fiillen ist die Zukunft radikal rechtspo-
pulistischer Parteien nicht mit Sicherheit zu be-
stimmen. Denn es ist kaum zu erwarten, daB der
wirtschaftliche UmstrukturierungsprozeB moder-
ner Demokratien nur von kurzer Dauer sein wird,
und die Armsten der Dritten und Zweiten Welt
werden sich kaum durch die Modernisierungspro-
bleme fortgeschrittener westeuropiischer Gesell-
schaften davon abschrecken lassen, eine bessere
Zukunft im fiir sie goldenen Westen zu suchen.

83) Fiir diese Interpretation siche Michael Minkenberg/Ro-
nald Inglehart, Neoconservatism and Value Change in the
USA: Tendencies in the Mass Public of Postindustrial Society,
in: John Gibbins (Hrsg.), Contemporary Political Culture,
Newbury Park 1989.
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Franz Urban Pappi

Wahrgenommenes Parteiensystem und
Wabhlentscheidung in Ost- und Westdeutschland

Zur Interpretation der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl

I. Interpretation von Wahlergebnissen

Die ersten wahlsoziologischen Interpretationen
aur Bundestagswahl vom 2. Dezember 1990 liegen
vor'). Es geht jetzt nicht darum, die richtige Inter-
pretation zu finden, sondern aus den verschiede-
nen Erkldrungsansitzen ein vollstindiges Bild zu-
sammenzusetzen. Die eine richtige Interpretation
kann es nicht geben, weil sich die erkenntnisleiten-
den Fragestellungen unterscheiden.

Fiir die Interpretation ist es ein wichtiger Gesichts-
punkt, das Wahlergebnis als Momentaufnahme im
Auf und Ab der 6ffentlichen Meinung iiber einen
Zeitraum von ein bis zwei Jahren zu verstehen. In
der Bundesrepublik ist diese Perspektive wegen
der Landtagswahlen vor und nach einer Bundes-
tagswahl besonders relevant. So gingen von den
Landtagswahlen im Saarland, in Nordrhein-West-
falen und in Niedersachsen in der ersten Hiilfte des
Jahres 1990 politisch ganz andere Signale aus als
von den Landtagswahlen in Bayern und in den
neuen Bundeslidndern im Herbst 1990 kurz vor der
Bundestagswahl. Und im AnschluB an die Bundes-
tagswahl wichen die Ergebnisse der Landtagswah-
len in Hessen und Rheinland-Pfalz so stark vom
Trend der Bundestagswahl ab, daB Spitzenpoliti-
ker der groBten Bonner Oppositionspartei sogar
den Gedanken an eine Neuwahl ins Spiel brachten:
Die gegenwiirtige Bundesregierung habe (angeb-
lich) ihre Mehrheit bereits wieder verloren.

Kann man diesen ersten Interpretationsgesichts-
punkt als Zeitreihenperspektive bezeichnen, so ist
der zweite wichtige Gesichtspunkt bei der Inter-
pretation einer Wahl die Strukturperspektive. In-
wieweit driickt sich in einem Wahlergebnis die von
friheren Wahlen her bekannte Struktur aus? In
der alten Bundesrepublik suchen Wahlforscher
diese Stabilitat in den sog. sozialen Spaltungen,
d.h. in den historisch zu erklirenden Koalitionen
der kirchengebundenen Katholiken mit den
Christdemokraten und der gewerkschaftlich orga-
tisierten Arbeiter mit den Sozialdemokraten. Aus
dieser Perspektive gibt es micht nur langfristige

—_—

') Vgl. insbesondere: Aus Politik und Zeitgeschichte, B
11-12/91 vom 8. Miirz 1991, darin die Aufsitze von Wolf-
gang G. Gibowski/Max Kaase, Auf dem Weg zum politi-
schen Alltag; Ursuld Feist, Zur politischen Akkulturation
der vercinten Deutschen; Jirgen W. Falter/Siegfried Schu-
mann, Konsequenzen einer bundesweiten Kandidatur der
CSU bei Wahlen.
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Stabilitéit und kurzfristige Abweichungen bei ein-
zelnen Wahlen, sondern auch eine allmihliche
Veriinderung des Wahlverhaltens als Folge eines
sozialen und politischen Wandels. Jingere Wih-
lergenerationen sind von diesen sozialen Spaltun-
gen weniger gepriigt, und in dem AusmaB, wie sich
die Generationenzusammensetzung der Wihler-
schaft veriindert, wandelt sich allmihlich auch die
Konfliktstruktur.

Aus der Zeitreihen- und der Strukturperspektive
gestaltet sich die Interpretation der ersten gesamt-
deutschen Wahl schwierig®). Die Strukturperspek-
tive ist auf die ehemalige DDR nicht anwendbar’),
weil 40 Jahre real existierender Sozialismus und
davor zw0If Jahre Nationalsozialismus die sozialen
Grundlagen eines demokratischen Parteiensystems
zerstort haben. Die Zeitreihenperspektive aber
verlangt eine getrennte Betrachtung von Ost- und
Westdeutschland, weil die meinungsprégenden Er-
eignisse, wie die Einfilhrung der DM als Wihrung
in der DDR, die Bevolkerung in beiden Teilen
Deutschlands ganz verschieden betroffen haben.

In dieser Situation bietet sich eine dritte Erklé-
rungsperspektive an, die der mittelfristigen Ent-
wicklung jenseits der Zeitreihenperspektive und
diesseits der lingerfristigen Perspektive der sozia-
len Spaltungen Prioritiéit einrdumt. Ein mittelfristig
stabiles Element ist in der Bundesrepublik stets die
Bonner Koalitionslage gewesen. Dies driickt sich
auf der Wihlerebene in stabilen Wahrnehmungs-
mustern des politischen und ideologischen Stand-
punkts der einzelnen Parteien und der Ordnung
der Parteien zueinander aus. Innerhalb dieses
Wahrnehmungsmusters verortet der Wihler auch
sich selbst, so daB das wahrgenommene Parteien-
system die Vermittlungsebene zwischen den Wiih-
lerpriiferenzen und den vom politischen System
bereitgestellten Handlungsoptionen herstellt.

2) Dieser Beitrag ist im Rahmen des von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geforderten Projekts ,Vergleichen-
de Wahlstudie — Bundestagswahl 1990 in West- und Ost-
deutschland entstanden. Im Oktober 1990 wurde als erste
Welle eines Wahlpanels ein repriisentativer Querschnitt der
wahlberechtigten Bevolkerung in West- und Ostdeutschland
befragt. Alle Auswertungen in diesem Artikel entstammen
dieser Repriisentativbefragung.

3) Vgl. Dieter Roth, Die Wahlen zur Volkskammer in der
DDR. Der Versuch einer Erklirung, in: Politische Viertel-
jahresschrift, 31 (1990) 3, S. 369-393.
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Bereits vor dem Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik zeichnete sich die Entstehung eines Parteien-
systems in Ostdeutschland ab, das weitgehend mit
dem westdeutschen identisch sein wiirde. Unter-
schiede treten allerdings im linken Lager auf. Zum
einen nimmt in der ehemaligen DDR die PDS als
Partei der alten Linken mit kommunistischem Ur-
sprung eine starke Stellung ein, und zum anderen
sind mehrere politische Gruppierungen, die aktiv
an der Destruktion des SED-Regimes mitgewirkt
haben (wie das Biindnis 90), noch dabei, sich im
neuen demokratischen Parteiensystem zu etablie-
ren. Diese Unterschiede im linken Lager konnten
insgesamt dazu fiihren, daB sich das wahrgenom-
mene Parteiensystem in den neuen Bundesldndern
noch stark von dem westdeutschen Parteiensystem
unterscheidet. Andererseits konnte die Kandida-
tur der PDS/Linken Liste in ganz Deutschland
auch die Konsequenz haben, daB sich zumindest
allmihlich das gewohnte westdeutsche Parteiensy-
stem selbst dndert.

Das Standardinstrumentarium der Umfragefor-
schung zur Messung des wahrgenommenen Partei-
ensystems ist die Links-Rechts-Einstufung der Par-
teien, verbunden mit einer Selbsteinstufung des
Wiihlers auf derselben Skala. Aus verschiedenen
Umfragen ist bekannt, daB sich die ostdeutschen
Wiihler selbst etwas weiter links einstufen als die
westdeutschen Wihler*). Gleichzeitig nehmen sie
die linken Parteien weniger links wahr als die

westdeutschen Wihler, so daB die SPD-Position in
den neuen Landern fast als Mittelposition wahrge-
nommen wird. CDU und CSU werden von den
Ostdeutschen aber dafiir weiter rechts angesiedelt
als von den Westdeutschen. Im Prinzip folgt aus
diesen Analysen, daB die ostdeutschen Wihler
dem linken Lager nidherstehen miiten als die
westdeutschen; damit kontrastiert natiirlich das
Ergebnis der Bundestagswahl, nach dem die jetzi-
gen Bonner Regierungsparteien in Ost- und West-
deutschland fast denselben Wiihleranteil erzielten,
ndmlich 54,7 Prozent im Osten und 54,8 Prozent
im Westen. Dieser Widerspruch mufi bei einer
Interpretation der letzten Bundestagswahl aufge-
kldrt werden.

Im néichsten Abschnitt wird ein Modell vorgestelit,
das einen bestimmten Vermittlungsmechanismus
zwischen den von den Parteien vertretenen politi-
schen Standpunkten und der Wihlerwahrnehmung
annimmt. Nach Vorstellung dieses Modells soll
erldutert werden, warum es sich zur Interpretation
der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl be-
sonders gut eignet. Daran schlieBt sich eine Pri-
sentation der empirischen Ergebnisse fiir die letzte
Bundestagswahl an, aus der die Rolle des wahrge-
nommenen Parteiensystems fiir die Umsetzung der
politischen Priferenzen des Wihlers in eine kon-
krete Wahlentscheidung hervorgeht. Dabei wer-
den gleichzeitig auch die Erkldrungsgrenzen des
Modells aufgezeigt.

II. Ein Modell zur Erkldrung von Parteiwahrnehmungen

Jede Demokratie, die den Biirger in periodischen
Abstiinden zur Wahl aufruft, hat mit dem Problem
zu kiimpfen, wie sich der Wihler ein Urteil iiber
die politischen Alternativen bilden soll, die ihm
zur, Auswahl angeboten werden. Stehen im we-
sentlichen Parteien zur Wahl, muB sich der Wihler
zuniichst iiber sie ein Urteil bilden, bevor er sich
entscheiden kann. Die Grundlagen dieser Urteils-
bildung kénnen ganz verschieden sein; sie reichen
von einem weitgehend traditionellen Wahlverhal-
ten, das sich z.B. an der politischen Tradition der
eigenen Familie orientiert, bis zu dem kalkulieren-
den Wihler, der sich die Auswirkungen verschie-
dener Regierungen auf sein Einkommen ausrech-
net. Alle Wiihler haben aber ein Ubersetzungspro-
blem. Sie miissen eine Verbindung herstellen
zwischen ihren eigenen Zielen und der Partei, die
sie wihlen. Die verschiedenen Theorien des Wih-
lerverhaltens unterscheiden sich in den Annah-

4) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen e. V. Mannheim, Politba-
rometer in Deutschland. April 1991 - Uberblick; Werner
Kaltefleiter, Determinanten des Wahlverhaltens in der er-
sten gesamtdeutschen Wahl vom 2. 12. 1990, Paper, Institut
fiir Politische Wissenschaft der Christian-Albrechts-Universi-
tit zu Kiel 1991,
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men, die sie iiber die Art der Herstellung dieser
Verbindung machen.

Das hier vorzustellende Modell®) geht von vier
Annahmen aus.

1. Die eigenen Ziele des Wiihlers: Fiir sie wird
angenommen, daB sie etwas mit Politik in dem
Sinn zu tun haben, daB sie durch Regierungshan-
deln erreichbar sind. Insofern ist wichtig, daB
entsprechende Probleme von den Parteien auch
thematisiert worden sind, und daB verschiedene
Lsungen (Policies) angeboten werden, zwischen
denen der Wihler sich entscheiden kann.

2. Wahrnehmung der genauen Parteipositionen:
Wie orientiert sich der Wihler, um die notige
Information iiber die von den Parteien angebote-
nen Losungen zu erhalten? Hier wird angenom-
men, daB sich der Normalwihler nicht alle Einzel-
informationen iiber die Stellung der Parteien zu
jeder ihn interessierenden Sachfrage besorgen

5) Das Modell wurde entwickelt von James M. Enelow/
Melvin J. Hinich, The Spatial Theory of Voting: An Intro-
duction, Cambridge u.a. 1984. Die Autoren haben es auch
auf das Zweiparteiensystem der USA angewandt.
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wird, Es muB also eine informationskostensparen-

de Orientierungsalternative gefunden werden.

3, Schiitzung der Parteiposition mit Hilfe des ver-
figharen Wissens iiber die ideologische Position
der Partei: die zentrale Annahme ist hier, daB der
wihler die ideologischen Positionen der Parteien
kennt. Hierbei kann es sich um Positionen auf
ciner Links-Rechts-Achse handeln, aber es kon-
nen auch noch weitere ideologische Dimensionen
vorkommen. Der Withler benutzt dann dieses Wis-
sn, um die Parteistandpunkte fiir die konkreten
Sireitfragen der Tagespolitik oder des Wahlkampfs
abzuleiten. Statt vieler Einzelinformationen iiber
die Standpunkte der Parteien in den Sachfragen
teicht ihm die vage Vorstellung, daB z.B. linke
Parteien im Unterschied zu den rechten Parteien
eine bestimmte Losung bevorzugen.

4. Ubersetzungskoeffizienten“: Obwohl fiir die
Parteien fixe ideologische Positionen angenommen
werden, haben sie trotzdem Man&vriermdglichkei-
ien. Sie konnen néimlich die Unterschiede in einer
Sachfrage zum politischen Gegner als besonders
groB oder als besonders klein darstellen. Dadurch
konnen sie ihre Wahlchancen beeinflussen.

In Abbildung I sind die Modellannahmen noch
einmal exemplarisch dargestellt, damit insbeson-
dere die Idee der Ubersetzungskoeffizienten klar
wird. Gegeben sei hier eine ideologische Links-
Rechts-Achse (X-Achse bzw. Abszisse), auf der
cine rechte Partei, etwa die CDU, den Wert Null
habe, und eine linke Partei, etwa die SPD, den

Abbildung 1: Die Umsetzung fixer ideologischer

Parteipositionen in Positions-
wahrnehmungen bei einzelnen
Streitfragen
7 wahrgenommene
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Wert Eins. Dies sind die angenommenen fixen
ideologischen Positionen (s.o0. 3. Annahme), die
die Wiihler im wesentlichen gleich wahrnehmen.
Die Wihler unterscheiden sich aber in ihren politi-
schen Priiferenzen (x;, dargestellt auf der Y-Achse
bzw. Ordinate) und ihren Ubersetzungskoeffizien-
ten (Steigung der Regressionsgeraden vy bzw. v;).

Um das Beispiel konkreter zu gestalten, sei als
Sachfrage das Problem angenommen, wieviel
Staatseingriffe in die Wirtschaft der ehemaligen
DDR fiir deren wirtschaftliche Gesundung fiir no-
tig erachtet werden. Ohne sich aktuell groB infor-
mieren zu miissen, kann ein Wihleri sein all-
gemeines Wissen dariiber aktivieren, daB linke
Parteien in der Regel mehr Staatseingriffe befiir-
worten als rechte, Wihleri kann zusitzlich der
Meinung sein, daB die Frage einer linken oder
rechten Politik in diesem Fall keinen allzu groBen
Unterschied macht, weil auch eine rechte Partei in
diesem besonderen Fall nicht um Staatseingriffe
herumkomme. Im Modell sicht dies so aus, daB die
Steigung der entsprechenden Regressionsgerade
relativ flach ist (vy).

Wiihleri konnte aber auch eine andere Wahrneh-
mung haben. Er konnte glauben, daB auch im
Falle der Wirtschaftsreform in der ehemaligen
DDR die SPD sehr viel massiver intervenieren
wiirde als die CDU. Dann wiire seine Regressions-
gerade entsprechend steiler (v,). Derartige Wahr-

‘nehmungsunterschiede zwischen den Wihlern sind

erlaubt, es wird aber angenommen, daB die Wih-
ler die ideologische Position der Parteien gleich
wahrnehmen.

Ob sich Wihler i fiir eine linke oder rechte Partei
entscheidet, hiingt zunichst von seiner eigenen
Einstellung zu Staatseingriffen in die Wirtschaft in
diesem besonderen Fall ab. Als typischem West-
deutschen schweben ihm in unserem Beispiel
Staatseingriffe mittleren Umfangs im Fall der
DDR vor. Nimmt er nun kaum Unterschiede zwi-
schen der linken SPD und der rechten CDU in
dieser Frage wahr (v,), ergibt sich fiir ihn eine
abgeleitete ideologische Position niiher bei der
SPD. Bei der Wahrnehmung groBer Unterschiede
(v;) fiihrt aber dieselbe inhaltliche Politikpriferenz
(x;) zu einer ideologischen Position auf der X-
Achse, die der CDU niherliegt. Sind den Wahl-
kampfmanagern einer Partei die Politikpriiferen-
zen der Wihler in einer Sachfrage bekannt, kann
der optimale Ubersetzungskoeffizient fiir diese
Partei bestimmt werden. Ob ihn die Partei durch-
setzen kann, hiingt aber auch vom Verhalten des
politischen Gegners ab.

In dem in Abbildung 1 dargestellten Beispiel wur-
de unterstellt, daB die ideologischen Positionen
der Parteien bekannt sind. Bei der Anwendung des
Modells kann man nun umgekehrt fragen, inwie-
weit man aus den Wihlerwahrnehmungen der Par-
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teistandpunkte bei einzelnen Streitfragen die la-
tenten ideologischen Positionen erschlieBen kann.
Es sollen also Daten iiber die Politikpriferenzen
der Wiihler bei einzelnen Sachfragen und Wahr-
nehmungswerte fiir die Parteien bei denselben
Sachfragen vorliegen. Dann ist es moglich, mit
Hilfe einer Faktorenanalyse zu untersuchen, in-
wieweit sich die Wahmehmungswerte bei mehre-
ren Sachfragen auf eine oder zwei ideologische
Dimensionen zuriickfiihren lassen, auf denen die
Parteien eine feste Position einnehmen. Das Er-
gebnis der Faktorenanalyse liefert so das wahrge-
nommene Parteiensystem, das die Vermittlung
zwischen den Wihlerpriferenzen und der Partei-
wahl herstellt®). Es wird also gerade nicht wie bei
der allgemeinen Links-Rechts-Einstufung der Par-
teien einfach postuliert, daB es nur diese eine
Dimension gibt, sondern aus den wahrgenomme-
nen Positionen der Parteien bei einzelnen Streit-
fragen werden die ideologischen Grunddimensio-
nen erschlossen. Es wird sich zeigen, ob zur Abbil-
dung der wahrgenommenen Politikunterschiede

zwischen den deutschen Parteien tatsichlich eine
einzige ideologische Dimension ausreicht.

Fiir den Wihler selbst wird ein Idealpunkt fiir
denselben ideologischen Raum abgeleitet, in dem
vorher die Parteien plaziert wurden. Dieser ideolo-
gische Idealpunkt des Wiihlers ist nicht durch eipe
ideologische Selbsteinstufung zustande gekom-
men, sondern wird mit Hilfe der ,,Ubersetzungsko-
effizienten“ aus den Politikpriiferenzen des Wih-
lers abgeleitet. Dann liBt sich priifen, ob der
Wihler sich fiir die Partei entscheidet, die ihm im
ideologischen Raum am nichsten steht.

Insgesamt gewinnt die Wahlforschung bei einer
Modellanwendung Auskunft {iber das wahrgenom-
mene Parteiensystem und, wenn die Wihler im
selben ideologischen Raum plaziert werden sollen
wie die Parteien, auch {iber die Politikpréferenzen
der Wihler. Dann kann drittens iiberpriift werden,
inwieweit sich der Wihler fiir die Partei entschei-
det, der er in diesem Parteiensystem am niichsten
steht.

III. Eignung des Modells zur Interpretation der letzten Bundestagswahl

Warum eignet sich dieses Modell besonders zur
Interpretation der ersten gesamtdeutschen Wahl?
Es sind dieselben Parteien in Ost und West ange-
treten, ohne daBl von vorneherein gesagt werden
konnte, ob die Parteien auch ideologisch gleich
wahrgenommen werden. Diese Frage kann durch
Anwendung des Modells beantwortet werden.

Die meisten Wiihler der ehemaligen DDR haben
sich am 2. Dezember 1990 fiir eine der Parteien
entschieden, die bereits gesamtdeutsch organisiert
waren. Bereits vor der Vereinigung haben die
Wihler der DDR Priiferenzen fiir die westdeut-
schen Parteien erkennen lassen. Verschiedene
Forschergruppen haben eine solche Westpriiferenz
erhoben und noch nach der Volkskammerwahl
vom 18. Mirz 1990 festgestellt, daB von den west-
deutschen Parteien die SPD und nicht die CDU am
meisten gefiel”). Die Tatsache, daB sich die Wahler
der DDR bereits vor der Vereinigung mit den
Westparteien identifizierten, kann als Phinomen
des geliechenen Parteiensystems bezeichnet wer-
den. Warum ist bei Wahlen in der DDR dann aber
nicht eingetreten, was viele erwartet haben, daB
ndmlich die gemiBigte Linkspartei SPD eine
Mehrheit gewonnen hitte? Liegt dies daran, daB
die CDU unter vielleicht falschen Voraussetzun-
gen als Partei der gemiiBigten Linken gewihlt wur-
de? Oder liegt es daran, daB die ostdeutschen
Wihler im Laufe des Vereinigungsprozesses eher
rechte Politikpriferenzen entwickelt hiitten?

¢) Die Details der Schiitzung der Modellparameter sind bei
J. Enelow/M. Hinich (Anm. 5), §. 213-215, nachzulesen.
7) Vgl. D. Roth (Anm. 3).
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AuBer der Frage der Ahnlichkeit oder Unihnlich-
keit der ideologischen Parteiwahrnehmung in Ost-
und Westdeutschland kann eine Anwendung des
vorgestellten Modells auch die zweite Frage beant-

. worten, wie sich die Politikpriiferenzen in Ost und

West unterscheiden. Der Sozialismus als staatliche
Planwirtschaft ist mit dem Zusammenbruch der
DDR endgiiltig diskreditiert. Wie aber steht es mit
den kleinen Sozialismen? Hier eine Beschifti-
gungsgesellschaft und dort ein Versuch, Arbeit
gerecht zu verteilen. Man kdnnte erwarten, daB 40
Jahre real existierender Sozialismus die kleinen
Sozialismen eher gestiirkt als geschwiicht haben, so
daB die Politikpriferenzen der ostdeutschen Wiih-
ler niher an den Zielen der Sozialdemokraten als
an denen der Christdemokraten liegen konnten.
Auch diese Frage soll durch die Modellanwendung
beantwortet werden.

Es ist aber bereits jetzt die Frage zu stellen, warum
letztlich die Koalitionsparteien in der ehemaligen
DDR so erfolgreich waren. Das kénnte damit zu
tun haben, daB die dortige linkere Wiihlerschaft
die Regierungsparteien als linker wahrgenommen
hat als die Westdeutschen; es kénnte aber auch
sein, daB 40 Jahre Sozialismus auch die kleinen
Sozialismen zerstdrt haben. Dann miiiten die ost-
deutschen Wihler politisch konservativer einge-
stellt sein als die Westdeutschen. Die erste Erkld-
rungsalternative ist bereits durch die Ergebnisse
der iiblichen Links-Rechts-Fragen widerlegt und
auch die zweite erscheint wenig plausibel.

Es bleibt ein Faktor als moglicherweise wahl-
entscheidend iibrig, der in dem Modell gar nicht
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periicksichtigt wird: die Kompetenzeinstufung der
Politiker und Parteien. Auch diese Kompetenzein-
stufungen werden unter dem Begriff , issue-voting*
(Wahlentscheidungen aufgrund bestimmter Poli-
tikpriferenzen) subsumiert. Man kann eine Partei
fiir regierungsfihig halten, weil sie vertrauenswiir-
dige Politiker hat, oder weil sie in der Vergangen-
heit mit ihrer Wirtschaftspolitik mehr Erfolg hatte
als andere Parteien. Dann hilt man sie fiir wirt-
schaftspolitisch kompetent, ohne sich zu sehr mit
den inhaltlichen Fragen der Wirtschaftspolitik zu
beschiftigen. Es zdhlt sozusagen nur der Erfolg
der Politik, den der Wihler in seinem Porte-
monnaie spiirt, nicht die Art und Weise, wie dieser
Erfolg erreicht wurde.

In den urspriinglichen Modellen rationalen Wahl-
verhaltens®) ist kein Platz fiir Einstellungen aufier-

halb des Bereichs der inhaltlichen Politikpréferen-
zen. Trotzdem ist unstrittig, daB diese Faktoren
eine Rolle spielen; man versucht daher neuer-
dings, sie mit zu beriicksichtigen. Es sei also unter-
stellt, daB der Wiihler seinen Nutzen bei der Wahl
der Partei maximiert, die er fiir kompetent hilt
und zu der seine Politikdistanz am geringsten ist.

Mit dieser Modellerweiterung wird auch das fol-
gende Ergebnis moglich: die ostdeutschen Wiihler
haben bei insgesamt sehr dhnlicher Parteiwahrneh-
mung und im groBen und ganzen wenig konservati-
ver Einstellung deshalb mehrheitlich CDU oder
FDP gewiihlt, weil sie diese Parteien fiir politisch
kompetenter hielten als die westdeutschen
Wiihler.

IV. Modellanwendung

Die Modellanwendung soll in drei Schritten be-

sprochen werden:

1. Die politischen Priiferenzen der Wiihler,

2. die ideologische Wahrnehmung des Parteiensy-
stems und

3. Kompetenzurteile und Wahlverhalten.

1. Ost- und westdeutsche Politikpriiferenzen

Fir die Modellanwendung miissen Einstellungs-
und Partei-Wahrnehmungsdaten fiir einzelne
Streitfragen vorliegen. Die alternativen Losungen
(Policies) der Streitfragen werden dabei am besten
auf eindimensionalen Skalen vorgegeben mit den
beiden extremsten Losungsvorschlliigen an den
Endpunkten. Die Wahlforscher bezeichnen derar-
tige Streitfragen mit unterschiedlichen Losungs-
vorschliigen als ,,Positions-Issues*,

Fiir die Modellanwendung stehen die folgenden
Streitfragen zur Verfiigung: Gewiinschter Umfang
der Staatseingriffe zur Gesundung der DDR-Wirt-
schaft; Beibehaltung oder Verschirfung des Asyl-
rechts; Verbot oder Freigabe von Schwanger-
schaftsabbriichen; Ab- oder Ausbau der Kernener-
gie. Fir jede Streitfrage wurde dem Befragten eine
Skala mit 7 Punkten vorgelegt, bei der die Punkte
1 und 7 verbal beschrieben waren. In den Abbil-
dungen 2 und 3 ist Punkt 1 jeweils die konservative
Orientierung und Punkt 7 die linke Alternative.

Abbildung 2 (untere Hilfte) zeigt die Einstellung
der ostdeutschen Wihler beziiglich der Staatsein-
griffe zur Gesundung der DDR-Wirtschaft. Hier
sprechen sich immerhin 36,7 Prozent fiir umfang-

‘___‘—\l_-

¥) Das klassische Modell in diesem Bereich ist von Anthony
, Okonomische Theorie der Demokratie, Tiibingen

1968, entwickelt worden.
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reiche Staatseingriffe aus, und nur 2,6 Prozent sind
der Meinung, der Staat solle sich weitgehend her-
aushalten. Die Bevolkerung der alten Bundesrepu-
blik ist in dieser Frage konservativer eingestellt.
Nur 23 Prozent sprechen sich fiir massive Staats-
eingriffe aus, Ahnlich sind die Verhiltnisse bei der
Einstellung zum Schwangerschaftsabbruch (Abbil-
dung 3). 60 Prozent der Wahlberechtigten in der
ehemaligen DDR sind der Meinung, es solite in
jedem Fall allein der Frau iiberlassen bleiben, ob
sic eine Schwangerschaft abbrechen will oder
nicht. Diese wvéllige Freigabe des Schwanger-
schaftsabbruchs wird in der alten Bundesrepublik
nur von 43 Prozent fiir richtig gehalten.

Etwas konservativer als im Westen sind die Ost-
deutschen lediglich in der Frage der Atomenergie.
Wiihrend im Westen 22 Prozent einen sofortigen
Ausstieg aus der Kernenergie befiirworten, sind es
im Osten 16 Prozent. 10 Prozent befiirworten dort
sogar einen weiteren Ausbau der Kernenergie; das
sind im Westen nur 3 Prozent.

Zu den Politikpriferenzen der west- und ostdeut-
schen Wiihler 148t sich zusammenfassend konsta-
tieren: Die Ostdeutschen sind in Fragen der alten
Politik, d.h. bei Streitfragen der Wirtschafts- und
Rechtspolitik, weniger konservativ als die West-
deutschen; lediglich in der Frage der Kernkraftnut-
zung haben sie konservativere Vorstellungen.
Wahrscheinlich kann man dieses Ergebnis auf alle
Streitfragen der sog. neuen Politik ausdehnen.
Politisch sollte die deutsche Vereinigung also die
alte Linke auf Kosten der konservativen Kriifte
und der neuen Linken stirken, Der Wahlerfolg der
konservativen Parteien in der ehemaligen DDR
kann sicherlich nicht mit einer allgemein konserva-
tiven Einstellung der dortigen Wihlerschaft erklirt
werden.



2. Die ideologische Wahrnehmung des
Parteiensystems

Wie werden nun die Standpunkte der Parteien bei
den einzelnen Streitfragen wahrgenommen? Hier
sollen zunichst einige Beispiele der durchschnittli-
chen Parteienwahrnehmung in der Frage der
Staatseingriffe und des Schwangerschaftsabbruchs
besprochen werden, bevor versucht wird, diese
Wahrnehmungen auf einen gemeinsamen ideologi-
schen Raum zuriickzufiihren.

Die Frage des Schwangerschaftsabbruchs ist ein
sogenanntes ,leichtes” Issue in dem Sinn, daB die
Wiihler klare Priferenzen und klare Wahrnehmun-
gen der Parteistandpunkte haben. Insgesamt sechs
Parteien konnten auf diesen Issue-Skalen einge-
stuft werden: Die CDU, die CSU, die SPD, die
FDP, die GRUNEN und die PDS. Im Westen
beantworteten 88 Prozent der Befragten sowohl
die Frage nach der eigenen Priferenz als auch die
nach der Position aller sechs Parteien. In Ost-
deutschland ist dieser Prozentsatz der Wihler mit
vollstindiger Information mit 84 Prozent kaum
geringer.

Ebenso sind sich die Wihler in beiden Teilen
Deutschlands weitgehend darin einig, wo die Par-
teien in dieser Frage stehen. Sie nehmen die CSU
als die konservativste Partei wahr mit einem Ska-
lenwert von 1,7 im Westen und 1,5 im Osten, dann
folgen CDU, SPD und FDP mit fast identischen
Werten in Ost und West, und im Osten folgen
dann die GRUNEN mit einem Wert von 6,6 und
die PDS mit einem Wert von 6,8. Der mittlere
bzw. Medianwihler in der ehemaligen DDR steht
mit 6,7 genau zwischen diesen beiden linken Par-
teien; es ist dies der Wihler in der Mitte der
Priiferenzverteilung. Die Partei, die ihm am niich-
sten ist, hat die giinstigste Position (vgl. Abbil-
dung 3).

Im Westen ist der Medianwihler mit einem Wert
von 5,8 der SPD mit 5,5 am niichsten; die am
meisten als libertir wahrgenommene Partei sind
im Westen die GRUNEN mit einem Wert von 6,8,
wiihrend die PDS hier einen Wert von 6,6 hat.

Schwieriger war es sicher, die Stellung der Parteien
in der Frage der Staatseingriffe zur Sanierung der
DDR-Wirtschaft auszumachen. Im Westen mach-
ten hier trotzdem 85 Prozent der Befragten voll-
stindige Angaben, im Osten nur 77 Prozent.
Beriicksichtigt man nun diese Gruppe mit vollstéin-
digen Angaben, so haben Ost- und Westwiihler
gemeinsam, daf sie der FDP die wenigsten und der
PDS die meisten Staatseingriffe zutrauen. Im iibri-
gen sind es die Ostwiihler, die sich in ihrer Wahr-
nehmung klarer vom hergebrachten Links-Rechts-
Schema leiten lassen: In ihrer durchschnittlichen
Wahrnehmung liegen FDP und CSU als rechte
Parteien eng nebenecinander, dann folgen CDU
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und SPD; die GRUNEN sind zwischen letzteren
einzuordnen. Der Westwihler schreibt der CDU
jedoch mehr Staatseingriffe zu als der SPD, woh|
in erster Linie deswegen, weil er die Partei, die dije
Wiedervereinigung am energischsten betrieben
hat, mehr in die Pflicht genommen sieht als die
Partei, die diesen ProzeB eher bremsen wollte,
Dies ist fiir die CDU im Westen kein Nachteil, weil
der Medianwihler die Einstellung hat, die die
Mehrheit hier fiir die CDU wahrnimmt, Der Me-
dianwihler im Osten dagegen befindet sich zwi-
schen den wahrgenommenen Positionen der SPD
und der PDS.

Bei leichten Unterschieden in der Vollstindigkeit
der Parteienwahrnehmung 148t sich konstatieren,
daB die ostdeutschen Wihler mit dem Parteiensy-
stem genauso vertraut sind wie die westdeutschen
und daB die Gemeinsamkeiten der Wahrnehmung
iiberwiegen. Auf jeden Fall wird nicht bestitigt,
daB der ostdeutsche Medianwihler den Bonner
Koalitionsparteien niher ist als den Parteien im
linken Spektrum. Im Gegenteil: Der wahrgenom-
mene PDS-Standpunkt und der ostdeutsche Me-
dianwiihler kommen sich in der Regel recht nahe.
Die Regierungspartei von gestern mag an politi-
scher Glaubwiirdigkeit total verloren haben, sie
hat aber keine Wihlerschaft hinterlassen, die in
allen Fragen der praktischen Politik entgegenge-
setzter Meinung wire. Die kleinen Sozialismen
sind geblieben.

Ein zentrales Problem bei der Analyse des deut-
schen Parteiensystems aus der Sicht der Wihler ist,
ob eine einzige ideologische Dimension zur Erfas-
sung der wahrgenommenen Policyunterschiede
zwischen den Parteien ausreicht. Dies wird oft
unterstellt, wenn man nimlich die Parteien auf
dem Links-Rechts-Kontinuum einstufen liBt und
anschlieBend den Wiihler bittet, sich selbst auf
dem Kontinuum einzuordnen. Wenn man die
wahrgenommenen Distanzen zwischen den Partei-
standpunkten bei den ausgewiihlten Streitfragen
einer Faktorenanalyse unterzieht, wird entscheid-
bar, ob eine einzige Dimension zur Erfassung der
latenten ideologischen Distanzen ausreicht. Das
Ergebnis dieser Analysen sei gleich vorweggenom-
men: Auch bei der Analyse einzelner Streitfragen
reicht eine ideologische Dimension zur Abbildung
der Parteidistanzen nicht aus. Zwei Dimensionen
sind dazu notwendig. Analysiert man alle vier er-
hobenen Streitfragen gleichzeitig, ergibt sich fiir
Westdeutschland das in Abbildung 4 dargestellte
Bild des Parteienraums.

Der Hauptgrund der Zweidimensionalitit ist, daB
die drei etablierten Parteien CDU/CSU, SPD und
FDP nicht auf einer einzigen Dimension anzuord-
nen sind. Bei wirtschaftspolitischen Fragen stehen
die beiden biirgerlichen Parteien der SPD gegen-
iiber, wobei die FDP ideologisch rechts von der
CDU steht. Dies haben bei der Frage der Staats-
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Abbildung 2: Wiihlerpriiferenz fiir unterschiedliche Grade von Staatseingriffen zur Gesundung der
DDR-Wirtschaft und wahrgenommene Parteipositionen
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Abbildung 3: Wiihlerpriiferenz fiir unterschiedliche Lsungen des Abbruches einer Schwangerschaft und
wahrgenommene Parteipositionen
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Abbildung 4: Parteipositionen im idooloabchoJ
Raum in der Wahrnehmung der
westdeutschen Befragten

0,54

eingriffe in die Wirtschaft die Wiihler auch so
wahrgenommen. Die wirtschaftspolitische Lipks-
Rechts-Achse verlduft von der FDP nach rechts
oben in der Abbildung.

Bei rechts- und vielen innenpolitischen Fragen er-
gibt sich die Frontstellung der sozialliberalen Koa-
lition mit der CSU und der CDU rechts und der
FDP in SPD-naher Mittelposition und der SPD
links. Die innen- und rechtspolitische Links-
Rechts-Achse verlduft, nach unseren Interpreta-
tionen, von der CSU aus nach links oben.

Es mag Themen geben wie die Pflegeversicherung,
bei denen sich eine Frontstellung von SPD und
(DU, vor allem wohl von deren Arbeitnehmerflii-
gel, gegen die FDP ergibt. Diese weitere Moglich-
keit fiihrt zu der bekannten Dreieckskonfiguration
awischen den etablierten drei Parteien der Bonner
_Demokratie. bei der jede Zweierkoalition moglich
it. Eine biirgerliche Koalition griindet auf Ge-
l{leinsamkeiten der Wirtschaftspolitik, eine sozial-
lberale Koalition auf Gemeinsamkeiten der In-
ien- und Rechtspolitik und eine groBe Koalition
schlieBlich auf Gemeinsamkeiten der Sozialpoli-
“Ikg). Diese Dreieckskonfiguration 148t sich zwei-
dt_mensiunaj abbilden, wobei die sozialpolitische
Dimension mehr oder weniger der wirtschaftlichen

Achse mit der CDU in der Mittelposition ent-
Spricht, ‘

'l-__—_-_-_
_]I\’gl. Franz Urban Pappi, The West German Party System,
i: West European Politics, 7 (1984) 4, §.7-26.
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Die historisch herleitbare Dreieckskonfiguration
liegt offensichtlich auch der Wiihlerwahrnehmung
zugrunde. Was dabei besonders iiberzeugt, ist ein
Vergleich der Lsungen fiir die einzelnen Streitfra-
gen. Geht es um Staatseingriffe in die Wirtschaft
der ehemaligen DDR, wird die Z2-Achse gestreckt
mit dem Ergebnis, da8 FDP und CDU/CSU niiher
zusammenriicken. Die CSU riickt dabei der FDP
etwas niher als die CDU. Der Abstand der FDP
zur SPD samt den kleineren Parteien des linken
Spektrums wird stark vergroBert.

In der Abtreibungsfrage passiert das Gegenteil.
Die Hauptachse wird die Z1-Achse, CDU und vor
allem CSU riicken hier nach auBen, FDP und SPD
kommen sich niiher.

Dieses Ergebnis hat eindeutige politische Implika-
tionen. Sie besagen, daB der Wiihler die Gemein-
samkeiten der gegenwiirtigen Koalition in einer
liberalen Wirtschaftspolitik sieht und daB er wohl
mit Recht davon ausgeht, daB eine sozialliberale
Innen- oder Rechtspolitik Sprengkraft fiir diese
Koalition hat. CDU und CSU kénnten sich in
diesen Fragen nur durchsetzen, wenn sie zusam-
men die absolute Mehrheit der Sitze im Bundestag
hitten. Die deutsche Vereinigung hat aber inner-
halb der Koalition die Krifte zugunsten der FDP
verschoben.

PDS und GRUNE werden vom westdeutschen
Wihler im Hinterhof der SPD wahrgenommen.
Sie besitzen deshalb kaum den eigenen politischen
Mandvrierraum, den die FDP in ihrer giinstigen
Mittellage zwischen den beiden groBen Volkspar-
teien besitzt.

Vergleicht man nun den ideologischen Parteien-
raum, den die ostdeutschen Wihler ihren Politik-
wahrnehmungen zugrunde legen, ist dieselbe
Grundstruktur erkennbar (vgl. Abbildung 5). Le-
diglich die drei linken Parteien liegen enger zusam-
men als im Westen. Der Ostwihler hat hier eher
Probleme mit der Einschitzung der GRUNEN, im
Westen variiert dagegen die Beurteilung der PDS
sehr stark. Gemeinsam ist beiden Parteiriumen
aber, daB auf der von der wirtschaftspolitischen
Dimension die PDS weiter links plaziert ist als auf
der innen- und rechtspolitischen Dimension. Die
PDS kann als Partei der alten Linken gelten. Auf
der von der CDU/CSU nach oben links verlaufen-
den innen- und rechtspolitischen Achse nehmen
dagegen die GRUNEN die linke Extremposition
ein, wihrend die FDP niiher bei der SPD in der
Mitte plaziert ist. Sollte wegen der wirtschaftlichen
Folgen der Vereinigung die Wirtschaftspolitik un-
ter marktwirtschaftlichen, biirgerlichen Vorzei-
chen in ndchster Zukunft ihre groBe Bedeutung

“behalten, wiirde die innen- und rechtspolitische

Achse wahrscheinlich zum Nachteil der GRUNEN
geschwiicht. Die Debatte iiber die Abtreibungsfra-
ge dagegen stirkt diese Dimension.
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Abbildung 5: Parteipositionen im ideologischen
Raum in der Wahrnehmung der
ostdeutschen Befragten

Z1

3. Kompetenzurteile und Wahlverhalten

Die Anwendung des vorgestellten Modells hat uns
bisher einer Beantwortung der Frage, warum die
+ ostdeutschen Wiihler so stark CDU und FDP ge-
wiihlt haben, nicht niher gebracht. Der ostdeut-
sche Wihler steht den Oppositionsparteien poli-
tisch niher als den Regierungsparteien, wihlt aber
trotzdem CDU und FDP so hiufig wie der west-
deutsche Wiihler. Diesen Widerspruch kann wahr-

scheinlich nur das modellfremde Element der
Kompetenzeinstufung losen. Kompetenzeinstu-
fungen der Parteien werden in der westdeutschen
Wabhlforschung standardméBig erhoben, Um un-
nétige Doppelerhebungen zu vermeiden, wurde in
der hier herangezogenen Umfrage deshalb auf eine
extensive Abfrage verzichtet.

Aus anderen Untersuchungen'”) geht hervor, daB
die Wiihler in beiden Teilen Deutschlands die Fol-
gen der Vereinigung als sehr wichtige politische
Aufgabe wahrgenommen haben. Dann horen aber
die Gemeinsamkeiten auf; bei den anderen vorge-
gebenen Themen trennen sich die Schwerpunkte
der Beachtung. Die ostdeutschen Wiihler beschif-
tigte vor der letzten Bundestagswahl in erster Linie
das Thema Arbeitslosigkeit und allgemeine Fragen
der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die westdeut-
schen Wihler sahen die Umweltpolitik als vorran-
gige politische Aufgabe an. Bei den fiir die ost-
deutschen Wiihler wichtigen Themen fiihren dann
in der Kompetenzzuschreibung eindeutig die Re-
gierungsparteien, die SPD wurde zum Zeitpunkt
der Bundestagswahl wesentlich seltener als
kompetenteste Partei genannt als von den West-
deutschen. Dies galt damals sogar fiir die Sozialpo-
litik. 30 Prozent der Befragten in Ostdeutschland
hielten hier die SPD fiir die kompetenteste Partei,
aber 45 Prozent der Westdeutschen.

Zusammenfassend kann man konstatieren: Sowoh!
im west- als auch im ostdeutschen Wahlgebiet
fiilhrten die Regierungsparteien bei der Kompe-
tenzzuschreibung, der Vorsprung war im Osten

0) Vgl. W. Kaltefleiter (Anm. 4).

Tabelle 1: Prozentverteilung von Kanzlerpriiferenz und Policy-Distanz bei Staatseingriffen zur

Gesundung der DDR-Wirtschaft

Policy-Distanz am kiirzesten zu

Kanzler- Regierungs- zu beiden zu Oppositions- Insgesamt
priferenz parteien gleich parteien
1.1 Westdeutschland
Kohl 25,0 16,3 8,0 49.3
beide gleich 3,5 5,9 4.4 13,7
Lafontaine 5,9 133 17,8 37,0
Insgesamt 343 355 30,2 100,0%
(n = 1262)
1.2 Ostdeutschland
Kohl 24,2 20,5 14,1 58,8
beide gleich 32 4.2 D5 12,9
Lafontaine 4,9 6,1 17,3 28,3
Insgesamt 323 30,9 36.8 100,0%
(n=619)
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aber ausgepriigter. So wird erkldrlich, warum die
Regierungsparteien im Osten einen Wahlerfolg er-
zielen konnten, der von den Politikpriiferenzen der
Wihler her betrachtet nicht vorauszusehen war.
CDU und FDP haben in der ehemaligen DDR die
Wahl gewonnen, sie haben in der dortigen Wihler-
schaft aber keine (Policy-) Mehrheit in Fragen der
inhaltlichen Politik.

In der hier herangezogenen Erhebung steht nur ein
Ersatzindikator fiir die Kompetenzzuschreibung
zur Verfiigung. Dies ist die Frage, was man von
den Kanzlerkandidaten Kohl und Lafontaine hilt.
Dieses MaB kann als Kompetenzzuschreibung in-
terpretiert werden, so daB seine Prognosekraft fiir
die individuelle Wahlentscheidung direkt mit der
Policy-Distanz zu den Parteien verglichen werden
kann. Statt das volle Modell anzuwenden, wird
hier nur auf die Policy-Distanz in der Frage der
Staatseingriffe in die Wirtschaft der DDR zuriick-
gegriffen. An diesem kleinen Beispiel kann iiber-
priift werden, ob es in ‘Ostdeutschland mehr Kohl-
Anhinger gab und dann wegen der groBeren Hiu-
figkeit linker Einstellungen auch mehr Wihler, die
widerspriichlichen Einfliissen ausgesetzt waren, in-

dem sie nidmlich Kohl fiir den besseren Kanzler
hielten, in der inhaltlichen Politik aber einer Partei
des Oppositionslagers niher standen. Beide Ver-
mutungen werden bestitigt. Im Osten zogen 59
Prozent der Befragten Kohl Lafontaine vor, und
im Osten ist auch die Gruppe stiirker vertreten, die
Kohl bevorzugt und gleichzeitig in der Frage der
Staatseingriffe in die Wirtschaft einer Oppositions-
partei am n#chsten steht (vgl. Tabelle I). Betrach-
tet man nun die Prognosekraft beider Faktoren,
d. h. der Kanzlerpriiferenz und der Policy-Distanz
in der Frage der Staatseingriffe, zeigt sich erstens,
daB die Kanzlerpriferenz im Osten und Westen
die Wahlentscheidung besser voraussagt, daB aber
zweitens die Policy-Distanz zu den Parteien eben-
falls von Bedeutung ist. Die Prognosekraft ist in
beiden Teilen Deutschlands im wesentlichen die-
selbe. Wenn ein Unterschied zwischen Ost und
West bestand, dann im Kompetenzvorsprung von
Kohl und in der GriBe der Gruppe, die wider-
spriichlichen Einfliissen ausgesetzt war. Und da
die Kompetenzeinstufung der wichtigere Pridiktor
der Wahlentscheidung ist, haben von dieser Situa-
tion die Regierungsparteien iiberproportional pro-
fitiert — was sich im Wahlergebnis niederschlug.

V. SchluBfolgerung

Mit der Kompetenzeinstufung hat sich ein Faktor
fir die Wahlentscheidung als wirksam erwiesen,
der ausgesprochen kurzfristigen Einfliissen unter-
liegt. Dies gilt wohl verstirkt fiir die Lage in den
neuen Bundeslindern, wo Zukunftshoffnungen
und Enttiiuschungen iiber die augenblickliche La-
ge schwer entwirrbare widerspriichliche Einfliisse
auf die politischen Kompetenzzuschreibungen aus-
iiben. Auf der anderen Seite fehlt in der ostdeut-
schen Wiihlerschaft noch weitgehend eine ldnger-
fristig stabile Bindung an eine der demokratischen
Parteien, so daB die starken Schwankungen der
Parteipopularitit verstindlich werden. Nach den
Ergebnissen der Forschungsgruppe Wahlen waren
in Ostdeutschland sowohl nach der Volkskammer-
wahl vom 18. Mérz 1990 als auch nach der Bundes-
tagswahl vom 2. Dezember 1990 relativ groBe Ein-

_briiche in der Popularitit der fithrenden Regie-
rungspartei CDU zu verzeichnen'!), Dieter Roth
kommt zum folgenden allgemeinen SchluB:
~Wahlverhalten, das sich an politischen Sachfra-
gen orientiert, ist weniger stabil als strukturell
verankertes Wahlverhalten, weil sich politische
Sachﬁ'aéen sehr viel schneller verindern als Struk-
turen.*"<) '

Diese Aussage muB nach den hier vorgelegten
Ergebnissen differenziert werden. Die Orientie-

") Vgl. Forschungsgruppe Wahlen (Anm. 4).
12) D. Roth (Anm. 3), S. 390.
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rung an politischen Sachfragen kann zweierlei
bedeuten: eine besondere Beachtung einzelner
politischer Probleme durch den Wihler mit an-
schlieBender Kompetenzzuschreibung an die Par-
teien, denen man die Ldsung zutraut, und eine
Orientierung an Sachthemen, fiir die von den Par-
teien unterschiedliche Losungen (Policies) angebo-
ten werden, die von den Wihlern inhaltlich mehr
oder weniger priferiert werden. Im ersten Fall
wird der Partei den Vorzug gegeben, die man fiir
kompetent zur Losung der fiir wichtig erachteten
Probleme hiilt und im zweiten Fall der Partei, mit
der man in Fragen der inhaltlichen Politik am
meisten iibereinstimmt. Beide Faktoren sind zur
Erklirung der Wahlentscheidung heranzuziehen.
Eine Besonderheit der ersten gesamtdeutschen
Wabhl in Ostdeutschland war, daB die Politikpriife-
renzen und die Kompetenzeinstufungen bei mehr
Wihlern als im Westen sich in entgegengesetzter
Richtung auswirkten. Der ostdeutsche Wihler ist
in Fragen der inhaltlichen Politik, vor allem der
Wirtschaftspolitik, mehr links orientiert als der
westdeutsche Wihler, wihrend andererseits die
Bonner Regierungsparteien einen groferen
Kompetenzvorsprung hatten als im Westen.

Welche Entwicklungen sind hier kurz- und mittel-
fristig zu erwarten? Bei der kurzfristigen Kompo-
nente der Kompetenzeinstufungen wird das Wech-
selbad der Hochs und Tiefs der Regierungspartei-
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en wohl in nichster Zeit anhalten. Wirksam aber
werden allein die Kompetenzeinstufungen zum
Zeitpunkt einer Wahl, und bis zum néchsten Wahl-
jahr in den neuen Bundeslindern besteht immer-
hin die Chance, daB sich die wirtschaftliche Lage
verbessert, und daB dies den Parteien der Regie-
rungskoalition zugeschrieben wird. In diesem Be-
reich ziihlt nur der Erfolg, und die Bilanz zum
nichsten Wahltermin kann jetzt noch nicht erstellt
werden.

Den kurzfristigen Schwankungen der Kompetenz-
einstufungen stehen die wenigstens mittelfristig
stabilen Kriifte gegeniiber, die das wahrgenomme-
ne Parteiensystem priigen. Dazu gehéren zum
einen die ideologischen Grunddimensionen, die
die Wahrnehmung der Parteistandpunkte bei den
aktuellen Sachfragen strukturieren. Dazu gehtren
zum anderen die Politikpriferenzen der Wihler.

Ein wichtiges Ergebnis dieser Untersuchung ist,
daB der ideologische Parteienraum in Ost- und
Westdeutschland weitgehend gleich perzipiert
wird. Aus dem westdeutschen Parteiensystem und
dem urspriinglich nur gelichenen Parteiensystem
nach der Wende in der DDR ist bereits weitgehend
ein gesamtdeutsches Parteiensystem geworden.

Dieses gesamtdeutsche Parteiensystem weist ideo-
logische Dimensionen auf, die weit in die Ge-
schichte der deutschen Parteien zuriickgehen. Es
ist dies zum einen eine wirtschaftspolitische und
zum anderen eine innen- und rechtspolitische
Links-Rechts-Achse. Dabei werden die Fragen der
neuen Politik im deutschen Parteiensystem weitge-
hend nach dem Schema der innen- und rechtspoli-
tischen Dimensionen abgearbeitet. Beide Dimen-
sionen sind fest im historisch gewachsenen Partei-
ensystem Deutschlands verankert und werden sich
auch mittelfristig wenig veriindern. Es kann durch
die Koalitionslage auf Bundestbene zu unter-
schiedlichen Betonungen kommen, die sich in der
Schiitzung der Modellparameter so auswirken wiir-
den, daB die beiden Achsen mehr oder weniger
klar voneinander getrennt werden. Die augen-
blickliche Lage fiihrt insofern zu einer klaren Tren-
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nung der Achsen, als die Koalition zwischen CDU/
CSU und FDP von den Gemeinsamkeiten in der
Wirtschaftspolitik zehrt, wihrend gleichzeitig ge-
miB des Einigungsvertrags die Notwendigkeit be-
steht, in der Abtreibungsfrage zu einer gesamt-
deutschen Losung zu kommen. Letzteres betont
die programmatischen Unterschiede zwischen
CDU/CSU und FDP. Von den anstehenden Ver-
fassungsinderungen konnen weitere Gefihrdun-
gen der gegenwiirtigen Koalition ausgehen.

Die Dreieckskonfiguration der etablierten Partei-
en wird im Wahrnehmungsraum unter der gegen-
wirtigen Regierung sicherlich stabil bleiben. Es
stellt sich dann die Frage, wie sich die Politikpriife-
renzen der Wihler mittelfristig entwickeln. Hier
diirften sich Anderungen nicht in erster Linie
durch Einstellungsinderungen einzelner Wihler
ergeben, sondern durch die Thematisierung unter-
schiedlicher Probleme. Sollte die Pflegeversiche-
rung eine groBere Rolle spielen, so werden die
Politikpriiferenzen der Wihler in dieser Frage si-
cher anders verteilt sein als z.B. die Einstellungen
zu den Beschiftigungsgesellschaften oder zum
Vorrang der Sanierung der Treuhandbetriebe vor
dem Ziel der Privatisierung. Trotzdem ist es erfah-
rungsgemiiB in Massendemokratien schwierig, fiir
eine liberale Wirtschaftspolitik Mehrheiten zu or-
ganisieren. In Ostdeutschland scheint dies mittel-
fristig noch schwieriger zu sein als in Westdeutsch-
land, weil die Ausgangsverteilung stiirker in Rich-
tung der kleinen Sozialismen verzerrt ist. Diese
Situation stellt aber keine deutsche Besonderheit
dar. Konservative oder liberale Parteien im euro-
péischen Sinn kdnnen sich in modernen Massende-
mokratien nur an der Macht behaupten, wenn sie
den kleinen Sozialismen, die der Durchschnitts-
biirger so liebt, mit einer Politik entgegenkommen
oder gegensteuern, der der Erfolg recht gibt.

Verteilungsfragen werden in den niéichsten Jahren
sicher bedeutsamer sein als im letzten Jahrzehnt
der alten Bundesrepublik. Das kdnnte die traditio-
nelle Linke, wenn auch nicht gerade die PDS,
stiirken. Dagegen diirfte die neue Linke mit den
GRUNEN als Hauptrepriisentanten eher zu den
Vereinigungsverlierern gehtren.
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Hubert Kleinert

Die GRUNEN 1990/91
Vom Wahldebakel zum Neuanfang

Als die westdeutschen GRUNEN am Abend des
2. Dezember 1990 mit 4,8 Prozent der abgegebe-
nen giilltigen Zweitstimmen in den alten Bundes-
lindern die Fiinfprozenthiirde verfehlt hatten, gab
es nicht wenige, die das baldige Ende der Okopar-
tei als relevanten politischen Faktor herannahen
sahen. Manche Kommentatoren sprachen gar vom
Ende des griinen Jahrzehnts*. Auch bei den
GRUNEN iiberwog eine skeptische Beurteilung
der eigenen Zukunftsperspektiven.

Gut zehn Monate spiter sicht die Lage schon
wieder anders aus: Trotz der faktischen Nichtpra-
senz der westdeutschen GRUNEN in der tagespo-
litischen Auseinandersetzung auf der Bundesebe-
ne hat die Partei bei der Landtagswahl in Hamburg
einen Achtungserfolg und in Bremen ein ausge-
zeichnetes Wahlergebnis erzielen kénnen. Entge-
gen mancher Erwartung konnte auch der ,,Chaos-
parteitag" von Neumiinster eine Stabilisierung der
schwer angeschlagenen Partei nicht verhindern.
Obwohl vor einer Uberschitzung des bundespoliti-
schen Signalcharakters von Regionalwahlen zu
warnen ist: Licht am Ende des Tunnels scheint fiir

die GRUNEN allemal sichtbar — erst recht nach
der organisatorischen Konsolidierung der Biirger-
bewegung Biindnis 90, die die Chancen fiir ein
gemeinsames Antreten zur Bundestagswahl 1994
cher verbessert haben diirfte.

So erfreulich diese Entwicklung fiir die GRUNEN
ist, so wenig hat die Analyse der letzten Bundes-
tagswahl an Bedeutung verloren. Bislang ist dazu
jenseits tagespolitisch interessierter Interpretation,
offentlicher Statements von Beteiligten und einzel-
nen Anmerkungen in den Analysen der Wahlfor-
schungsinstitute relativ wenig systematisierte Auf-
arbeitung betrieben worden'). Wenn die Zukunfts-
chancen der GRUNEN, die zu ihrer Nutzung er-
forderlichen innerparteilichen Veréinderungen so-
wie die Erwartungen der potentiellen GRUNEN-
Wiihler gegeniiber ihrer Partei genauer in den
Blick geraten sollen, dann gehort dazu eine sorg-
filtige Analyse des bundespolitischen Abstiegs der
GRUNEN, wie er im Wahlergebnis vom letzten
Dezember auf spektakulire Weise seinen Aus-
druck gefunden hat?),

I. Ursachen des Wahldebakels

1. Das Abschneiden der GRUNEN in der
Bundestagswahl

Das Scheitern der West-GRUNEN bei der Bun-
destagswahl 1990 hatte niemand prognostiziert und
fast niemand auch nur fiir moglich gehalten. Die
iiberraschte und z.T. sogar schockierte Reaktion
der Offentlichkeit in den Tagen nach dem 2. De-
zember zeigte dies iiberdeutlich. Mit Ausnahme

!) Eine der wenigen Ausnahmen bildet Ferdinand Miiller-
Rommel, Stabilitdt durch Wandel: DIE GRUNEN vor und
nach der Bundestagswahl 1990, in: Roland Roth/Dieter
Rucht (Hrsg.), Neue soziale Bewegungen in der Bundesre-
publik Deutschland, Bonn 19917, S.441ff. Allerdings be-
schriinken sich die Anmerkungen zu diesen Fragen lediglich
auf einige allgemeine Uberlegungen. Das von Ralf Fiicks
herausgegebene Bindchen ,Sind die GRUNEN noch zu
retten?”, Reinbek 1991, enthiilt zwar eine Reihe interessan-
ter Aufsiitze, verfolgt aber nicht die Absicht wahlsoziologisch
systematisierter Analyse.

?) Die nachfolgenden Anmerkungen zu diesem Aspekt fu-
Ben auf den Ergebnissen einer Untersuchung des Verfassers
(Arbeitstitel: Krisen und Erfolgsbedingungen griiner Politik
unter besonderer Beriicksichtigung der Bundestagswahl
19_3). die voraussichtlich im ersten Halbjahr 1992 erscheinen
wird.
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der Forschungsgruppe Wahlen, die am 19. Novem-
ber 1990 im ZDF-Politbarometer den westdeut-
schen GRUNEN einen Stimmenanteil von nur 5,5
Prozent vorhergesagt, sich aber selbst zwei Tage
vor der Wahl noch auf eine Prognose von 6,5
Prozent nach oben korrigiert hatte, waren die
GRUNEN in der Demoskopie nirgends auch nur
in der Nihe der parlamentarischen Existenzgrenze
von fiinf Prozent angesiedelt worden®). Aber nicht
nur die Demoskopen hatten sich getduscht, Nahe-
zu die gesamte politische Offentlichkeit hatte die-
sen erdrutschartigen Abstieg der GRUNEN fiir
upmoglich gehalten.

Die Ursachen stellen sich komplex dar, denn das
wahlpolitische Schicksal politischer Parteien wird
stets von externen Systembedingungen und inter-

3) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Politbarometer in
Deutschland, November 1990. Die Daten wurden veréffent-
licht im ZDF am Abend des 19. November 1990, In ihrer
Blitz-Umfrage wenige Tage vor der Wahl war die For-
schungsgruppe auf ein Meinungsklima gestoBen, das sie zu
einer Prognose von 6,5 Prozent fiir die GRUNEN im Westen
bewegte; vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Blitz-Umfrage,
Mannheim 1990.
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nen Variablen bestimmt sein. Dabei sind kleinere
Parteien stiirker von externen Bedingungen abhiin-
gig. Jedenfalls sind sie stiirker als die GroBparteien
zu internen Anpassungsleistungen an verdnderte
Systembedingungen gendtigt.

Als Grundthese ist daher anzunehmen, daB der
Zusammenhang zwischen den gravierenden Ver-
finderungen der Systembedingungen und einer aus
der Geschichte der GRUNEN und ihren struktu-
rellen Eigenarten zu extrapolierende Schwiche der
Anpassungsleistung der Partei im Jahre 1990 auf
dramatische Weise zum Verhiingnis geworden ist.
Mit anderen Worten: Ohne die dramatische Ver-
#nderung der Systembedingungen, wie sie mit der
Deutschen Einheit und der iiberragenden Bedeu-
tung dieses politischen Themas auf der politischen
Agenda des Jahres 1990 sowie der Konkurrenz
einer 6kosozial-modernistisch gepriigten sozialde-
mokratischen Kanzlerkandidatur Oskar Lafontai-
nes fiir die westdeutschen GRUNEN gegeben wa-
ren, wiiren sie trotz ihrer bundespolitischen Schwii-
chen iiber die Fiinfprozenthiirde gekommen. Um-
gekehrt wire ihnen die verdnderte Konstellation
nicht zum Verhiingnis geworden, hitten sie ihre
internen Schwierigkeiten zuvor einigermaBen zu
bereinigen vermocht. Die verdnderten Systembe-
dingungen verdienen daher ebenso eine genaue
Analyse wie die internen Schwichen der
GRUNEN.

2. Die GRUNEN und die Deutsche Einheit

INFAS spricht in der Auswertung seiner monatli-
chen Repriisentativerhebungen iiber die wichtig-
sten politischen Aufgabenfelder im Urteil der
Wiihler davon, daB es 1990 zu einer historisch
einmaligen Verschiebung in den politischen Priori-
titensetzungen gekommen sei. Noch nie, seit sol-
che Daten erhoben werden, habe in der Bundesre-
publik ein derart dramatischer Themenwechsel
stattgefunden wie 1989/90 mit der Deutschland-
politik*). Nach Wolfgang Gibowski und Max Kaa-
se ,kann es an der iiberragenden Rolle der deut-
schen Vereinigung bei der Erkldrung des Ergebnis-
ses der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl
nicht den geringsten Zweifel geben“®).

DaB es einen solchen Zusammenhang auch zwi-
schen dem Wahldebakel der GRUNEN und der
Deutschen Einheit gegeben haben muB, ist in def
innerparteilichen Diskussion iiber die Ursachen
des Wahlergebnisses weithin unstrittig gewesen.
Erhebliche Differenzen gab es jedoch in der Frage,

4) Vgl. Politogramm - INFAS-Report Bundestagswahl 1990.
Wahlen zum 12. Deutschen Bundestag am 2. Dezember
1990. Analysen und Dokumente, Bonn-Bad Godesberg,
S.124.

) Auf dem Weg zum politischen Alltag. Eine Analyse der
gesamtdeutschen Bundestagswahl vom 2. Dezember 1990,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11-12/91, S. 12,
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auf welche Weise dieser Zusammenhang das
Wahlergebnis der GRUNEN beeinfluBt hat. Wih-
rend ein Erklirungsmuster in den Vordergrund
riickte, daB den GRUNEN durch die Verschiebun-
gen auf der politischen Agenda die thematische
Profilierungschance im Wahljahr abhanden ge-
kommen sei, machte eine zweite Variante ein allzu
kritisches Verhiltnis der GRUNEN zur Deutschen
Einheit mitverantwortlich fiir die Wahlniederlage,
Eine dritte Hypothese stellt demgegeniiber auf
resignative und apathische Grundstimmungen
eines Teils der GRUNEN-Anhinger im Vereini-
gungsjahr ab°).

Die Verschiebung der politischen Agenda hat sich
fraglos negativ fiir die GRUNEN ausgewirkt. Die
Deutsche Einheit und ihre Ausgestaltung war als
eine auBenpolitische Grundsatzfrage nicht das
Thema einer Partei, die in den Kompetenzzuwei-
sungen durch die westdeutsche Wihlerschaft iiber-
wiegend als Umwelt- und allenfalls noch als Partei
der Frauenemanzipation und der Minderheiten-
rechte angesehen wurde. Auch wenn die Partei
deutschlandpolitische Fehler vermieden und zu
groBerer Geschlossenheit gefunden hitte, ihr The-
ma wire die deutsche Vereinigung so wenig je
gewesen wie es das Thema des Kandidaten Lafon-
taine sein konnte”).

Eine Rolle spielte auch der resignative politische
Attentismus in der GRUNEN-Klientel. Hier hiit-
ten die GRUNEN freilich eine Gegensteuerung
versuchen kdnnen. Aber sie waren im Herbst 1990
nicht in der Lage, den in dieser politischen Kon-
stellation notwendigen Existenzsicherungs- und
Behauptungswahlkampf zu fithren®),

Am interessantesten, weil umstrittensten, ist die
Frage, ob den GRUNEN im Wahljahr 1990 ein
allzu kritisches Verhiltnis zum deutschen Vereini-
gungsprozeB zum Verhiingnis geworden ist. Eine
Zusammenfassung des hierzu vorliegenden Daten-
materials ermoglicht folgendes Urteil®): In ihrer

6) So hat sich z,B. Joschka Fischer verschiedentlich getiu-
Bert, vgl. das Interview mit den Stuttgarter Nachrichten am
4. Dezember 1990; dhnlich seine Interpretation des bayeri-
schen Landtagswahlergebnisses in der Frankfurter Rund-
schau vom 16. Oktober 1990.

7) Lafontaine war mit seinem Odkomodernistisch-westeuro-
phischen Profil der Kanzlerkandidat des Jahres 1989, nicht
des Jahres 1990, Fiir eine politische Konstellation, in der der
Wahlausgang iiber dkosoziale Reformthemen bestimmt wor-
den wiire, war er der richtige Mann. In der Situation des
Jahres 1990 war er unter dem Gesichtspunkt von Mehrheits-
fihigkeit der falsche Kandidat, Das zeigt sich bereits daran,
daB nur die Hilfte der SPD-Anhiinger hinter seinem deutsch-
landpolitischen Kurs stand.

8) Die hohen Abginge ehemaliger GRUNEN-Wihler in die
Stimmenthaltung h#tten durch einen solchen Wahlkampf
zumindest teilweise verhindert werden kinnen.

9) Zugénglich waren dem Verfasser die Rohdaten aus den
Befragungen im Rahmen der Politbarometeruntersuchungen
der Forschungsgruppe Wahlen. Sie erlauben genauere Aus-
sagen {lber die Einstellungen der GRUNEN-Anhiingerschaft
zu allen relevanten Fragen, die mit der Einheit zusammen-
hingen (vgl. die in Anm. 2 angekiindigte Publikation).
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Gesamtheit muB die Anhdngerschaft der
GRUNEN als diejenige Wahlergruppe angesehen
werden, die dem deutschen VereinigungsprozeB
und der Vereinigungspolitik der Bundesregierung
die groBte Skepsis und mentale Reservation entge-
gengebracht hat. Das ist zunéichst nicht sonderlich
iiberraschend.

Uberraschender ist, daB die Meinungsdifferenzen
in der GRUNEN-Anhiingerschaft gegeniiber den
Anhiingerschaften der anderen Parteien geringer
waren als sich dies in der Politik ihrer Partei nie-
dergeschlagen hat. Trotz aller Skepsis trat, von
einer kurzen Phase Ende 1989 abgesehen, eine
anfiinglich knappe, im Frithjahr 1990 dann gréBer
werdende Mehrheit von GRUNEN-Anhiingern
grundsétzlich fiir die Deutsche Vereinigung ein'?).

Eine beachtliche Minderheit von GRUNEN-Wih-
lern (ca. ein Viertel) hielt sogar schon im Novem-
ber 1989 Kohls Zehn-Punkte-Plan im Prinzip fiir
unterstiitzenswiirdig. Umgekehrt freilich lehnte
eine noch stiirkere Minderheit bis in den Sommer
1990 hinein die Wiedervereinigung grundsitzlich
ab.

Eine starke Minderheit von potentiellen GRUNEN-
Wihlern hat demnach die skeptische bis ablehnende
Haltung ihrer Partei zur Deutschen Einheit zu
keinem Zeitpunkt mitgetragen. Dies kinnte die
Abgiinge von ehemaligen GRUNEN-Wihlern zu
CDU und FDP, die in ciner GroBenordnung von
etwa 200000 Stimmen gelegen haben sollen, er-
kliren'!).

Dennoch haben die GRUNEN mit ihrer Deutsch-
landpolitik nicht einfach an den Wiinschen ihrer
Anhiingerschaft vorbeiagiert. Denn eine beachtli-
che Minderheit von GRUNEN-Anhiingern - etwa
ein Drittel — war auch dann noch gegen die Ein-
heit, als die Partei nach einigen Miihen im Friih-
jahr 11990 mehrheitlich ihre grundsitzlich ableh-
nende Position aufgegeben hatte und fortan den
freilich kaum eingelosten Anspruch vertrat, in den
ProzeB der Ausgestaltung der Einheit eingreifen
zu wollen.

Im Grunde war die Anh4ngerschaft der GRUNEN
in der entscheidenden politischen Frage des Wahl-
jahres dhnlich gespalten wie die potentiellen SPD-
Wihler. Der Unterschied lag allein in einer gewis-
sen ,Linksverschiebung“, Wihrend nur etwa die
Hilfte der sozialdemokratischen Anhéngerschaft
mit der niichtern-skeptischen Grundhaltung von
Oskar Lafontaine in diesen Fragen iibereinstimm-
te, konnte eine politische Grundposition, wie sie
Lafontaine in diesen Fragen vertrat, bei den

1) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Politbarometer in
Deutschland, Dezember 1989, Februar bis Juni 1990. 1990
Wuchs die Zustimmung von einer knappen Mehrheit bis zu
ciner deutlichen Zweidrittelmehrheit unter den GRUNEN-
Anhéngern.

1) Vgl. INFAS (Anm. 4), S. 106,
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GRUNEN-Wihlern sogar eine deutliche Mehrheit
hinter sich versammeln. Lafontaine war deutsch-
landpolitisch eher der Kanzlerkandidat der
GR N als der der SPD.

Hitten sich die GRUNEN jedoch im Grundsatz
positiver zur Einheit gestellt, hitten sie zwar den
Wiinschen eines Teils ihrer Anhinger entspro-
chen, wiren aber Gefahr gelaufen, deutschland-
politisch ,rechts* von Lafontaine angesiedelt zu
werden, Das war fiir die Partei politisch nicht
moglich.

Das ecigentliche Problem der GRUNEN mit der
Einheit lag darin, daB sie dieses Thema schlicht
iiberforderte. In einer historisch offenen Konstel-
lation, die mit vorgefertigten Deutungsmustern
oder ideologischen Grundiiberzeugungen allein
nicht zu bewiiltigen war, muBten besondere Anfor-
derungen an die Steuerungsleistung und Steue-
rungsfihigkeit der bundespolitischen Fiihrungs-
gruppen der Partei gestellt sein. Eine solche Situa-
tion war — vielleicht — dann zu bewiltigen, wenn
sich ein innerparteiliches Zentrum mit einigem
Verantwortungsbewuftsein bemiiht hitte, tragfi-
hige Positionen zu formulieren und Interpreta-
tionsangebote gegeniiber der eigenen Anhiinger-
schaft bereitzustellen, die wenigstens einen groen
Teil der auseinanderstrebenden deutschlandpoliti-
schen Positionen zusammenbinden konnte,

Ein handlungsfihiges und lenkendes bundespoliti-
‘sches Zentrum, das solchen Anforderungen genii-
gen konnte, hatte den GRUNEN aber nie zur
Verfiigung gestanden und wurde von der Partei
selbst in der Kontellation des Jahres 1990 nicht fiir
erforderlich gehalten. Hinzu kam, daB die perso-
nelle Diskontinuitit im Jahre der Bundestags-
wahl'?) zu zusitzlichen Spannungen innerhalb der
Leitungsgruppe fiihrte, wodurch die praktische
Umsetzung der notwendigen Steuerungsleistung
zusitzlich erschwert wurde. Die schon ldnger be-
stehende Steuerungsschwiiche der Bundespartei
erwies sich erstmals als wirklich dramatisches und
folgenreiches Problem.

Selbst wenn die GRUNEN diese Probleme besser
hiitten l6sen konnen, wire freilich eine zweite
Schwierigkeit geblieben: Mit Lafontaine und des-
sen politischem Profil war im Wahljahr 1990 ein
Politikangebot unter sozialdemokratischem Eti-
kett bereits gemacht, das gerade in der Deutsch-
landpolitik vieles von dem besetzen konnte, was
auch eine Mehrheit von GRUNEN-Anhingern

12) DaB sich die GRUNEN ausgerechnet in dieser Zeit auch
noch ein heftiges Gerangel um die vermeintlich sicheren
Listenpliitze fiir die Bundestagswahl leisteten und ein GroB-
teil der bekannteren Politiker aus der alten Fraktion aus
Rotationsgriinden nicht mehr antreten konnte, wirkte sich
nicht nur als erhebliches zusitzliches Erschwernis fiir die
eigentlich so notwendige Kooperations- und Steuerungsfii-
higkeit der bundespolitischen Flthrungsgruppen aus, es war
politisch auch hochgradig téricht.
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dachte und empfand: Antinational, europiisch,
niichtern-pragmatisch Risiken wigend, statt ver-
einigungseuphorisch die realen Probleme unter
den Tisch patriotischer Gefiihlsseeligkeiten keh-
rend — so fhnlich hiitte aus der Sicht einer Mehr-
heit von potentiellen GRUNEN-Wihlern im We-
sten auch die Haltung ihrer Partei aussehen sollen.
Doch nun war dieser Platz bereits besetzt. Damit
hitten sich die GRUNEN selbst dann nicht leicht
getan, wenn ihre bundespolitische Steuerungskom-
petenz groBer gewesen wiire.

3. Die wahlpolitische Konkurrenz unter den
Bedingungen der Kanzlerkandidatur von Oskar
Lafontaine

Die INFAS-Wiihlerwanderungsbilanz zur Bundes-
tagswahl 1990 weist aus, daB die GRUNEN bei
diesem Wahlgang etwa 600000 ehemalige Wihler
an die SPD abgegeben haben'®). Nach den Erhe-
bungen der Forschungsgruppe Wahlen stimmte
ungefihr jeder dritte GRUNEN-Wihler von 1987,
der auch diesmal zur Wahl gegangen ist, 1990 fiir
die Sozialdemokraten'¥). Selbst wenn man diese
Werte nur als Tendenzaussagen begreift, kann es
keinen Zweifel daran geben, daB es im Austausch
zwischen rot und griin im Dezember 1990 zu dra-
matischen Verschiebungen gekommen ist.

Dieser Eindruck verstéirkt sich bei der Analyse der
bemerkenswerten Diskrepanzen zwischen den bei
dieser Wahl fiir die GRUNEN abgegebenen Erst-
und den Zweitstimmen. Wihrend die GRUNEN
im Westen am 2. Dezember 1990 nur einen Zweit-
stimmenanteil von 4,8 Prozent erreichten, kamen
sie bei den fiir sie letztlich bedeutungslosen Erst-
stimmen auf 5,5 Prozent. Die fiir die GRUNEN
abgegebenen Erststimmen hitten demnach fiir den
Wiedereinzug in den Bundestag ausgereicht.

Das Splittingverhalten von GRUNEN-Wihlern ist
ebensowenig neu wie ihre relative Nihe zur SPD.
Sowohl die Befunde der Wahlsoziologie wie auch
verschiedene Lebensstiltypologien, die zur Analy-
se des Wihlersegments entwickelt worden sind"),
weisen aus, daB der zwischen rot und griin umstrit-
tene Randwihlerbereich wesentlich groBer ist als
der vergleichsweise schmale Sektor der griinen
Stammwiihlerschaft, der bundesweit deutlich unter
fiinf Prozent liegt'®). Die soziologischen Analysen,

13) Vgl. INFAS (Anm. 11), S. 106,

14) Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Bundestagswahl 1990,
Eine Analyse der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl
am 2. Dezember 1990, Berichte der Forschungsgruppe Wah-
lenb, Nr. 61, Mannheim 1990, S. 52.

15) Vgl. Peter Gluchowski, Lebensstile und Wandel der
Wiihlerschaft in der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 12/87, S. 18ff.

16) Vgl. ebd, S.31. Gleichwohl vertrat auch Gluchowski
seinerzeit die Auffassung, es kénne von einer stabilen Veran-
kerung der GRUNEN in bestimmten Sozialmilieus ausge-
gangen werden. Angesichts der vorliegenden Daten ist allen-
falls die Annahme einer Stammwihlerschaft von drei Prozent
realistisch.
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die unter dem Eindruck des iiberaus giinstigen
Wahlergebnisses von 1987 den GRUNEN als Mi-
lieupartei bereits eine feste, lebensstiltypologisch
bzw. sogar sozialstrukturell verankerte Wihler-
klientel zubilligen wollten'’), haben diesen Sach-
verhalt seinerzeit eher verdunkelt und den
GRUNEN eine Sicherheit suggeriert, die es so nie
gab. Die Mehrzahl der potentiellen GRUNEN-
Wiihler schwankt zwischen der Wahl von SPD und
GRUNEN und entscheidet sich jeweils stark kon-
textorientiert.

Das ist nicht neu. Neu hingegen war das Splitting-
verhalten von rot-griinen Grenzwiihlern bei der
Bundestagswahl im letzten Dezember: Wihrend
1983 und 1987 die GRUNEN vom Splitting zwi-
schen rot und griin profitiert haben'®), hat sich dies
1990 umgekehrt.

Dieses Splittingverhalten kann auch nicht vorran-
gig als Protest gegen die Bundespartei gewertet
werden, obwohl es dies sicher gegeben hat. Ange-
sichts des Erscheinungsbildes der GRUNEN auf
der Bundesebene eher iiberraschend, existieren
dafiir aber nur wenige Anhaltspunkte. Erstaun-
licherweise hat sich die Einschiitzung der Bundes-
partei durch die Anhiingerschaft der GRUNEN
auf der Sympathieskala in den Umfragen zwischen
1987 und 1990 im Jahresdurchschnitt nur geringfii-
gig verindert. Wiire es vielen Wihlern bei ihrem
Splittingverhalten vorrangig um die Sympathiebe-
kundung fiir die Arbeit der GRUNEN vor Ort,
gleichzeitig aber um Protest gegen die GRUNEN
als Bundespartei gegangen, hiitten zudem die Dif-
ferenzen zwischen den Erst- und Zweitstimmener-
gebnissen regional sehr viel unterschiedlicher aus-
fallen miissen.

Offensichtlich ging es der rot-griinen Grenzwihler-
schaft bei dieser Bundestagswahl in erster Linie
um die Unterstiitzung der SPD und vor allem ihres
Kandidaten. Dafiir gibt es viele empirische An-
haltspunkte. Den ersten lieferte Lafontaine bereits
1985, als es ihm gelang, mit Hilfe einer geschickten
Wahlkampfstrategie die GRUNEN an der Saar zu

17) Vgl. Ursula Feist/Hubert Krieger, Alte und neue Schei-
delinien des politischen Verhaltens, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 12/87, S. 33ff. Demgegeniiber hatte F. U.
Pappi ebenfalls zur Bundestagswahl 1987 eine Untersuchung
vorgelegt, die sich mit dem Wahlverhalten der Anhiinger der
wneuen sozialen Bewegungen® befaBt und zu fir die
GRUNEN weniger optimistischen SchluBfolgerungen
kommt. Pappi hat damals herausgearbeitet, daf zwar die
Aktivisten von Umwelt-, Friedens- und Frauenbewegung bei
der Wahl die GRUNEN bevorzugten, die Anhifingerschaft
aber iiberwiegend zur SPD neigte. Franz-Urban Pappi, Neue
soziale Bewegungen und Wahlverhalten in der Bundesrepu-
blik, in; Max Kaase/Hans-Dieter Klingemann (Hrsg.), Wah-
len und Wihler. Analysen aus Anlaf der Bundestagswahl
1987, Opladen 1990, S. 143 ff.

18) 1983 erhielten die GRUNEN 4,1 Prozent Erst-, aber 5,6
Prozent Zweitstimmen; 1987 waren es 7,0 Prozent Erst-, aber
8,3 Prozent Zweitstimmen.
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marginalisieren — ein Ergebnis, das sich bei der
Landtagswahl im Januar 1990 wiederholt hat'?).

Auch die Sympathiewerte, die der Kandidat
Lafontaine bei den GRUNEN-Anhiingern im
Wahljahr 1990 erreichte, sprechen eine eindeutige
Sprache. Auf der Skala von minus fiinf bis plus
finf erreichte der sozialdemokratische Kanzler-
kandidat bei der GRUNEN-Anhiingerschaft im
Jahresdurchschnitt 1990 einen Sympathiewert von
plus 2,3; demgegeniiber war Johannes Rau 1986/87
auf knapp 1,0 gekommen®).

In den Wanderungsbewegungen zwischen griin
und rot zwischen 1987 und 1990 haben sich keines-
wegs nur Sympathien fiir einen Kandidaten nieder-
geschlagen, der als erster SPD-Bewerber nicht
mehr als der Kandidat der ,alten Arbeitnehmer-
partei SPD, sondern einer ,,postmaterialistischen
neuen Linken* eingestuft wurde. Das Ausmal der
Riickwanderungen von griin zu rot ist untrennbar
verbunden mit dem politischen Stil, Habitus und
Profil des Kandidaten. Zugleich markiert die Kan-
didatur Lafontaines Hohepunkt und Abschlufl
einer Phase der politisch-programmatischen Neu-
orienticrung der SPD, die schon kurz nach dem
Einzug der GRUNEN in den Bundestag 1983 be-
gonnen hat.

Schon vor der Bundestagswahl 1987 hatten sich
innerhalb der SPD politisch-programmatische Ver-
inderungen vollzogen, die Befiirchtungen iiber das
weitere Schicksal der GRUNEN hatten aufkom-
men lassen®'). Insbesondere 1985 und zu Beginn
des Jahres 1986 wurde ihre Zukunft innerhalb wie
auferhalb der Partei als akut gefihrdet einge-
schitzt.

DaB sich diese Wandlungen in der SPD 1987 nicht
_in Stimmengewinne aus der GRUNEN-Wihler-
klientel umsetzen lieB, die SPD im Gegenteil sogar
an die GRUNEN betrichtlich verlor, hatte vor
allem drei Ursachen: Die politische Agenda, auf
der gerade in der Phase unmittelbar vor (Tscher-
nobyl) und sogar mitten im Wahlkampf (Sandoz)
Umweltthemen eine hohe Prioritit erreichten, was
den GRUNEN zweifellos zugute kam, ein Stiick
weit sicher auch die GRUNEN selbst, deren Wahl-
kampffiihrung besser funktionierte als 1983 und
1990. Als entscheidend aber erwies sich der sozial-
demokratische Kandidat: Johannes Rau war der
Kandidat der alten SPD und deckte mit seinem
Profil die programmatischen Erneuerungsbemii-
hungen der SPD eher zu. Da er zudem mit einer

%) Die GRUNEN erreichten an der Saar 1985 2,5 Prozent,
im Januar 1990 2,9 Prozent der Stimmen; Lafontaine konnte
nach fiber 49 Prozent im Miirz 1985 im Januar 1990 noch
¢inmal gut vier Prozent zulegen.

) Vgl. das Politbarometer der Forschungsgruppe Wahlen.
1) Vgl. Otto Kallscheuer (Hrsg.), Die GRUNEN - letzte
E;gl? Vorgaben in Sachen Zukunftsbewiltigung, Berlin
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als vollig realitdtsfern eingeschitzten Wahlkampf-
strategie von der ,eigenen Mehrheit* in den Wahl-
kampf gezogen war, die noch nicht einmal sein
eigener Parteivorsitzender fiir realistisch hielt*),
und rot-griin als politische Option ablehnte, genof3
Rau im rot-griinen Grenzwihlerbereich kaum
Sympathien. Entsprechend giinstig war die Situa-
tion fiir die GRUNEN: Rot-griin tendierte damals
zu griin. 1990 war dies genau umgekehrt.

In den Jahren zwischen 1987 und 1990 ist es der
SPD im Zuge des innerparteilichen Durchbruchs
der ,Enkelgeneration* gelungen, den GRUNEN
politische Initiativkraft sogar auf deren ureigen-
stem Gebiet, der Okologie, streitiz zu machen.
Wiihrend die von Lafontaine geleitete Programm-
kommission ,Fortschritt 90* von den GRUNEN
Begriffe und ganze Programmpassagen iiber-
nahm®), vermochten es die GRUNEN nicht, dar-
auf eine iiberzeugende Antwort zu finden.

Zwar hat in der politischen Konstellation des Jah-
res 1990 der 6kosoziale Erneuerungskurs der SPD
nicht die entscheidende Rolle gespielt. Dem Kan-
didaten Lafontaine ist es aber gelungen, eine in
den Augen relevanter Teile der GRUNEN-An-
hingerschaft attraktive Verbindung von dkosozia-
lem Reformprofil mit einer deutschlandpolitischen
Grundorientierung zu verkorpern, die als antina-
tionaler europiischer Modernismus auch eine Ge-
wiithr dafiir zu bieten schien, daB die politischen
Umbriiche bei einem Kandidaten Lafontaine nicht
zur Einbruchstelle der ,,alten Politik* mit den alten
materialistischen Priorititen wiirden.

Ferner hat beim Austausch zwischen griin und rot
die habituelle Seite eine gewichtige Rolle gespielt.
Lafontaines Erfolg gerade in der GRUNEN-An-
hingerschaft beruhte auf einer spezifischen Ver-
bindung von politischem Inhalt und politischem
Stil, In der Form seiner politischen Interventionen
bewies er eine Fihigkeit zu mediengerechter Zu-
spitzung, die bei Teilen der griinen Wihlerklientel
auch deshalb so gut ankam, weil sie dem wesens-

22) Im Sommer 1986 lieB der SPD-Vorsitzende Willy Brandt
in einem Interview von seinem slldfranzésischen Urlaubsort
aus verlauten, er halte das Ziel einer absoluten SPD-Mehr-
heit flir unrealistisch, 42 Prozent seien doch auch ein schiines
Ergebnis. Er brachte damit freilich nur auf den Punkt, was
die Offentliche Meinung fiber Raus Wahlkampfstrategie
dachte.

%) Thomas Poguntke/Hermann Schmitt haben festgestellt,
daB die SPD in zahlreichen umweltpolitischen Programm-
punkten nahezu wortgleich Beschliisse und Forderungen der
GRUNEN iibernommen hat, vgl. dies., Die GRUNEN -
Entstehungshintergrund, politisch-programmatische Ent-
wicklung und Auswirkung auf andere Parteien, in: Josef
Schmid/Heinrich Tiemann (Hrsg.), Aufbriiche: Die Zu-
kunftsdiskussion in Parteien, Verbinden und Kirchen, Mar-
burg 1990, S. 181ff. Solche Adaptionen %ab es besonders in
den programmatischen VorstdBen zur Okologisierung des
Steuer- und Abgabesystems sowie in der Ubernahme des
urspriinglichen griinen Bergriffs vom ,Umbau der Industrie-
gesellschaft™,
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verwandt war, was man an den griinen Realos
(gemdBigte Realpolitiker) bisher so geschitzt
hatte.

So sehr Lafontaine mit seinem Stil mit Traditionen
und Idealen der Programmpartei SPD brach, so
sehr entsprach er den Wiinschen und politischen
Unterhaltungsbediirfnissen eines betriichtlichen
Teils der GRUNEN-Anhingerschaft. Lafontaine
hatte eine moderne Form der gesellschaftlichen
Wirkung gefunden, die viele erreichte, die die
konventionellen Diskurs- und Abstimmungspro-
zesse der klassischen Programmpartei SPD anson-
sten eher gelangweilt betrachtet hitten. Die
GRUNEN fanden darauf keine Antwort. Seine
spezifische Verbindung von Form und Inhalt traf
jedenfalls den politischen Nerv eines GroBteils der
rot-griinen Wechselwihler. Damit verschreckte er
zwar zugleich sozialdemokratische Traditionswiih-
ler, konnte aber den GRUNEN zur wahlpolitisch
tédlichen Gefahr werden.

Die von Lafontaine reprisentierte Anniherung
der SPD an die GRUNEN endete unter den Be-
dingungen des Jahres 1990 zwangsl4ufig mit einem
beiderseitigen MiBerfolg. Der eigentliche Profiteur
der Lafontainischen  Attraktivitit in der
GRUNEN-Klientel hieB Helmut Kohl, dessen
Partei, der CDU, dadurch eine strategische Mehr-
heit im 12, Deutschen Bundestag beschert wurde.

4. Weitere externe Bedingungen

Zum Abstieg der GRUNEN beigetragen haben
einige weitere Bedingungen: die fortschreitende
Erosion des Parteiensystems, die in Form von Ab-
gingen zu den GRAUEN, der Okologisch-Demo-
kratischen Partei und der PDS diesmal auch die
GRUNEN betraf**); die machtpolitische Konstel-
lation, die durch die ,Unterthematisierung” von
rot-griin und die Sicherheit iiber den Wahlausgang
schon Wochen vor dem Wahltermin®®) fiir SPD
und GRUNE negativ zu Buche schlug und vor
allem die Wahlbeteiligung beeinfluBte; die Anlage
der offentlichen Erwartungshaltung iiber das Ab-
schneiden der GRUNEN. In einer Situation, in
der eine wenig iiberzeugende griine Partei, die
iiberdies im Wahlkampf kaum priisent war, angeb-
lich sicher und sogar deutlich iiber fiinf Prozent
eingestuft wurde, gab es kaum ein taktisches Mo-

24) Angesichts der Knappheit des Scheiterns der GRUNEN
fielen auch die Stimmenabginge an Kleinparteien ins Ge-
wicht; wvgl. die Wihlerwanderungsbilanz bei INFAS
(Anm. 4), S. 106.

25) GemiB Umfragen der Forschungsgruppe Wahlen waren
bereits eine Woche vor der Wahl {iber 80 Prozent der SPD-
Anhiinger von der Niederlage ihrer Partei {iberzeugt. Aus
diesem politischen Klimas resultierten fiir beide Oppositions-
parteien Mobilisierungsprobleme, eine rot-griine Regierung
war schon linger kein Thema mehr. Vgl. W. G. Gibowski/
M. Kaase (Anm. §), S. 14, Anm. 23.
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tiv, das unschliissige Wihler zur Stimmabgabe zu-
gunsten der GRUNEN motivieren konnte.

5. Interne Bedingungen fiir den Niedergang der
GRUNEN

DaB das Wahldebakel vom 2. Dezember 1990 zu
einem erheblichen Teil auch mit Schwiichen der
GRUNEN zu tun gehabt hat, leugnet mittlerweile
selbst innerhalb der Partei praktisch niemand
mehr. Von Strukturreformen ist seither vielfach
die Rede gewesen.

Der Parteienforscher Joachim Raschke hat diesem
whausgemachten* Teil der ,Krise der GRUNEN*
eine Verbffentlichung gewidmet®®), die bei aller
Zuriickhaltung den basisdemokratischen und be-
wegungsorientierten Griindungs- und Organisa-
tionsidealen der GRUNEN ein vernichtendes
Zeugnis ausstellt: Das in jeder demokratischen
Organisation existierende Spannungsverhiltnis
von Legitimitiit und Effizienz sei bei den
GRUNEN zu einem Antagonismus geraten, der
zur permanenten Selbstiiberforderung der Akteu-
re gefilhrt habe und mit dem die GRUNEN letzt-
endlich trotz groBen personlichen Einsatzes der
Beteiligten noch nicht einmal die Anforderungen
und Wiinsche der eigenen Anhéngerschaft hétten
erfilllen kénnen.

Deutlich sichtbar sind bei der Partei eine Fiille von
hausgemachten Strukturdefiziten, die ihrem politi-
schen Erfolg schon linger im Wege standen, sich
jedoch unter den besonderen Bedingungen des
Jahres 1990 erstmals in dieser einschneidenden
Weise politisch auswirkten: unterentwickeltes In-
stitutionenverstindnis, ,organisierte Verantwor-
tungslosigkeit* als Konsequenz der tendenziellen
Ablehnung von Delegation und klaren arbeitsteili-
gen Strukturen, eine viel zu hohe personelle Fluk-
tuation vor allem in den bundespolitischen Ent-
scheidungsinstanzen, ein realitiéitsblindes Politik-
verstindnis, dem bedrucktes Papier wichtiger
scheint als die personelle Repriisentanz dieser
Positionen in der Offentlichkeit, Dominanz orga-
nisationsstruktureller Binnensichten gegeniiber
der politischen AuBenwirkung, Geringschitzung
leistungsorientierter Effizienzstrukturen und nicht
zuletzt das Fehlen eines organisierenden und hand-
lungsfihigen bundespolitischen Zentrums.

Die innere Entwicklung der GRUNEN als bundes-
politische Parteiorganisation hat mit den durch die
Veriinderung der politischen AuBenwelt gesetzten
neuen Anforderungen im Laufe der achtziger Jah-
re nicht Schritt halten konnen. In der besonders
schwierigen Situation des Jahres 1990 hat dies den
MiBerfolg der GRUNEN hervorgerufen.

26) Joachim Raschke, Krise der GRUNEN. Bilanz und Neu-
beginn, Marburg 1991.
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Grob vereinfacht, 14Bt sich die Geschichte der
GRUNEN bis 1990 in drei Phasen einteilen: Die
erste reicht von der Griindung der Partei bis etwa
Ende 1983. An ihrem Ende steht die Niederlage
der Friedensbewegung nach dem Bundestagsbe-
schluB zur Stationierung neuer Mittelstreckenrake-
ten und der Anfang vom Ende der Hochphase der
wneuen sozialen Bewegungen® in der Bundesrepu-
blik.

Diese Zeit kann als Aufschwungphase der
GRUNEN betrachtet werden. In diesen Jahren
agieren sie inmitten eines breiten politischen Um-
felds, das stindig weiter anzuwachsen scheint. An
die Parteiorganisation werden nur geringe Anfor-
derungen gestellt. Eigenstdndige parteipolitische
Mobilisierungsleistungen sind nicht nétig, Partei-
organisation und breites Initiativenumfeld durch-
mischen sich, haufig sind trennscharfe Abgrenzun-
gen zwischen Partei und Bewegung unmdglich,
Der politische Erfolg der GRUNEN ergibt sich im
wesentlichen aus dem Erfolg der Bewegungen, als
deren parlamentarische Vertretung die neue Partei
zu Recht gilt. Der geringe Formalisierungsgrad der
Parteistrukturen wird nicht zum Hindernis fiir den
politischen Anfangserfolg, im Gegenteil, er setzt in
dieser Aufschwungphase kreative Potenzen frei,
die in stirker formalisierten Strukturen so nicht
vorstellbar sind.

Die zweite Phase der Parteientwicklung beginnt
Ende 1983. An ihrem Anfang steht neben der
Niederlage der Friedensbewegung ein zweites mar-
kantes Datum: Der ungefihr zur selben Zeit be-
ginnende Weg der hessischen GRUNEN in die
erste rot-griine Koalition auf Linderebene.

In dieser zweiten Phase ergeben sich wachsende
Notwendigkeiten zu parteiférmiger Organisierung
und Mobilisierung. Die notwendiger werdende
Eigenakzeptanz der GRUNEN als normale Partei
im parteipolitischen Konkurrenzkampf wird aber
nyr von einem Teil der Aktiven nachvollzogen.

Die damit verbundenen Probleme mangelnder
Handlungsfiihigkeit und schwieriger AuBenprofi-
lierung werden jedoch auf eine vollig unvorher-
gesehene Weise gelost. Wo die Schwiiche der for-
mellen Strukturen in der Bundespartei kein hand-
lungsfahiges Zentrum ausbilden kann, wird die
immer notwendiger werdende Ordnungs- und
Orientierungsleistung fiir einige Zeit von den Par-
teifliigeln {ibernommen. Der 1983/84 durch den
Streit um den hessischen Weg entstehende Stro-
mungsdualismus von Realos und Fundis (Funda-
mentalisten) iibernimmt auf informeller Basis poli-
tische Strukturierungs- und Orientierungsleistun-
gen fiir die Gesamtpartei. Wo die Parteientwick-
lung ein handlungsfihiges bundespolitisches Zen-
trum nicht zuliiBt, sorgen zwei Teilzentren fiir in-
terne Strukturbildung und ein AuBenprofil, das
sich aus der Addition von zwei Teilprofilen zusam-
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mensetzt. Bei diesem ProzeB bleibt das informelle
Prinzip bestimmend.

Diese naturwiichsig entstandene L&sung der
griinen Strukturprobleme konnte nur zeitweise
halbwegs funktionieren. Einmal wurden in beiden
Teilzentren der Bundespartei derart unterschiedli-
che Positionen und strategische Politikoptionen
vertreten, daB sich diese auf Dauer nahezu aus-
schlieBen muBten. Hinzu kam, daB durch die inter-
nationale Entwicklung systemoppositionelle Welt-
bilder aller Art spitestens seit 1987 an Uberzeu-
gungskraft und Plausibilitit verloren und im Zuge
der wachsenden Involvierung der GRUNEN ins
politische System vor allem iiber die Kommunal-
und Landesparlamente ein realpolitischer Unter-
bau entstand.

So blieb das Verhiltnis der beiden griinen Teil-
zentren bis zur Bundestagswahl 1987 zwar noch
von einer Mischung aus hartem Konflikt und wech-
selseitiger Anerkennung als Antipoden bestimmt,
die sich immerhin gegenseitig im Prinzip die politi-
sche Existenzberechtigung nicht absprachen. Als
aber nach dem hessischen Koalitionsbruch und der
anschlieBenden Wahlniederlage der Koalitions-
parteien sowie dem ,Durchmarsch* der Funda-
mentalisten auf dem Bundesparteitag der
GRUNEN in Duisburg im Frithjahr 1987 die Bun-
despartei stromungspolitisch von den Radikalen
dominiert wurde, war dies im Grunde bereits ein
historischer Anachronismus.

Das bewiesen die folgenden anderthalb Jahre des
SchluBkampfes im Streit der beiden Parteifliigel
(Realos vs. Fundis) auf eindrucksvolle Weise.
Wihrend an der Parteibasis Unmut und Unver-
stindnis iiber den Strémungsdualismus und seine
unangenehmen Begleiterscheinungen wuchsen,
fiilhrte die fundamentalistische Mehrheit an der
Parteispitze einen zihen und z.T. erbarmungslo-
sen Abwehrkampf gegen das realpolitische ,,Ab-
weichlertum* und die , Linie des Verrats*.

Die Abwahl des fundamentalistisch beherrschten
Bundesvorstands auf der Bundesversammlung im
Dezember 1988 in Karlsruhe zeigte nicht nur, daB
die Fundis ihre Kriifte im Abwehrkampf gegen die
Realos aufgezehrt hatten. Sie markierte zugleich
das Ende dieser zweiten Phase der griinen Partei-
entwicklung: Mit dem Ende des Strémungsdualis-
mus war auch die strukturbildende und profilieren-
de Kraft der beiden Teilzentren verbraucht.

Im Prinzip war die jetzt notwendige Uberwindung
des Strdmungsdualismus auf zweierlei Weise mog-
lich: Entweder die Realos dominierten die Bun-
despartei, riickten somit ins Zentrum der Partei
und begannen unmittelbar danach mit einer Inte-
grationsstrategie gegenilber den integrationsfihi-
geren Teilen der Radikaleren. Oder aber es bildete
sich ein ganz neues Kraftzentrum, das jetzt die
Uberwindung des Alten besorgte und das endlich
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erreichte eine Zentrum bildete. Fiir eine solche
Losung bot sich die Gruppe ,,Griiner Aufbruch*
an, die in der Endphase des Stromungsdualismus
um die Jahreswende 1987/88 entstanden war. An-
gesichts der verstiindlichen Bediirfnisse von vielen
an der Parteibasis, daB in Bonn doch endlich ein-
mal Ruhe einkehren moge, muBte der ,,Aufbruch*
bei der Erringung der Mehrheit relativ leichtes
Spiel haben.

So setzte sich die zweite Losung durch: Wihrend
Schilys Kandidatur zum Sprecher der Bundestags-
fraktion im Januar 1989 am Widerstand einer
knappen Mitte-Links-Mehrheit scheiterte, riickte
mit Antje Vollmer eine der beiden Hauptpersonen
des ,,Aufbruch” in die Sprecherinnenrolle auf und
wurde fiir die niichsten beiden Jahre de facto die
Fraktionsvorsitzende der GRUNEN in Bonn. Die
zweite Hauptperson, der Bremer Ralf Fiicks, wur-
de im Mirz 1989 zu einem von drei Sprechern in
den Bundesvorstand gewdhlt und schien angesichts
der Mehrheitsverhéltnisse in der Bundespartei
dort in der ,,zentristischen* Position.

Zugleich begann der ErosionsprozeB in den alten
Parteistrémungen. Wiihrend sich auf der Seite der
Linken und Radikaleren ein volliger Diffundie-
rungsprozeB abspielte, an dessen Ende allein das
»Linke Forum* als organisierter Strémungszusam-
menhang der Linken bei den GRUNEN verblieb,
machten sich die Folgen dieser Erosion in abge-
schwiichter Form auch bei den Realos bemerkbar:
Hier duBerten sie sich in Form wachsender Span-
nungen zwischen den einzelnen bundespolitischen
Exponenten, die im Vorfeld der Bundestagswahl
1990 und der vorangehenden Listenaufstellungen
an Schiirfe noch zunahmen.

Ohne der politischen und intellektuellen Leistung
einzelner Respekt versagen zu wollen, wird man
aus heutiger Sicht sagen miissen: Der ,Aufbruch*
als Gruppe hatte sich mit dem selbst gesetzten
Anspruch, den Ausbruch aus der Fliigelpolarisie-
rung zu besorgen und in der Mitte der Partei ein
integrations- und handlungsfihiges neues Zentrum
zu bilden, iibernommen. Zwar wurde vor allem
Antje Vollmer iiber ihre Bonner Sprecherinnen-
rolle zu einer vielbeachteten politischen Person-
lichkeit. Zugleich aber riickten sie und ihre enge-
ren politischen Freunde unter innerparteilichen
Aspekten immer stiirker in eine Fliigelposition. So
entfernte sich der ,, Aufbruch* von der urspriing-
lich selbst gestellten Aufgabe.

Zugleich vollzog sich eine Revitalisierung ideologi-
scher Grundsatzauseinandersetzungen um die poli-
tische Rolle und den Standort der GRUNEN. Was
in der Phase des vor allem auf unterschiedliche
strategische Politikoptionen zuriickgehenden Stri-
mungsdualismus eher in den Hintergrund getreten
war, bekam jetzt neuen Auftrieb: Die Auseinan-
dersetzung iiber die Politik der GRUNEN wurde
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wieder stiirker entlang ideologisierter Grundiiber-
zeugungen und der Links-Rechts-Achse gefiihrt.
Dabei erlebten die bisher eindeutig minoritéiren
Auffassungen aus dem Spektrum der , Okoliberti-
ren® iiber ihre Teiladaption durch den , Aufbruch*
einen unverhofften Aufschwung. Die verbliebenen
Reste des linken Systemiiberwindungsdenkens, die
jetzt in einer gemiBigten ,Juso-Variante* vor al-
lem im Spektrum des Linken Forums artikuliert
wurden, blieben jedoch stark genug, um alltagspo-
litisch wie programmatisch eindeutige Klirungen
zu verhindern.

Die bis heute andauernde dritte Phase der griinen
Parteientwicklung 148t sich folgendermaBen zu-
sammenfassen: Die Aufbruchgruppe konnte die
von ihr selbst formulierte Aufgabe, aus der Mitte
der Partei endlich ein handlungsfihiges Zentrum

. der Bundespartei zu schaffen, nicht erfiillen. Die

»Altrealos* waren dazu aus eigener Kraft im Frith-
jahr 1989 iiberhaupt nicht in der Lage. Ein Biind-
nis zwischen ihnen und dem Aufbruch lieB sich
zunichst nicht realisieren und blieb auch spiter aus
vielerlei Griinden prekir. Als es dann doch gelang,
scheiterte der auf der Bundesversammlung in Ha-
gen im Frithjahr 1990 gemeinsam vorgetragene
innerparteiliche Machtanspruch auch an der ideo-
logisierten Form, in der er angemeldet wurde.

Die Folge dieser Entwicklung bestand in einer
gefihrlichen Diffusion des griinen Profils auf Bun-
desebene. Mit der Uberwindung des alten Stro-
mungsdualismus hatten die alten Strdmungen an
struktur- und profilbildender Kraft eingebiiBt.
Gleichzeitig erwiesen sich weder der Aufbruch
noch die formellen Strukturen der Parteiorganisa-
tion als stark genug, die entstehenden Liicken
auszufilllen und die gerade 1990 so i{iberaus not-
wendigen Integrations- und Steuerungsaufgaben
wahrnehmen zu kdnnen. Wie schwach die Kraft
der formellen Strukturen geblieben ist, illustriert
das Schicksal des im Juni 1990 gewihlten Bundes-
vorstands. Trotz aller Kooperationsangebote der
Mehrheit der Altrealos — die darin nach Hagen die
einzige Chance sahen, die GRUNEN wenigstens
in den niichsten Bundestag zu bringen ~, vermoch-
te es dieser Vorstand nicht, fiir ein halbwegs kon-
turiertes und klares Profil der GRUNEN im Bun-
destagswahlkampf zu sorgen.

So sind die GRUNEN im Dezember 1990 auch
daran gescheitert, daB der seit Anfang 1989 mog-
liche und notwendige Ubergang vom informellen
zum formellen Prinzip bei der Strukturierung des
politischen Profils der Partei bis zur Bundestags-
wahl 1990 nicht gelungen ist. Wo sich im Bundes-
tagswahlkampf 1987 ein wahrnehmbares politi-
sches Gesamtprofil der GRUNEN noch aus der
Addition von zwei verschiedenen Teilprofilen zu-
sammensetzte, diffundierte in einer durch die ge-
sellschaftliche Umbruchphase zusiitzlich verkom-
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plizierten Situation das politische Profil der
GRUNEN vollig. Die Uberwindung des Stro-
mungsdualismus filhrte zuniichst einmal in eine
unprofilierte Beliebigkeit.

Mit der notwendigen Uberwindung des Stro-
mungsdualismus war eine groBe Chance, aber auch
ein ebenso grofies Risiko verbunden. Bis 1990
erwies es sich vor allem als Risiko. Denn bis zur

Bundestagswahl vermochten es die GRUNEN
nicht, die sich daraus ergebenden Probleme in den
Griff zu bekommen. Die Ablosung von zwei Fiih-
rungen, die es in der Zeit des Strémungsdualismus
auf informeller Basis stets gegeben hatte, fiihrte
nicht zu dem herbeigesehnten integrativen und
handlungsfihigen Zentrum, sondern in ein Fiih-
rungsvakuum. Genau dies aber konnten sich die
GRUNEN im Jahre 1990 weniger denn je leisten.

II. Die Entwicklung der Partei seit der Bundestagswahl

Bereits am Wahlabend des 2. Dezember 1990 be-
gann die Debatte um die politischen Konsequen-
zen des Wahldebakels””). Zwei Tage nach der
Wahl forderten Antje Vollmer und Joschka Fi-
scher in einem gemeinsamen Auftritt vor der Bun-
despressekonferenz einen strukturellen und politi-
schen Neuanfang: Fischer sprach von einer villig
neuen Partei, die es jetzt aus der alten zu schaffen
gelte.

Auch von anderen Seiten der Partei kamen jetzt
Signale in Richtung einer Parteireform. Der Spre-
cher des Linken Forums und heutige Parteispre-
cher Ludger Volmer sprach in der Woche nach der
Wahl davon, daB man bei den Strukturreformen
iiber vieles reden kénne. Allerdings miiBten die
GRUNEN an ihrer ,links-emanzipativen* Grund-
richtung festhalten, Die hessische GRUNEN-Lan-
desversammlung am Wochenende nach der Bun-
destagswahl zeigte, daB Jutta Ditfurth mit ihrem
Anhang auf den Status einer Politsekte ge-
schrumpft war.

Der Ausgang der hessischen Landtagswahlen vom
Januar 1991 mit dem Erfolg fiir eine rot-griine
Koalition und der Stabilisierung der GRUNEN
sorgte flir ein zwischenzeitliches Abebben der in-
nerparteilichen Reformdiskussion. ,Wir sind wie-
der wer* lieB sich Parteisprecher Strébele verneh-
men. Schon wurden Stimmen laut, die die Bundes-
tagswahlniederlage als einmaligen Ausrutscher an-
sahen, der im wesentlichen aus den fiir die
GRUNEN besonders ungiinstigen Rahmenbedin-
gungen erklérbar sei.

Das hessische Wahlergebnis erlaubte noch keine
Prognose iiber eine Trendwende und die Zukunfts-
chancen der GRUNEN. Aus heutiger Sicht wird
man das Wahlergebnis der GRUNEN von 8,8 Pro-
zent als ein Resultat interpretieren miissen, das
nur als Ergebnis zweier gegenldufiger Stimmungs-
tendenzen in der Wiihlerschaft zustandegekom-
men sein kann. Einerseits markierte es gegeniiber
der Bundestagswahl eine Trendwende. Angesichts
der politischen  Stabilitit der hessischen

%) Vgl. das SPIEGEL-Interview des Verfassers vom 4. De-
zember 1990,
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GRUNEN, dem Fehlen eines parteipolitischen
Konkurrenten vom Zuschnitt eines Oskar Lafon-
taine und einer breiten Zustimmungswelle im rot-
griinen Grenzwihlerbereich nach der verlorenen
Bundestagswahl wird man aber kaum von einem
optimalen Ausschopfen des potentiellen Wihlerre-
servoirs der GRUNEN sprechen konnen. Gleich-
wohl waren die GRUNEN mit dem hessischen
Ergebnis nach dem Dezember-Debakel hochzu-
frieden.

Bundespolitisch allerdings kam es nach der Hes-
senwahl zunichst zu einem gewissen Riickschlag in
der innerparteilichen Reformdiskussion,

Auch die positive Grundstimmung hielt jedoch
nicht lange vor. Wihrend der Golfkrieg auch in-
nerhalb der GRUNEN kontroverse Diskussionen
ausloste, mufite Parteisprecher Strobele nach um-
strittenen AuBerungen zu Israel und den Raketen-
angriffen des Irak von seinem Amt zuriicktreten,
was eine Schwiichung der innerparteilichen Posi-
tion der Linken bedeutete. Zugleich waren auf
einigen Landesparteitagen die Weichen in Rich-
tung Parteireform gestellt worden: Professionali-
sierte Vorstiinde sollten her, die Rotation wurde
abgeschafft, die Unvereinbarkeit von Amt und
Mandat zumindest gelockert. Sogar in Hamburg
konnte sich nun eine Reformgruppe gegen den
Block der Altlinken durchsetzen, der iiber Jahre
jeden Ansatz einer Offnung der Partei zu einer rot-
griinen Reformpolitik mit allen Mitteln verhindert
und die Landesorganisation der GRUNEN derart
heruntergewirtschaftet hatte, daB nach einer Ab-
spaltung sogar fraglich geworden war, ob es nach
der Biirgerschaftswahl vom Juni 1991 {iberhaupt
noch eine weitere Vertretung der GRUNEN im
Hamburger Landesparlament geben wiirde.

Die Zukunft der GRUNEN blieb weiterhin unge-
wiB. Wihrend in Hessen die Verhandlungen iiber
eine rot-griine Regierungsbildung Fortschritte
machten, muBten die rheinland-pfiilzischen
GRUNEN dem Wahltag im April entgegenzittern:
Umfragen stuften sie nur wenige Wochen vor der
Landtagswahl am 21. April eher unter als iiber der
Fiinfprozentgrenze ein.
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In dieser Lage kam die taktische Klugheit der rot-
grilnen Wechselwiihlerschaft und eines Teils der
Sozialdemokraten den GRUNEN zu Hilfe. Da die
SPD in Rheinland-Pfalz keine Chance auf eine
absolute Mehrheit besaB, muBite bei einem Schei-
tern der GRUNEN auch die von Rudolf Scharping
priferierte sozialliberale Koalition unméglich sein.
Dann némlich wiire in Mainz die christlich-liberale
Koalition an der Regierung geblieben. Diese Al-
ternative vor Augen, wihlte die rot-griine Wihler-
klientel z, T. griin.

Wiederum wirkte der gliickliche Wahlausgang
kurzfristig als Entlastung auf die innerparteiliche
Reformdiskussion. Jene Krifte auf Seiten der Par-
teilinken, die keine durchgreifende Reform woll-
ten, atmeten auf.

Die folgende Auseinandersetzung auf dem Partei-
tag von Neumiinster konzentrierte sich vor allem
auf drei Fragen: Zum einen sollte es um eine
politisch-programmatische Erklirung gehen, die
den politischen Standort der GRUNEN zu bestim-
men hatte. Breiten Raum wiirden daneben die
Strukturfragen einnehmen. Da es hier um Sat-
zungsfragen ging, war eine Zweidrittelmehrheit
notwendig. Ferner stand die Neuwahl des Partei-
vorstands auf der Tagesordnung.

Auf dem Parteitag zeigten sich noch einmal nahezu
simtliche Unarten der ,alten GRUNEN*“: Eine
jakobinische Grundstimmung des Anti-Promi-
Affronts, erbarmungslose Entscheidungsschlach-
ten, in denen fast jedes Mittel erlaubt schien; von
Geschiéftsordnungschaos und offenen HaBausbrii-
chen am Mikrophon bis zu niichtlichen Wasserpi-
stoleros und Podiumsbesetzungen reichte das Ar-
senal. Atmosphirisch muBte in Neumiinster der
Eindruck aufkommen: Diese Partei will genau so
weitermachen, wie sie bis zum 2. Dezember 1990
gewesen war.

Auch in der Sache konnten die Parteireformer
nicht zufrieden sein: Bei den Strukturreformen
war man ilber Ansitze nicht hinausgekommen, die
Bundespartei sogar eher noch hinter dem zuriick-
geblieben, was die Landesparteien mittlerweile be-
schlossen hatten. So wurde z.B. keine Mehrheit
fiir eine Lockerung der Trennung von Amt und
Mandat zur Satzungsinderung erzielt. In der Per-
sonalfrage waren Antje Vollmer und der Verfasser
als Kandidaten von Realos und Aufbruch knapp
gescheitert. Zu neuen Parteisprechern wurden die
Ostdeutsche Christine Weiske sowie der ehemalige
Bundestagsabgeordnete Ludger Volmer gewihlt.
Beide muBten dem linken Parteifliigel zugerechnet
werden.

Die offentlichen Reaktionen auf den Parteitag wa-
ren verheerend. Das hatte natiirlich auch mit den
enormen Erwartungen zu tun, die die Offentlich-
keit an diesen ,Reformparteitag” gestellt hatte.
Die Bereitschaft war groB, den GRUNEN einen
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ernsthaften Erneuerungswillen abzunehmen. Um
so groBer fiel jetzt die Enttiduschung aus.

In dieser Lage half den GRUNEN der spektakuli-
re Schritt, zu dem sich Jutta Ditfurth mit dem ihr
verbliebenen Griippchen zwei Wochen nach dem
GRUNEN-Parteitag entschloB. In Neumiinster
noch vorne im Abwehrkampf gegen die Parteire-
former und am Ende sogar Ziinglein an der Waage
zugunsten der knappen Mehrheit fiir die Radikale-
ren - der Ditfurth-Fliigel konnte trotz allem in
Neumiinster noch etwa 15 Prozent der Delegier-
tenstimmen auf sich vereinigen —, hatte sie nun
festgestellt, daB der Kurs der , Anpassung® und
des ,Verrats® nicht mehr aufzuhalten sei. Auf
einem Treffen in Frankfurt kiindigten sie und ihre
Getreuen den Parteiaustritt an. Der Schritt dieser
Gruppe half den GRUNEN, den 6ffentlichen Ein-
druck von Neumiinster wieder etwas zu relati-
vieren.

DaB die ,Wasserpistolenfraktion* den GRUNEN
in jener Parteitagsnacht noch nicht den TodesstoB
versetzt hatte, wurde im Juni deutlich. Die Biirger-
schaftswahl in Hamburg brachte ein angesichts der
langjihrigen Verwerfungen bei den dortigen
GRUNEN beachtliches und kaum erwartetes
Wabhlergebnis von iiber sieben Prozent, wihrend
zugleich die ,Alternative Liste” der ausgetretenen
Linksdogmatiker gerade auf ein Prozent kam,
Dann nahm der Kolner Fortsetzungsparteitag von
Neumiinster einen fiir grilne Verhiiltnisse unge-
wohnt harmonischen Verlauf. Gestritten wurde
kaum.

Zwar blieb die Bundesspitze der GRUNEN den
Sommer iiber nahezu unsichtbar. Die Bundespar-
tei spielte in der gesamten tagespolitischen Ausein-
andersetzung kaum noch eine Rolle. Hier scheint
sich der schwerwiegende Nachteil in den Offent-
lichkeitszugiingen, der sich aus der Nichtprisenz
der westdeutschen GRUNEN im Bundestag er-
gibt, mit einem UbermaB an reiner Binnenorien-
tierung in den Parteigremien zu verbinden. Gleich-
wohl ist den GRUNEN trotz ihrer bundespoliti-
schen Nichtprisenz bei der Bremer Biirgerschafts-
wahl Ende September 1991 ein Wahlerfolg ge-
lungen, der erstmals eine wirkliche Trendwende
anzeigen konnte.

Nachdem die Hessenwahl fiir die GRUNEN noch
im Zeichen gegenldufiger Trends stand und den
GRUNEN in Rheinland-Pfalz die taktische Klug-
heit der rot-griilnen Wechselwihlerschaft zugute
kam, ist im Mai/Juni in der Wihlerschaft anschei-
nend eine Entscheidung gefallen. Es gibt eine be-
achtliche Bereitschaft, die Bundesversammlung
von Neumiinster als letzten Ausrutscher aus einer
vergangenen Zeit zu werten und zu vergessen.
Dabei hat sich vermutlich der Austritt der Dit-
furth-Gruppe fiir die GRUNEN segensreich aus-
gewirkt.




III. Zukunftsperspektiven der GRUNEN

Die politische Entwicklung ist fiir die GRUNEN
seit dem Dezember 1990 insgesamt giinstiger ver-
laufen als viele - das gilt auch fiir den Verfasser -
zundchst angenomen hatten. Die erste Etappe auf
dem Riickweg nach Bonn scheint genommen,
konnte man unter dem Eindruck des Bremer
Wahlergebnisses meinen.

Der Weg bis 1994 ist aber noch weit und wird den
GRUNEN noch manche Beschwerlichkeiten brin-
gen. Die Bindungen zwischen den GRUNEN und
ihren Wiihlern sind schwach, ihre Stammwiéhler-
schaft ist klein und die Ndhe der Mehrzahl der
GRUNEN-Wihler zur SPD groB. Deshalb werden
auch kiinftig die konkrete Konstellation, das politi-
sche Profil und auch die Kandidaten fiir die Wahl-
entscheidung zwischen SPD und GRUNEN aus-
schlaggebend sein.

Wie sich dies in der Bundestagswahl 1994 darstel-
len wird, dariiber lassen sich aus den wahlsoziolo-
gischen Erkenntnissen keine sicheren Prognosen
stellen. Es wird sehr stark vom subjektiven Vermé-
gen der GRUNEN abhiéngen und von ihrer Mobi-
lisierungsfiihigkeit. Und natiirlich auch vom Zu-
stand und Profil ihres Hauptkonkurrenten auf der
okologischen Linken, der SPD.

Mittlerweile lassen sich allerdings einige Bedin-
gungen angeben, die die Chancen fiir die
GRUNEN verbessern kénnten. Allem Anschein
nach hat die Sozialdemokratie mit der Kanzlerkan-
didatur von Oskar Lafontaine und seinem MiBer-
folg den Hohepunkt an 6kosozialem Reformprofil
. erreicht - und bereits wieder iiberschritten. So
bedeutet womdglich Lafontaines Verzicht auf den
ihm angetragenen SPD-Vorsitz eine Weichenstel-
lung, die sich fiir die Wahlchancen der GRUNEN
in der Zukunft giinstig auswirken kann. Bjorn
Engholm scheint jedenfalls sowohl vom politischen
Profil wie von der habituellen Seite her der fiir die
GRUNEN wesentlich ungefihrlichere Konkurrent
im Kampf um Wihlerstimmen zu sein.

Das Scheitern von Lafontaine und der GRUNEN
sowie die daraus resultierende strategische Mehr-
heit fiir die CDU im Bundestag haben in der SPD
Spuren hinterlassen. Fiir die Chancen der
GRUNEN ist der damit verbundene Wechsel von
Person und Politik eher giinstig. Eine Neuauflage
der Kanzlerkandidatur von Oskar Lafontaine wird
es mit einiger Sicherheit 1994 jedenfalls nicht
geben,

Ob die GRUNEN die damit verbundenen Chan-
cen nutzen kénnen, hingt entscheidend von ihnen
selbst ab. Politisch-programmatisch haben sie dann
eine gute Chance, wenn sie sich auf weitgehend
entideologisierter Grundlage bei den klassischen
Themen der Postmaterialisten profilieren: Okolo-

37

gie, Minderheitenrechte, Frauen. Da auch der
Einbruch der klassischen Verteilungskonflikte als
bestimmende Themen der offentlichen Auseinan-
dersetzung in der Folge der Deutschen Einheit
diese Themen nicht auf Dauer in den Hintergrund
dringen konnte — mit der Fliichtlings- und Einwan-
derungsproblematik besitzt gegenwiirtig ein zen-
trales Thema des griinen Politikansatzes hohe
Prioritiit auf der politischen Agenda -, bleiben die
thematischen  Profilierungschancen  fiir  die
GRUNEN bestehen.

Organisationspolitisch wird die Partei den Weg der
Strukturreformen fortsetzen miissen. Will die Par-
tei 1994 wieder in den Bundestag, wird sie schaffen
miissen, was ihr 1990 iiberhaupt nicht gelang: Mo-
bilisierung ihrer Anhiinger. Die GRUNEN miissen
aufhéren, daran zu glauben, daB sie deshalb ge-
wihit wiirden, weil es sie gibt und die Partei in
umfinglichen Konvoluten allerhand politische Ab-
sichtserklirungen zu Papier gebracht hat. Erstens
wird heutzutage niemand wegen seiner guten Ab-
sichten gewihlt und zweitens werden diese Papiere
nur dann zur Kenntnis genommen werden, wenn
es Menschen gibt, die sie in der Offentlichkeit
entsprechend plazieren kénnen und dies von der
Partei, die sie vertreten, auch ausdriicklich ge-
wiinscht wird.

Mit der Perspektive 1994 ist gerade in diesen Wo-
chen nach der Griindung der Partei ,,Biindnis 90*
auch die Frage nach der Form des politischen und
organisatorischen Zusammenwirkens im Blick auf
die Bundestagswahl aufgeworfen. Da auf beiden
Seiten die Einsicht verbreitet scheint, daB man
keinesfalls gegeneinander antreten diirfe, kann die
Grundrichtung des kiinftigen Verhiltnisses das
eigentliche Problem kaum sein. Schwierig wird
eher die Form des kiinftigen gemeinsamen Weges.
Wie immer dies im einzelnen aussehen mag: Es
wird fiir alle Beteiligten darauf ankommen, diese
Frage frithzeitig zu kldren und nicht im Wahljahr
1994 damit fiir Verwerfungen zu sorgen.

~Wenn die griine Partei so bleibt, wie sie sich in
der Bundestagswahl 1990 dargestellt hat, dann
wird sie auf absehbare Zeit als relevante parteipo-
litische Kraft verschwinden. Vollziechen die
GRUNEN jedoch erfolgreich die notwendigen
programmatischen und organisatorischen Veriin-
derungen, dann werden die innerparteilichen
Wandlungsprozesse zur Stabilitit der GRUNEN
im bundesdeutschen Parteiensystem fithren.“?%)
Im Herbst 1991 haben sich die Chancen fiir die
zweite Mobglichkeit verbessert.

2) F. Miiller-Romme! (Anm. 1), S. 4501,
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Josef Schmid/Heinrich Tiemann

Die Zukunftsdiskussionen und -programme der
Parteien und Verbédnde

Nur Rauch ohne Feuer?

Bei den politischen Parteien, Verbidnden und ge-
sellschaftlichen Gruppen ist seit einigen Jahren
Zukunft zum Gegenstand von Diskussionen, pro-
grammatischen Beschliissen und politischen MaB-
nahmen geworden. Stichworte wie Okologie,
Frauen, Technik, Sicherheit etc. kennzeichnen die
Herausforderungen einer problematisch geworde-
nen Zukunft und bilden die Themen, auf die die
Zukunftsprogramme aller Couleur eine Antwort
zu geben beabsichtigen®).

Im folgenden wird vor allem versucht, die Ursa-
chen und Funktionen dieser Zukunftsdiskussionen
herauszuarbeiten. Dazu werden 1. die politischen
und organisatorischen Bedingungen und Ursachen
solcher Programminnovationen untersucht, 2. der

gesellschaftliche Wandel und die daraus resultie-
renden Probleme fiir die traditionellen Utopien
und Ideologien auf diese Diskurse bezogen sowie
schlieBlich 3. ihre Bedeutung im Hinblick auf poli-
tische Steuerung analysiert. Damit wird dem Phi-
nomen Zukunftsdiskussion entgegen dem provo-
kanten Untertitel des Beitrags eine theoretische
und praktische Bedeutung zugemessen. Dies gilt
auch in bezug auf die derzeit alles iiberlagernde
Wiedervereinigungsthematik. Viele der damit ver-
bundenen gesellschaftspolitischen Probleme sind
bereits im Rahmen der Zukunftsdiskussion ange-
sprochen und in Ansitzen einer Lbsung zugefiihrt
worden. Dariiber hinaus beginnt seit Mitte 1991 in
mehreren Organisationen eine weitere Runde an
programmatischer Modernisierungsarbeit.

I. Zukunft als Problem der Politik

1. Programmatische Aufbriiche

Der weltweite Einbruch in Form von &konomi-
schen und dkologischen Krisen hat den traditionel-
len Optimismus nachhaltig erschiittert: Zukunft in
all ihren politischen Schattierungen hat viel von
ihrer Attraktivitit verloren®), So ist z. B. der tradi-
tionelle Konsens iiber das enorme Potential des
technischen Fortschritts briichig geworden®). Aus
der Weiterfithrung des Fortschritts 146t sich kiinfti-
ge Realitét als Verbesserung gegenwiirtiger Wirk-
lichkeit nicht mehr ermitteln. Geblieben ist ein
Triimmerfeld der Weltbilder, in dem Zukunft pri-
mir als Kontinuitétsbruch erfahren wird und als
homogene und integrative Vorstellung nicht mehr

1) Allein ein Blick in die Fiille an Literatur, die unter dem
Schlagwort Zukunft in Buchkatalogen und Datenbanken ka-
tegorisiert ist, bestitigt dies. Zur Zusammenfassung von
Theorien, Szenarien und Trendberichten gesamtgesellschaft-
licher Entwicklungen vgl. Katrin Gillwald, Zukunftsfor-
schung aus den USA, Wissenschaftszentrum Berlin, discus-
sion paper, S. 90-106,

2) Vgl. Manfred Prisching, Der Wandel gesellschaftlicher
Stimmungslagen. Staatliches Handeln in einer ,uniibersicht-
lichen Gesellschaft*, in: Wirtschaft und Gesellschaft, (1989)
1, §.9-32; Sonja Puntscher-Riekmann, Die Zukunft ist tot.
Es lebe die Zukunft! Zur Karriere eines Begriffs, in: Oster-
reichische Zeitschrift filr Politikwissenschaft, (1989) 2,
S.109-118.

#) Vgl. Werner SiiB/Klaus Schroeder (Hrsg.), Technik und
Zukunft, Opladen 1988.

B 44

naturwiichsig verfiigbar ist. Das Vertrauen in sie
muBl daher neu gewonnen werden; nicht nur im
Sinne professionalisierter politischer Kommunika-
tion, sondern auch und vor allem durch politisch-
sachliche Substanz.

Alle wichtigen gesellschaftlichen Gruppierungen -
Parteien, Verbiinde und Kirchen -, fiir die ein
Grundbestand an normativen Orientierungsmu-
stern existenznotwendig ist, sind von der Erosion
der sozialen Zeitperspektiven betroffen. Sie sind
mit annihernd gleichen gesellschaftlichen und
politischen Verhiltnissen und Herausforderungen
konfrontiert. Das bedeutet, dal kaum eine rele-
vante politische, gesellschaftliche oder kulturelle
Organisation sich den Zukunftsfragen entziehen
kann, Bei allen sind die alten Ideenangebote glanz-
los geworden und héufig erscheinen sie als ,,Ratlo-
se Riesen“?).

Die intensiven programmatischen Aktivititen der
Parteieri und der Verbinde verbinden ,soziologi-
schen Scharfblick” mit ,imaginirer Sinnkonstitu-
tion“?), d. h. sie sind einerseits als Reflex der Um-
bruchsituation in Wirtschaft und Gesellschaft und

4) Rudolf Wildenmann, Volksparteien ~ Ratlose Riesen?,
Baden-Baden 1989,

5) Klaus Naumann, Diskurse {iber die Zukunft - ein neues
Potential konservativer Hegemonie, in: Dialektik, (1985) 10,
S.162.
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der daraus resultierenden Nachfrage an neuartigen
Losungsvorschligen und Handlungskompetenzen
zu sehen. Andererseits wird dieses Verhalten von
der Erkenntnis getragen, daB es sich bei der Er-
oberung bzw. der Verteidigung der politischen
Macht um einen schwierigen, permanenten ProzeB
handelt, der umfangreiche und langwierige pro-
grammatische und organisatorische Anstrengun-
gen zur Voraussetzung hat. Gramscis Begriff der
politischen Hegemonie erfihrt so eine praktische
Konjunktur und wird zugleich temporalisiert.
Denn: ,,Wer in den 90er Jahren der politischen
Landschaft der Bundesrepublik Deutschland den
pragenden Stempel aufdriicken wird, ist ... vollig
offen. ... Es wird diejenige politische Kraft sein,
die zuerst die Kompetenz zur Definition der Zu-
kunftsaufgaben gewinnt.“®)

Auch das politisch-administrative System im enge-
ren Sinne, also die Regierung, bedarf mehr als der
technokratischen Planung im Sinne einer zukiinfti-
gen Gegenwart’), die mittels statistischer oder
theoretischer Verfahren kalkuliert und damit ihrer
Offenheit und ihres utopischen Horizonts beraubt
wird, Schon Hermann Heller hat in seiner Staats-
lehre darauf verwiesen: ,Wer eine Beschreibung
des staatlichen Seins gibt, muB, ob er will oder
nicht, die in der Gegenwart den Staat aktualisie-
renden Willens- und Wertgemeinschaften selbst
bewerten und zugleich eine Aussage iiber die staat-
liche Zukunft machen.“)

Neben den Zukunftsprogrammen der Regierungs-
parteien wird dieser Anforderung ebenfalls in der
Schriftenreihe des Bundeskanzleramtes , Perspek-
tiven und Orientierungen*”) Rechnung getragen;
vergleichbares gilt fiir die der SPD nahestehende
Reihe ,Forum Zukunft*'’). Aber auch auf
Landesebene bemiiht man sich um ein zukunfts-
triichtiges Profil, wie die diversen Kongresse und

%) Werner Weidenfeld, Die Ratio der Wende stBt an ihre
Grenzen, in: Rheinischer Merkur/Christ und Welt vom
12. September 1986, S. 3; s.a. ders., Die Zukunft verschlingt
ihre Ignoranten, in: Rheinischer Merkus/Christ und Welt
vom 21. November 1986, S. 3.

7) Zur Unterscheidung von Planung und Utopie vgl. Niklas
Luhmann, The future cannot begin. Temporal structures in
modern society, in: Social research, (1976) 43, S. 130-151;
5.a. Frank R. Pfetsch, Politische Utopie, oder: Die Aktuali-
tit des Moglichkeitsdenkens, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 52-53/90, S. 3-13.

8) Zit. nach Hans H. Hartwich, Die Suche nach einer
wirklichkeitsnahen Lehre vom Staat, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 46-47/87, S. 11.

¥) Vgl. Christian Fenner, Die Zukunft welcher Modernisie-
rung? Zur Schriftenreihe des Bundeskanzleramtes . Orientie-
rungen und Perspektiven®, in: Die Neue Gesellschaft/Frank-
furter Hefte, (1989) 4, S.966-971; Stephan Eisel, Perspekti-
ven und Orientierungen, Zukunfisdiskussion aus der Sicht
der Regierung Kohl, in: Josef Schmid/Heinrich Tiemann
(Hrsg.), Aufbriiche. Die Zukunftsdiskussion in Parteien,
Verbiinden und Kirchen, Marburg 1990.

1) Die beiden Reihen erscheinen bei den Verlagen Beck
bzw. Nomos erschienen. Sie umfassen Titel wie .Die post-
moderne Kultur®, ,Der Schutz tropischer Regenwilder
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Expertisen der baden-wiirttembergischen Regie-
rung, vor allem der Bericht , Zukunftsperspektiven
gesellschaftlicher Entwicklung“'") oder die Diskur-
se der ,,Denkfabrik* in Schleswig-Holstein'?) nach-
haltig demonstrieren,

2. Der Diskussionsverlauf bei Parteien und
Verbiinden

Die Zukunftsprogramme und die dazugehdrenden
Diskussionen beginnen auf Bundesebene mit dem
ParteitagsbeschluB iiber das Zukunftsmanifest der
CDU im Jahr 1987 und dauern bis heute an. Die
Breite und die Tiefe der Programme und Pu-
blikationen erreichen ein beachtenswertes Mall —
weit mehr als zum Beispiel in den massenhaft
verbreiteten und oft in der Parteienforschung her-
angezogenen Wahlplattformen. Im einzelnen erge-
ben sich in der ersten Diskussionsrunde folgende
Stationen'?):

- Die CDU hat vor der Bundestagswahl 1987 auf
dem Mainzer Parteitag ihr ,,Zukunftsmanifest*
(vgl. Ubersicht 1) beschlossen und setzt die
Programmdiskussion in verschiedenen Politik-
feldern und auf verschiedenen Ebenen fort;

-~ die SPD hat ein neues Grundsatzprogramm
(vgl. Ubersicht 2), das iiber das Jahr 2000 hin-
ausreichen soll, auf ihrem Programm-Parteitag
im Dezember 1989 verabschiedet;

~ die FDP arbeitet an einem neuen Grundsatz-
programm mit dem Motto ,liberal 2000%, in
dem die , Zukunftschance Freiheit“'¥) offen ge-
halten werden soll;

- die GRUNEN bemiihen sich in ihrem Konzept
zum ,Umbau der Industriegesellschaft* um ein
eigenes Zukunftsprojekt;

— die IG Metall hat 1988 einen ,Internationalen
ZukunftskongreB* und sechs Diskussionsforen
durchgefithrt und daraus ,Leitlinien zur gesell-

durch Entschuldung*, ,Individualisierung und Sicherheit®
bzw. ,,Zukunft und staatliche Verantwortung”, ,Neuorgani-
sation der Zeit*, ,Zukunftsoptionen — Technikentwicklung
in der Wissenschafts- und Risikogesellschaft”.

1) VerfaBt im Auftrag der Landesregierung von der gleich-
namigen Kommission, Stuttgart 1983; s.a. Die Dokumenta-
tion des Kongresses Zukunftschancen eines Industrielandes,
herausgegeben vom Staatsministerium Baden-Wilrttemberg,
Stuttgart 1983,

12) Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein, Informatio-
nen zur Denkfabrik, Kiel 0.J. Ein Projekt beschiftigt sich
mit der Infrastruktur der Zukunft, den sogenannten
»~K-Faktoren* (Kenntnisse, Kompetenz, Kreativitiit, Kultur,
Kunst und Kommunikation).

13) Vgl. Hans-Joachim Schabedoth/Heinrich Tiemann, Zu-
kunftsdiskussion der Parteien und Gewerkschaften, in: WSI-
Mitteilungen, (1989) 11, §.698-707; s.a. die Beitriige in:
J. Schmid/H. Tiemann (Anm. 9). Die IG Metall hat in sechs
Materialbiinden die Diskussionsforen (Die andere Zukunft:
Solidaritéit und Freiheit, Koln 1988) dokumentiert. Sie be-
handeln die Themen Technik, Tarifpolitik, Sozialstaat, Wirt-
schaft, Arbeit und Umwelt.

14) So der Untertitel des Liberalen Manifests von 1985,
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schaftlichen und gewerkschaftlichen Reform*
gewonnen;

- seitens der Unternehmer wird der ,Standort
Bundesrepublik* und insbesondere die kiinftige
Konkurrenzfihigkeit auf den Weltmiirkten the-
matisiert;

- auch die Kirchen erortern die Folgen des tech-
nisch-8konomischen Wandels, wie die Stich-
worte Sonntagsarbeit oder Gen-Manipulation
beispielhaft aufzeigen.

Mit den Vorbereitungen zum Bundestagswahl-
kampf 1990 und den fundamentalen Veriinderun-
gen in der DDR, die das Thema Wiedervereini-
gung auf die politische Agenda brachten, sind die
Zukunftsdiskussionen unterbrochen worden. Mitt-
lerweile ist jedoch die Diskussion iiber die kiinftige
Gestaltung und die Aufgaben der erweiterten Bun-
desrepublik aufgenommen worden.

Die IG Metall hat mit ihrem Internationalen Zu-
kunftsforum ,,Demokratie, Solidaritéit und Freiheit
— Soziale Gerechtigkeit und okologische Verant-
wortung in der neuen Welt“ ihre Zukunftsdiskus-
sion von 1988 fortgesetzt. Im hundertsten Jahr
ihres Bestehens skizziert der erste Vorsitzende,
Franz Steinkiihler, die relevanten Themengebiete,
niimlich: a) die ,Grundlinien und Ansatzpunkte
politischer Alternativen in der Welt, in Europa, in
der Bundesrepublik“; b) die ,Reformméglichkei-
ten und Grenzen unter Bedingungen einer wegge-
fallenen Systemkonkurrenz bei einer gleichzeitig
verschirften Weltmarktkonkurrenz® und c¢) die
wprinzipielle(n) Durchsetzungsbedingungen und
praktische(n) Umsetzungschancen aus gewerk-
schaftlicher Sicht“!%).

15) Franz Steinkilhler, Gewerkschaften als Begriinder und
Garanten von Demokratie und Freiheit — ihre soziale und
dkologische Verantwortung in der Welt, Vortrag auf dem
Internationalen Zukunftsforum in Frankfurt, 6./7. Juni 1991,

Ubersicht 1: Das Zukunftsmanifest der CDU - Auf einen Blick

. Mut zur Zukunft

und soziale Sicherheit

modernen Sozialstaates

1
2. Wissenschaft und Technik im Dienst des Menschen und einer lebenswerten Umwelt
3. Forschung und Technologie als Grundlage fiir wirtschaftlichen Fortschritt, neue Arbeitsplitze

4. Neue Chancen durch mehr Beschiiftigung und mehr Wahlmoglichkeiten

5. Durch Bildung und Weiterbildung zu mehr persénlicher und beruflicher Selbstentfaltung

6. Die Familie als unverzichtbare Voraussetzung fiir eine menschliche Gesellschaft

7. Fiir eine neue Partnerschaft zwischen Mann und Frau

8. Mehr Sinnerfiillung in einer farbigen Kulturgesellschaft

9. Fiir einen Staat, der sich auf seine eigentlichen Aufgaben beschriinkt

0. Ehrenamtliches Engagement, soziale Initiativen und Selbsthilfegruppen als Bereicherung des

11. Sicherheit, Geborgenheit und eigenstiindige Lebensgestaltung im Alter
12. Fiir eine Welt, die ein Leben in Frieden, Freiheit und Wiirde ermoglicht

Ubersicht 2: Was wir wollen - Auszug aus dem Grundsatzprogramm der SPD

Wir wollen eine Weltgesellschaft, die durch eine neue Form des Wirtschaftens das Leben von
Mensch und Natur auf unserem Planeten dauerhaft bewahrt.
die gesellschaftliche Gleichheit von Frau und Mann, eine Gesellschaft ohne Klassen,
Privilegien, Diskriminierung und Ausgrenzung.
... eine Gesellschaft, in der alle Frauen und Minner das Recht auf humane Erwerbsarbeit
haben und alle Formen der Arbeit als gleichwertig behandelt werden.
... durch solidarische Anstrengung Wohlstand fiir alle erreichen und gerecht verteilen.

daB eine Kultur in ihren vielfdltigen Erscheinungsformen das Leben aller Menschen
bereichert.

... Demokratie in der ganzen Gesellschaft, auch in der Wirtschaft, im Betrieb und am
Arbeitsplatz verwirklichen, wirtschaftliche Macht begrenzen und demokratisch kontrol-
lieren.

daB die Biirger iiber die Gestaltung der Technik mitbestimmen, damit die Qualitiit von
Arbeit und Leben verbessert wird und die Risiken der Technik gemindert werden.
einen modernen demokratischen Staat, getragen vom Engagement der Biirgerinnen
und Biirger, der zur Durchsetzung gesellschaftlicher Ziele fihig ist und sich stidndig an
neuen Aufgaben wandelt und bewihrt.

BloBes Fortschreiben bisheriger Entwicklungen ergibt keine Zukunft mehr.
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Die Gewerkschaft Offentliche Dienste, Transport
und Verkehr (OTV) hat im Zusammenhang mit
der Forderung nach einer Reform des &ffentlichen
Dienstes im Juni 1991 ihrerseits die Ergebnisse der
Diskussions-, Forschungs- und Umsetzungsarbeit
am Projekt ,,Zukunft durch offentliche Dienste*
vorgestellt. AnschlieBend will die OTV ihre Vor-
stellungen ,,von der Basis her” weiter konkretisie-
ren'®). Die Aktivititen der beiden Einzelgewerk-
schaften strahlen zunehmend auf den DGB aus,
der sich nun ebenfalls auf die Gefilde , Jenseits der
BeschluBlage*'”) begeben will.

Ende 1993 wird die CDU ein neues Grundsatzpro-
gramm vorlegen und damit der deutschen Vereini-
gung und den verénderten europa- und weltpoliti-
schen Bedingungen Rechnung tragen. Der Ver-
einigungsparteitag von West-CDU und Ost-CDU
am 1, Oktober 1990 hatte den BeschluB gefaBt, das
1978 beschlossene Programm der CDU durch ein
neues zu ersetzen. Bis Mitte 1992 sollen Gespriiche

mit Kirchen, Verbinden und Wissenschaftlern
iiber die Elemente des Programms gefiihrt werden.
Der bisherige Vorsitzende der Programmkommis-
sion, Lothar de Maiziére, erwartete von der Arbeit
eine integrierende Wirkung zwischen den beiden
Teilen Deutschlands.

Auch die CSU will ein neues Programm verab-
schieden und dabei auf die 6kologischen und &ko-
nomischen Herausforderungen ebenso Antwort
geben wie auf die gesellschaftlichen und politi-
schen Veriinderungen. Dies soll iiber eine bloBe
Fortschreibung des von 1976 stammenden Grund-
satzprogramms hinausgehen.

Die SPD hat bereits eine Projektgruppe unter der
Leitung des Parteivorsitzenden gebildet mit der
Bezeichnung ,,Deutschland 2000*. Dieses Projekt
stellt eine Fortentwicklung des Regierungspro-
gramms , Fortschritt 90 dar und soll die Verzah-
nung beider Teile Deutschlands und die Integra-
tion in das kiinftige Europa aus der Sicht der SPD
klarlegen.

II. Zukunftsprogramme als politische Innovationen

1. Die Dynamik des politischen Wettbewerbs

Parteien stehen untereinander in einem scharfen
Wettbewerb; dies erfordert entsprechende politi-
sche Strategien und Wahlkampftaktiken, die eine
Profilierung und dadurch eine Ausweitung der
eigenen Mitglieder- und Wihlerbasis ermoglichen.
Insofern zwingen veriinderte gesellschaftliche Be-
dingungen und Problemlagen zu neuen program-
matischen Antworten, die wiederum Wettbe-
werbsvorteile ermdglichen und die Dynamik der
Parteienkonkurrenz erhthen. In abgeschwiichter
Form gilt das ebenfalls fiir Verbinde. DaB sich die
spezifischen Reaktionen auf diese Herausforde-
rung in ihren konkreten Ausprigungen unterschei-
den, ist selbstverstidndlich und evident. Differen-
zen in den Reaktionsmustern erwachsen vor allem
aus situativen Faktoren wie den jeweiligen Interes-
senlagen, Fiithrungspersonlichkeiten, Ressourcen-
ausstattungen und organisationsstrukturellen Kon-
figurationen.

Fiir Parteien ist ein Katalog von Funktionen ent-
wickelt worden, den eine solche ,Erneuerung

16) Vgl Monika Wulf-Mathies (Hrsg.), Zukunft durch Of-
fentliche Dienste, 6 Diskussions- und Forschungsbiéinde,
Kbiln 1991, U.a. werden die Themenkomplexe Sozialstaat,
bffentliche Unternehmen, Kommunalverwaltung, lokale Ge-
sundheitsdienste, Stadterneuerung und Umweltschutz be-
handelt.

1) So der Titel eines Gutachtens im Auftrag der Hans-
Bockler-Stiftung, herausgegeben von Jiirgen Hoffmann/Rei-
T;;D Hoffmann/Ulrich Miickenberger/Dietrich Lange, Kéln
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durch Grundsatzdiskussionen*“!®) erfiillen soll. Sie
soll zum einen der Offentlichen Selbstdarstellung,
Werbung und Abgrenzung gegeniiber dem politi-
schen Gegner dienen. Zum anderen soll sie die
Mitglieder iiber Diskussion und Partizipation wie-
der vertieft einbinden, ProblembewuBtsein und
Zukunftsperspektiven aufzeigen sowie schlieBlich
dem Publikum bzw. strategisch wichtigen Segmen-
ten davon Signale senden und sogar neue Biindnis-
mbglichkeiten sondieren.

Dahinter steht ferner eine ,Umorientierung des
Politischen®, die Peter Grafe am Beispiel der SPD
so beschreibt: ,Parteien sind nicht mehr der politi-
sche Arm von (sozialen, d.V.) Gruppen, die als
klar abgrenzbare und in sich relativ homogene
Teile der Gesellschaft ihre Interessen gegeniiber
dem Ganzen durchzusetzen suchen, sondern mo-
derne Parteien in Deutschland konkurrieren unter-
einander um die maBgebende Interpretation von
Gemeinwohl und dann darum, wer zur Wahrung
und Mehrung des Gemeinwohls das geeignetere
Personal anzubieten hat. Dabei wird zunehmend
ein Konglomerat von Interessen zu beriicksichti-
gen sein, die nicht mehr den sozialen Status als
strukturierendes Zentrum haben,“')

Programmatische Modernisierungen, das zeigen
allerdings insbesondere die Beispiele SPD und Ge-

18) Vgl. Norbert Lepszy, Erneuerung durch Grundsatzdis-
kussionen und -programme in CDU und SPD, in: Eicholz-
brief, (1989) 4, §.27-37.

19) Peter Grafe, Tradition & Konfusion = SPD: Alle Macht
den Profis, Frankfurt/M., S. 1021,
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werkschaften sowie in jiingster Zeit die CDU,
bleiben innerorganisatorisch jedoch meistens fol-
genlos, wenn sie nicht durch eine ,,zweite Moderni-
sierung®, das heifit durch entsprechende Organisa-
' tionsreformen, erginzt werden®’). Gerade in An-
betracht der gesamtdeutschen Zusammenschliisse
von Parteien und Verbinden sind auf diesem Ge-
biet viele Aufgaben noch unerledigt und die Inte-
grationspotentiale breit angelegter programmati-
scher Diskussionen lingst nicht ausgeschopft®),
Denn es gilt: ,Viel hingt vom Start der Parteien-
demokratie und parallel dazu von der Gestaltung
des Verbandswesens in den neuen Lindern ab.
Parteien, die jetzt die Regierungsverantwortung
iibernommen haben, besitzen bei erfolgreicher
Politik die Chance, regional identititsstiftend zu
wirken.,. Die Parteien miissen selbst Zukunfis-
konzeptionen erarbeiten, statt gesellschaftlich vor-
gegebene einfach nur umzusetzen. Gelingt dies, so
konnen auch neuartige Loyalititen entstehen.“*)

2. Institutionelle und organisatorische Faktoren

In der Politikwissenschaft sind vor allem drei klas-
sische Thesen postuliert worden, die die Innova-
tionsbereitschaft von Parteien betreffen. Maurice
Duvergeru) geht davon aus, daB vor allem Links-
parteien aufgrund ihres Selbstverstindnisses und
ihrer Tradition als Programmparteien zu Neuerun-
gen bereit sind. Hier sind auch - so vielfach die
unterschwellige Konnotation — die Mitglieder akti-
ver und der Parteiapparat — jedenfalls in histori-
scher Perspektive - besser ausgeriistet>!). Demge-
geniiber hat Theodore J. Lowi*) die Ansicht ver-
treten, daB die jeweilige Oppositionspartei durch
den Verlust der Regierungsmacht gezwungen
wird, Neues zu entwickeln. In Anlehnung an An-
thony Downs®®) 148t sich ferner vermuten, daB

20) Vgl. Josef Schmid/Heinrich Tiemann, Organisation ist
auch Politik. Modernisierungsbedarf und Perspektiven der
gewerkschaftlichen Organisation, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte, (1991) 6, S.381-390; Hans-Joachim Schabedoth/
Heinrich Tiemann, Zukunfisdiskussion der IG Metall und
Wandel der Organisationspolitik, in: Forschungsjournal
Neue Soziale Bewegungen, (1991) 3, Parteinahe Skepsis
artikulieren Warnfried Dettling, Das rechte Elend der Kon-
servativen, in: Die Zeit, Nr.21 vom 17, Mai 1991, S.4 und
Ebdrha.rd Eppler, Das linke Leiden an der Wirklichkeit, in:
ebd., S.5. .

21) Vgl. Frank Lobler/Josef Schmid/Heinrich Tiemann
(Hrsg.), Wiedervereinigung als Organisationsproblem. Ge-
samtdeutsche Zusammenschlilsse von Parteien und Verbiin-
den, Bochum 1991.

2) Wolfgang Jager, Die Volksparteien nach der deutschen
Vereinigung, in: Die politische Meinung, (1991) 2, S. 68.

) Die politischen Parteien, Tubingen 1959.

24) Zur historischen Kontinuitit der SPD als Programmpar-
tei vgl. Wolfgang Luthardt, Uberlegungen zur Programmak-
tivitiit und -innovation der SPD, in: J. Schmid/H. Tiemann
(Anm. 9).

%) Ein neuer Bezugsrahmen fiir die Analyse von Macht-
strukturen, in: Wolf-Dieter Narr/Claus Offe (Hrsg.), Wohl-
fahrtsstaat und Massenloyalitidt, Koln 1975,

26) Okonomische Theorie der Demokratie, Tibingen 1968,
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eine starke Konzentration der Wihlerschaft in der
Mitte und deren hohe Wechselbereitschaft einen
programmatischen Impuls bei allen Parteien ent-
facht — zumindest bei denjenigen, die sich nicht als
radikale Systemopposition verstehen.

Ein Blick auf den Diskussionsverlauf liBt diese
parteiensoziologischen Theoreme allerdings als
wenig stichhaltig erscheinen. Zwar hat die SPD als
Linkspartei und als Partei in der Opposition ihre
programmatische Aktivitit deutlich gesteigert,
aber die Zukunftsdiskussion ist eine Erfindung der
CDU - der Regierungspartei. Ebenso sind Pro-
gramme als Werbemittel fiir sozialstrukturell rela-
tiv ungebundene Volksparteien von hoher Bedeu-
tung; doch liBt sich damit allenfalls eine quantitati-
ve Zunahme bei allen Parteien erkliiren und nicht
die spezifischen Inhalte und Ausgangspunkte,

Das schnelle Nachziehen aller Parteien in der Zu-
kunftsdiskussion ist nicht nur auf den hohen inno-
vationsfordernden Wettbewerbs- und Problem-
druck, sondern auch auf Diffusions- und Imita-
tionsprozesse zuriickzufiihren. Die Verbreitung
der Umweltprogramme und der gesteigerte Stel-
lenwert von Aussagen zur Okologieproblematik
stellen hierfiir ein anschauliches Beispiel dar”’).

Innerhalb der organisationssoziologischen Innova-
tionsforschung sind eine Reihe von weiteren Fak-
toren benannt worden, die ebenfalls zur Untersu-
chung von programmatischen Neuerungen heran-
gezogen werden konnen®®). Als erstes wird darauf
verwiesen, daB ein UberfluB an Ressourcen zu
innovativen Aktivititen fiihrt. Bei den grofien Par-
teien und Verbiinden ist zumindest die Ausstat-
tung ausreichend, um etwa Personal fiir Diskussio-
nen fiber die Zukunft abzustellen. Ein zweites
Faktorenbiindel stellt auf die beschleunigende
Wirkung von Notlagen und das aktive Eingreifen
von Menschen ab. Im Falle der FDP und auch der
Gewerkschaften kann von einer subjektiv als kri-
tisch perzipierten Situation ausgegangen werden:
Die einen fiirchten die Fiinfprozenthiirde, wih-
rend die anderen durch Arbeitslosigkeit, techni-
schen und okonomischen Wandel ihre Position
bedroht sehen. Wichtig sind ferner Personlichkei-
ten, die als politische Unternehmer bereit sind, das
Risiko von Innovationen auf sich zu nehmen. Inso-
fern spielen Wechsel in den Fiithrungsgremien von
Parteien und Verbinden durchaus eine Rolle. Dies
gilt insbesondere im Falle der IG Metall fiir die
Wahl Franz Steinkiihlers zum ersten Vorsitzenden
oder die - zeitweise — starke Position von Heiner
GeiBler innerhalb der CDU.

27) Vgl. Thomas Poguntke/Hermann Schmitt, Die Grilnen.
Entstehungshintergrund, politisch-programmatische  Ent-
wicklung und Auswirkung auf andere Parteien, in: J. Schmid/
H. Tiemann (Anm. 9).

28) Vgl. den Uberblick an Hypothesen bei Harold Wolman,
Innovation in local government and fiscal austerity, in: Jour-
nal of Public Policy, (1986) 2, S. 159-180.
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Konkurrenz innerhalb von politischen Organisa-
tionen — und nicht nur zwischen diesen - vermag
ebenfalls verkrustete Strukturen aufzubrechen. Sie
kann wiederum mit dem Aufstieg einzelner Perso-
nen zusammenhiéngen - etwa dem Kampf um die
Kanzlerkandidatur von Oskar Lafontaine - oder
eher systematischen Charakter annehmen. Fiir
letzteres ist der betont foderative Aufbau der

CDU wiederum ein besonders gutes Beispiel. Hier
gingen im Verlaufe der siebziger Jahre eine Reihe
innovativer [m]gulse von den erfolgreichen Landes-
verbinden aus*’), die ersten Zukunftsprogramme
stammen aus dem Saarland und Hamburg®). In
dhnlicher Weise spielt innerhalb der Gewerk-
schaftsbewegung die IG Metall eine gewisse Vor-
reiterrolle.

II1. Sozialer Wandel und die Krise der groen Utopien

1. Grundziige einer postmodernen Konfiguration

Seit Mitte der siebziger Jahre vollziehen sich in den
westlichen Industriestaaten vielfiltige Gkonomi-
sche, soziale, kulturelle und politische Veriinde-
rungsprozesse, die einen grundlegenden und weit-
reichenden gesellschaftlichen Umbruch indizieren.
Diverse Begriffe und theoretische Ansitze wie
Postmaterialismus, Postfordismus, Postmoderne,
Neokonservatismus, Risikogesellschaft etc. suchen
diesen Wandel zu erfassen, ohne ihn jedoch hin-
sichtlich seiner Richtung und zukiinftigen Entwick-
lung iiberzeugend prizisieren oder gar der dimen-
sionalen Vielfalt Rechnung tragen zu kénnen. Die
gesellschaftliche Lage und die intellektuelle Refle-
xion dariiber sind aus diesem Grunde durch eine
.Neue Uniibersichtlichkeit”, einen ,Verlust an
utopischer Energie” sowie ein hohes MaB8 an , Risi-
ko*’') gekennzeichnet. Herfried Miinkler spricht
sogar von einem ,,postutopischen Zeitalter==).

Die Entwicklung unterminiert die Tragfihigkeit
von Utopien und Ideologien wie Sozialismus oder
Nation(alstaat), um die beiden wichtigsten zu nen-
nen. Diese haben immer zugleich a) Kontinuitit
im Handeln der Menschen vermittelt, indem sie
Identitéit in der Geschichte stifteten; b) politisch-
ideologisch homogenisiert, d.h. immer auch ein
Biindel von Politiken generiert und verbunden so-
wie im Hinblick auf die jeweiligen sozialen Grup-
pen integriert; c) die (Zeit-)Abldufe dynamisiert
und durch die Differenz von Zukunftsentwurf und
Realitiit Handlungsimperative erzeugt.

Utopien, so zeigen die Erfahrungen der letzten
Jahre, verlieren ihre Motivations- und Anzie-

¥) Vgl. die Fallstudien zur Bildungs-, Sozial- und Industrie-
politik bei Josef Schmid, Die CDU. Organisationsstruktu-
ren, Politiken und Funktionsweisen einer Partei im Fodera-
lismus, Opladen 1990.

%) Vgl. Josef Schmid, Zukunft aus der Provinz? Programm-
diskussionen und EinfluB der CDU landeeverbﬁndc in:
ders,/H. Tiemann (Anm. 9).

31) Jiirgen Habermas, Die neue Uniibersichtlichkeit, Frank-
furt/M. 1985; Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg
in eine andere Moderne, Frankfurt/M. 1986; Niklas Luh-
mann, Risiko auf alle Fille. Schwierigkeiten bei der Be-
schreibung der Zukunft, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 2. Januar 1991, S. 42.

%) Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 31, Dezember
1985, §.31.
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hungskraft, wenn in ihrem Ensemble durch gesell-
schaftliche Prozesse fundamentale Verinderungen
eintreten. Individualisierung und Freisetzung der
Menschen aus den iiberkommenen Klassen- und
Sozialzusammenhiingen, aus Geschlechter- und
Familienrollen haben die Bedingungen homogener
Klassenbildung zersetzt, Lebensstile pluralisiert
und eine Differenzierung der subjektiven Einstel-
lungen bewirkt. Die nachhaltige Lockerung von
Partei- und Verbandsloyalitiiten ist nur der sicht-
bare Ausdruck einer insgesamt erhdhten politi-
schen Mobilitat™®). Der Geltungsschwund von
orientierungssichernden und handlungsleitenden
gesellschaftlichen Normen und die Fragmentie-
rung des Alltagswissens stehen dabei im engen
Zusammenhang mit der breiten BewuBtwerdung
der dkologischen und 6konomischen Krisen sowie
der Erfahrung von Endlichkeit und Grenzen der
Machbarkeit. Darin manifestiert sich eine Krise
industriegesellschaftlicher Rationalitit und Mo-
dernitit mit erheblichen politischen Konse-
quenzen®).

Nicht nur, daB Heterogenitiit an die Stelle von
Homogenitit getreten und die Illusion eines ,ab-
gesicherten Fortschrittspfades*®®) dem Bild einer
allzeitigen Krisenhaftigkeit der achtziger Jahre ge-
wichen ist. Die neuen Krisen lassen sich dariiber-
hinaus nicht mehr mit den herkdmmlichen Lo&-
sungsmustern der Moderne, also nicht im Sinne
eines ,Mehr an Modernitit® (Offe) regulieren.
Der Schwund des Vertrauens in die Steuerungsfii-
higkeit des Staates — und im iibrigen auch der
Wirtschaft - ist keine nur voriibergehende Erschei-
nung; insofern {iberrascht es nicht, daB Politik
vielfach im BewubBtsein der Bevolkerung als bloBe
Verwaltung empfunden und ihr jedwede Gestal-
tungskraft abgesprochen wird. Der Zeitgeist ist

3) Vgl. Rolf G. Heinze/Josef Hilbert/Helmut Voelzkow,
Sozialstruktureller Umbruch und politische Folgen, in:
J. Schmid/H. Tiemann (Anm. 9).

34) Vgl. Hermann Lilbbe, Der Lebenssinn der Industriege-
sellschaft, Berlin u,a. 1990,

35) M. Prisching (Anm.2), S.11; s.a. J.Habermas
(Anm.31); U.Beck (Anm.31); differenzierter Herfried
Miinkler, Was fiir eine Zukunft? Fortschritt, Moderne, Uto-
pie - eine Begriffsklirung, in: J.Schmid/H. Tiemann
(Anm. 9).
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eher postmodern®) ~ und keiner glaubt mehr an
die heile Welt von morgen und die groBen Ideen
von gestern.

Fest steht ebenfalls, daB die Grenzzichungen zwi-
schen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft
derzeit nicht mehr eindeutig vorgenommen wer-
den konnen. In dynamischen Zivilisationen

schrumpft néimlich die Zukunftsdimension: ,Die’

Zukunft ist realitiitsniher geworden. . ., sie ist ni-
her herangeriickt an die Gegenwart . .. Der Hand-
lungsspielraum wird eingeengt, weil iiber einen
Teil der Zukunft schon in der Gegenwart verfiigt
wird.“?”) Und weiter: ,Lingst gibt es beides nicht
mehr, weder die weitentfernten Orte, noch die
iiber zeitliche Diskontinuitéiten hinweg geschaffe-
ne, fiktive, ferne Zukunft, in der sich die ideale
Gesellschaft entwerfen, und in der sich triumen
liBt, als Kompensation des gegenwirtigen Elends,
sozial, politisch und moralisch, literarisch, was im-
mer das empfindsame Herz oder die unaufgeklirte
Vernunft begehren mochte.**)

2. Politisierung der Zukunft

Der Bedarf an Identitit, an Vertrauen und an
Sicherheit wichst jedoch allenthalben. Individuen
wie gesellschaftliche Organisationen und Gruppen
kénnen ohne ein Bild von Zukunft nicht leben und
handeln; alle brauchen eine solche Vorstellung,
um sich in der Gegenwart zu orientieren. Zu-
kunftsdiskussionen und -programme projizieren
existentielle Hoffnungen: Sie sollen dem Schwund
an ZukunftsgewiBheit entgegenwirken und ein bif-
chen von der GewiBheit zuriickholen, die frither
der Zukunft eigen war’®). Zukunft soll in diesen

Verwendungszusammenhiingen gesellschaftlichen
Konsens reaktivieren und als legitimatorische
Kraft fiir politisches Handeln wirksam werden. Sie
soll in der ex ante-Perspektive den Akteuren Mut
machen, Phantasie wecken und die Bereitschaft
zur aktiven Beteiligung an der Zukunftsgestaltung
wecken. ,, Zukunft* wird dadurch auch zur , antizi-
patorischen Version konditionierter Machtaus-
iibung“?’), ,.zur BezugsgroBe der, Politik, zur ima-
gindren Arena gegensitzlicher Interessen“*!),

Dabei haben wir ,,nicht zu wenig Zukunft vor uns
oder iiberhaupt keine, sondern zu viele... Zu-
kunftspluralismus gehort inzwischen zur Innenaus-
stattung der Normalitit“*?). Insofern iiberrascht
die inflationdre Verwendung des Begriffes Zu-
kunft im politischen Wettbewerb, in Programmen,
Stellungnahmen und Leitsétzen nicht. In der ge-
genwiirtigen politischen Auseinandersetzung sol-
len Zukunftsentwiirfe die Funktionen {iberneh-
men, die bis vor kurzem noch Utopien wahrge-
nommen haben, Zukunftsdiskussionen versuchen
damit, die blaB gewordenen Ideenangebote der
alten Utopien zu substituieren. Sie sind im Unter-
schied zu diesen durchaus partial und widerspriich-
lich, eher fiir den schnellen politischen Gebrauch
produziert als in langfristigen gesellschaftlichen
Diskursen entwickelt, aber dafiir mit hoherem Fle-
xibilitidtspotential ausgestattet. Zukunftsdiskussio-
nen verlassen auch nicht mehr wie die klassischen
Utopien den Boden der gesellschaftlichen Mog-
lichkeiten und Bedingungen; sie arbeiten statt des-
sen eine reale gesellschaftliche Umbruchsituation
auf und prisentieren die ersten programmatischen
Aufbriiche, in denen sich nicht zuletzt die Ergeb-
nisse wissenschaftlicher Analyse wiederfinden.

IV. Zukunftsprogramme und politische Steuerung

1. Zwischen symbolischer und materieller Politik

Kritiker der intensiven Zukunftsdiskussion fiihren
gerne deren politisch-praktische Irrelevanz ins
Feld. Demnach reduziert sie sich auf symbolische

36) Vgl. Peter Kemper (Hrsg.), ,Postmoderne” oder Der
Kampf um die Zukunft, Frankfurt/M. 1988,

37) Helga Nowotny, Eigenzeit. Entstehung und Strukturie-
rung eines Zeitgefilhls, Frankfurt/M. 1989, S. 52.

38) Ebd., §.139.

#) Vegl. Karl Otto Hondrich, Zukunftsvisionen fiir die Indu-
striegesellschaft, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
20. April 1988, S. 301.

40) Thomas M. Becker, Zukunft der Arbeit? — Zukunft des
Wissens!, in: Psychosozial, (1988) 3, 8. 54,

41) Sieghard Neckel, Entzauberung der Zukunft. Zur Ge-
+schichte und Theorie sozialer Zeitperspektiven, in: Rainer
Zoll (Hrsg.), Zerstdrung und Wiederaneignung von Zeit,
Frankfurt/M. 1988, S. 476.

4?) Hans M. Enzensberger, Vermutungen {iber die Turbu-
lenz, in: Peter Sloterdijk (Hrsg.), Vor der Jahrtausendwen-
de. Bericht zur Lage der Zukunft, Frankfurt/M. 1990,
S. 106f.
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Politik, eben auf Show und manipulativen Schein,
hinter dem materiell nichts steckt: ,,Design statt
sein® (Guggenberger). Umgekehrt betonen die
Protagonisten die politische Ernsthaftigkeit des
Unternehmens. Ansitze in die richtige Richtung -
und das sei das wichtige — seien gemacht, und
Politik wiire eben das ,,Bohren dicker Bretter”, das
schon Max Weber konstatiert hat.

Diese Auseinandersetzung folgt der in der politik-
wissenschaftlichen Literatur gingigen dichotomi-
schen Behandlung von symbolischer versus mate-
rieller Politik oder Schaupolitik versus Entschei-
dungspolitik*®). Hier werden beide Formen von
Politik getrennt und einander gegeniibergestellt; es
werden sogar nur materielle Wirkungen oder ent-

43) Vgl. Murray Edelman, Politik als Ritual. Die symboli-
sche Funktion staatlicher Institutionen und politischen Han-
delns, Frankfurt/M. 1976; s. a. Ridiger Voigt (Hrsg.), Politik
der Symbole - Symbole der Politik, Opladen 1989.
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scheidungsrelevante Verhaltensmuster als Politik
anerkannt. Das ist jedoch eine konzeptionelle Ver-
engung, die es zu durchbrechen gilt. So formulie-
ren Fiirst und Henke zu Recht: ,Fiir den politisch-
administrativen Bereich haben immaterielle Fak-
toren wie Vertrauen, Motivation zur Mitwirkung
von Betroffenen, Erwartungssicherheit, symboli-
sches Problem-Management etc. eine kaum zu
unterschiitzende Bedeutung. Schlagworte wie
,Staatsverdrossenheit', ,Krise der Institutionen‘,
JParteien in der Krise* u.4. legen nahe, daB die
Form der Institutionalisierung des Staates Mitursa-
che fiir Defizite solcher immateriellen Faktoren
durch den Staat sein konnte.“*)

2. Zukunftssicherheit als Steuerungsressource

Die Zukunftsdiskussion zeichnet sich gerade da-
durch aus, daB sie die Kluft zwischen symbolischer
und materieller Politik iiberbriicken will. Dies ist
unter den gegenwirtigen soziopolitischen Kontext-
bedingungen auch eine notwendige Leistung, da
staatliche Steuerung in vielen Bereichen nur noch
als reflexive funktioniert und diese wiederum an
das Vertrauen in die ,,Zukunftsfahigkeit“*) riick-
gebunden ist. Begreift man die Zukunftsprogram-
me in ihrem Kern als Metadiskussion, die vor
allem Issues (relevante Probleme und Fragestel-
lungen) definiert, so erweist sich ihr Erfolg weni-
ger in praktisch-konkreter Regierungspolitik als in
der Strukturierung des umkimpften und briichigen
politischen Terrains und der Fihigkeit, den
«Orientierungsstaat* (Fiirst/Henke) mit einer nor-
mativen Grundlage zu versehen. Hinzu kommt,
wie einer der (ehemaligen) Protagonisten der Zu-
kunftsdiskussion anmerkt, daB ,.eine nachvollzieh-
bare Beschreibung des wiinschbaren Zustandes
auch selbst einen Beitrag dazu leistet, die anzustre-
bende Situation Wirklichkeit werden zu lassen“*®),

Um die Wiederherstellung einer normativen Basis
fir die Funktionsweise des politischen Systems
geht es also in der aktuellen Zukunftsdiskussion, in
der Sinn iiber die Méglichkeiten und die Richtung
einer Beeinflussung der gesellschaftlichen Ent-
wicklung organisiert werden soll. Beides héngt eng
miteinander zusammen: Die Frage, welche Zu-
kunft wir denn wollen, bleibt rein symbolisch,
wenn nicht zugleich Auskunft dariiber gegeben

%) Dietrich First/Klaus-Dirk Henke, Zwischen Wunsch und
Realitit -~ Okologische Erneuerung des Industriestaates,
in: Thomas Ellwein/Jens J.Hesse/Renate Mayntz/Fritz
W.Scharpf (Hrsg.), Jahrbuch zur Staats- und Verwaltungs-
wissenschaft, Band2, Baden-Baden 1989, S.310f.; s.a.
James G. March/Johan P. Olson, The New Institutionalism.
Organizational Factors in Political Life, in: American Politi-
cal Science Review, (1984) 1, S. 734-749.

) Vgl. Zukunftsperspektiven gesellschaftlicher Entwick-
lung (Anm. 11), S.27.

) Helmut Haussmann (FDP), in: Frankfurter Rundschau
vom 7, September 1987, S. 6.
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werden kann, ob eine solche Gestaltung iiberhaupt
noch mdglich ist. Dies bezieht sich weniger auf die
Problematik effektiver Planungs- und Interven-
tionsinstrumente (und seien sie noch so reflexiv),
sondern trifft den Kern des Politischen — genauer:
die Moglichkeit, inwieweit die ,versteinerten Ver-
hiltnisse zum Tanzen" zu bringen sind (Marx),
technische Kristallisationen wieder zu verfliissigen
sind (Schelsky, Gehlen) oder die subpolitischen
Sphiren der Risikogesellschaft wieder politisch ge-
sichert werden kénnen (Beck).

Allerdings ist das politisch-administrative System
nicht nur Opfer der gewandelten Bedingungen;
gerade durch sein Funktionieren wirkt es vielfach
als Krisenverstirker. Die Trennung von Steuerung
und Symbolik erzeugt zunehmend Schidden im
politischen Vertrauenshaushalt — und bleibt trotz-
dem notwendig. Notwendig ist dies deshalb, weil
die Komplexitiit der politischen Materie ohne die
Verweisung auf tragfiihige Ideologien, Sinnzusam-
menhiinge oder gesellschaftliche Utopien kaum
mehr vermittelt werden kann — zumal Politik ohne
diese Elemente dem Verdacht nicht entrinnen
kann, bloBe Verwaltung zu betreiben. Auf der
anderen Seite erscheint die symbolische Form als
wentinhaltlicht* — als Rauch ohne Feuer. Und zu-
nehmend instrumentalistisch gewendet verlieren
auch die letzten Bestiinde an Normen aus einer
schrumpfenden Lebenswelt an naturwiichsiger,
unhinterfragter Geltung. Dergestalt rationalisiert
wird beispielsweise Kultur zusehends politisch und
problematisch - sei es nun als Einklagen von Parti-
zipation und Transparenz oder als Furcht vor bela-
stender Verantwortung und Autonomie.

Neben solchen internen Krisenmechanismen ver-
schirft die Ausweitung des Handlungsbereiches
die Anfilligkeit des politischen Systems. Nicht weil
— wie Konservative gerne ins Feld fithren — der
Staat iiberlastet ist, sondern weil seine Uferlosig-
keit Konturen verwischt, Komplexitit erhéht und
den ModernisierungsprozeB verstirkt. Immer
mehr Entscheidungen und Interventionen finden
statt, immer weniger wird die grundlegende politi-
sche Richtung erkennbar, so daB der Eindruck des
ziellosen Hyperaktivismus verstirkt wird und der
Ruf nach Zwecksetzung oder nach Ruhe zuneh-
mend erhoben wird. Dies wiederum steigert den
Parteienwettbewerb, iiber den dann die Spirale
eine Umdrehung weiter gefiihrt wird: medienge-
rechter, technisierter Wahlkampf, programmati-
sche Inflation auf der einen Seite — und auf der
anderen das dumpfe Gefiihl beim Adressaten, nur
Antworten zu erhalten auf Fragen, die nicht ge-
stellt worden sind.

Hier setzt also die Zukunftsdiskussion an und ver-
sucht die Quadratur des Kreises. Es gilt, symboli-
sche mit materiellen Politiken zu verbinden und
Deutungsmuster iiber die Richtung und die Ge-
staltbarkeit des gesellschaftlichen Wandels zu lie-
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fern sowie die Grenzverliiufe von Staat und Gesell-
schaft neu zu definieren, kurzum: ein spezifisches
Politikverstindnis zu vermitteln*’). Damit kann
politisches Profil gewonnen, gesichert und dem
politischen Orientierungsbediirfnis des Wihlerpu-
blikums Rechnung getragen werden. Genauso las-
sen sich Themen vorstrukturieren, faktische Ge-
meinsamkeiten stabilisieren oder dementieren und
unter den Bedingungen der Mediengesellschaft die
Ver- und Entkopplung der ,Fassadenpolitik“ und
der ,,wirklichen Politik“**) organisieren.

3. Ausblick

In Parteien und politischen Verbidnden der Bun-
desrepublik sind gegenwiirtig die traditionellen
programmatischen Grundlagen durch Anstrengun-
gen um die ,richtige* Zukunftsperspektive in Be-

47) Vgl. Claus Offe, Staatstheorie auf der Suche nach ihrem
Gegenstand, in: Thomas Ellwein/Jens J.Hesse/Renate
Maynitz/Fritz W. Scharpf (Hrsg.), Jahrbuch zur Staats- und
Verwaltungswissenschaft, Band 1, Baden-Baden 1987,
S.309-320; Helmut Willke, Die Entzauberung des Staates,
Konigstein 1983,

48) M. Prisching (Anm.2) §.24.
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wegung geraten. Zur Erklirung dieses Phiinomens
sind eine Reihe von Thesen und Ansitzen entfaltet
worden. Insgesamt betrachtet sind die auf politi-
sche und organisatorische Faktoren wie Wettbe-
werb und Binnenstruktur von Parteien und Ver-
biéinden abzielenden Hypothesen primir in der La-
ge, die sachlichen und zeitlichen Schattierungen in
der Zukunftsdiskussion zu erkldren. Fiir die Tatsa-
che einer grundlegenden programmatischen Um-
orientierung scheint in viel hoherem MaBe der
gesellschaftliche Wandel selbst Antrieb zu sein,
Vor allem sind es die politischen Folgen sozial-
struktureller Verdnderungen, die die soziale und
normative Basis von Parteien und Verbinden un-
terminieren und zu Reaktionen zwingen. Teilweise
damit verbunden zeigt sich ferner, daB aus der
Perspektive des politisch-administrativen Systems
erfolgreiche Steuerung an politische Homogenisie-
rung und Sinngebung gebunden ist, was herzustel-
len eine Funktion der Zukunftsdiskussion aus-
macht, Inwieweit dies gelingt, ist derzeit noch of-
fen, doch fiir die weitere politische Entwicklung
von enormer Bedeutung - auch und gerade im
Hinblick auf die nationale und europiiische Inte-

gration,



Hans-Georg Betz: Radikal rechtspopulistische Parteien in Westeuropa
Aus Politik und Zeitgeschichte, B44/91, §.3-14

Seit dem Ende der achtziger Jahre haben radikal rechtspopulistische Parteien zum Teil beachtliche
Wahlerfolge in einer Reihe von westeuropliischen Demokratien errungen. Der Beitrag vermittelt einen
Uberblick iiber die Entwicklung, Entstehungsbedingungen und die politische Bedeutung der wichtigsten
unter ihnen. Ausgehend von einer Definition dieser Parteien werden theoretische Erklirungen fiir ihr
Entstehen untersucht. Dabei liegt das Hauptaugenmerk auf der weitverbreiteten These von den Moderni-
sierungsverlierern. Obwohl die Wihler und Sympathisanten der wichtigsten radikal rechtspopulistischen
Parteien zum Teil aus den sozialen Schichten kommen, die am meisten vom Modernisierungsschub der
letzten Jahre betroffen sind, liBt sich die Marginalisierungsthese nicht eindeutig genug bestimmen.
Gemeinsamkeiten zwischen den einzelnen Parteien bestehen jedoch vor allem im Wertesystem ihrer
Anhiinger, das durch einen defensiven Wohlfahrtsstaat-Chauvinismus geprigt ist.

Franz Urban Pappi: Wahrgenommenes Parteiensystemn und Wahlentscheidung in Ost-
und Westdeutschland. Zur Interpretation der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/91, S. 15-26

Zur Interpretation der ersten gesamtdeutschen Wahl wird ein Modell der ideologischen Parteiwahrnehmung
herangezogen, wonach die Withler ihre Wahmehmung der Parteistandpunkte bei einzelnen Sachfragen aus
ihrer Kenntnis der ideologischen Verankerung der Parteien heraus strukturieren. Die Modellanwendung
erbringt als eines der Hauptergebnisse, daB die ideologische Parteiwahrnehmung in Ost- und Westdeutsch-
land bereits weitgehend gleich ist. Es existiert also bereits ein einziges Parteiensystem in Deutschland aus
der Sicht der Wiihler,

Das ideologische Wahrmehmungsraster ist zweidimensional mit einer wirtschaftspolitischen Links-Rechts-
Achse mit den beiden Endpolen FDP und PDS und einer innen- und rechtspolitischen Links-Rechts-Achse
mit den Endpolen CSU und GRUNEN. In diesem ideologischen Raum stehen die ostdeutschen Wihler den
linken Parteien insgesamt niiher als die westdeutschen Withler. Wenn CDU/CSU und FDP trotzdem bei der
Bundestagswahl im Osten genausogut wie im Westen abschnitten, ist das damit zu erkliren, daB sie im
Osten einen griBeren Vorsprung in der Kompetenzeinstufung hatten.



Hubert Kleinert: Die GRUNEN 1990/91. Vom Wahldebakel zum Neuanfang
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/91, S.27-37

Ausgehend von der gegenwilrtigen schwierigen Situation der GRUNEN erfolgt eine Analyse von Hinter-
grilnden und Ursachen ihres bundespolitischen Niedergangs bei der Bundestagswahl 1990. Dabei werden
die Rolle der Deutschlandpolitik, das Verhiltnis der GRUNEN und ihrer Anhiinger zum Skosozialen
Erneuerungskurs der SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Oskar Lafontaine sowie die binnenstrukiurellen
Probleme der Bundespartei Die GRUNEN néher beleuchtet.

Die Entwicklung der grilnen Partei von der Bundestagswahl 1990 bis zum Herbst 1991 stellt sich als ein
organisatorischer und politischer ErholungsprozeB dar. Der Ausblick auf die Zukunftschancen der
GRUNEN im Hinblick auf die Bundestagswahl 1994 gestaltet sich deshalb positiv.

Das unerwartete Scheitern der westdeutschen GRUNEN bei der Bundestagswahl 1990 ist auf den
Zusammenhang verinderter Bedingungen des politischen Systems, auf die die GRUNEN im Vereini-
gungsjahr 1990 getroffen sind, und spezifische strukturelle Schwiichen der bundespolitischen Parteiorganisa-
tion der GRUNEN zuriickzufiihren. Eine sorgfiltige Analyse dieses Zusammenhangs ist notwendig, wenn
die Zukunftschancen der GRUNEN genauer beurteilt werden sollen.

Josef Schmid/Heinrich Tiemann: Die Zukunftsdiskussionen und -programme der
Parteien und Verbinde. Nur Rauch ohne Feuer?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/91, S. 38-46

Der Aufsatz zeichnet die ,Zukunftsdiskussion* nach, durch die fast alle Parteien und groBen Verblinde eine
neue programmatische Basis zu etablieren versuchen. Zur Erkliirung dieses Phiinomens der Gleichzeitigkeit
dieser , Zukunfisdiskussion* werden eine Reihe von Thesen und Ansiitzen entwickelt. Sie umfassen
a) politische und organisatorische Faktoren wie Wettbewerb und Binnenstruktur, b) Folgen des gesell-
schaftlichen Wandels fiir politische Utopien und Ideologien, ¢) Homogenitiit und Sinn als Voraussetzung
fiir erfolgreiche politische Steuerung,

Vor allem die politischen Folgen sozialstruktureller Verfinderungen der letzten Jahre sind es, die die soziale
und ideologische Basis von Parteien und Verbiinden beeinfluflt haben und zu programmatischen Reaktio-
nen zwingen. Der Verlust der normativen Basis durch Pluralisierung, Zukunftsunsicherheit und Politisie-
rung trifft auch den Symbolvorrat des weiteren politisch-administrativen Systems sowie - im Hinblick auf
die aktuellen Tendenzen in den fiinf neuen Bundeslindern und in der EG - die Fiihigkeit zur Integration der
Bevolkerung. Insofern wird der Zukunftsdiskussion weitaus mehr als nur ‘ein rhetorischer oder taktischer
Stellenwert zugemessen. -



	Impressum
	Radikal rechtspopulistische Parteien in Westeuropa
	I. Entwicklungen auf der nationalen Ebene 
	II, Das Erscheinungsbild des modernen radikalen R
	III. Gründe für die rechtspopulistische Renaissan
	IV. Materialistischer Protest jenseits von rechts

	Wahrgenommenes Parteiensystem und Wahlentscheidun
	I. Interpretation von Wahlergebnissen 
	II. Ein Modell zur Erklärung von Parteiwahrnehmun
	III. Eignung des Modells zur Interpretation der l
	IV. Modellanwendung 
	V. Schlußfolgerung 

	Die GRÜNEN 1990/91 Vom Wahldebakel zum Neuanfang
	I. Ursachen des Wahldebakels 
	II. Die Entwicklung der Partei seit der Bundestag
	III. Zukunftsperspektiven der GRÜNEN 

	Die Zukunftsdiskussionen und -programme der Parte
	I. Zukunft als Problem der Politik 
	II. Zukunftsprogramme als politische Innovationen 
	III. Sozialer Wandel und die Krise der großen Uto
	IV. Zukunftsprogramme und politische Steuerung 


